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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordnete 

Heike 

Hänsel 

(DIE LINKE.) 


War der Bundesregierung bekannt, dass Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeiter des Bundesnach- 
richtendienstes (BND) unter dem Deckmantel 
der Deutschen Gesellschaft für Internationale 
Zusammenarbeit (GIZ) GmbH in Pakistan 
Auslandsspionage betreiben, und wie bewertet 
sie dieses Vorgehen? 


Antwort des Bundesministers für besondere Aufgaben und Chef 
des Bundeskanzleramtes; Beauftragter für die Nachrichtendienste 
des Bundes, Ronald Pofalla 
vom 8. Februar 2012 

Nach eingehender Prüfung durch die Bundesregierung wird festge- 
stellt, dass sich die diplomatisch angemeldeten Mitarbeiter nicht als 
Mitarbeiter der Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusam- 
menarbeit (GIZ) GmbH ausgegeben haben. 


2. Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE LINKE.) 


Was hat die Bundesregierung bisher zur Um- 
setzung des Beschlusses des Deutschen Bun- 
destages vom 10. November 2011 , Gedenkort 
für die Opfer der NS-„Euthanasie“-Morde‘ 
(Bundestagsdrucksachen 17/5493 und 17/ 
7596) getan, und was wird sie diesbezüglich 
noch im Jahr 2012 tun? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsminister Bernd Neumann 

vom 7. Februar 2012 

Die Bundesregierung stellt im Rahmen des Gedenkstättenkonzeptes 
für die Errichtung des Denkmals bis zu 500 000 Euro bereit. Dem 
Land obliegt die Planungshoheit für den Geländekomplex. Das Land 
will Anfang 2012 einen Gestaltungswettbewerb durchführen. Nach 
Abschluss des Wettbewerbs soll ein Preisgericht einen Entwurf zur 
Realisierung empfehlen. In allen Gremien werden Vertreter des 
Landes Berlin und des Beauftragten der Bundesregierung für Kultur 
und Medien mitwirken. 

Über die Stiftung Topographie des Terrors und unter Beteiligung 
der Stiftung Denkmal für die ermordeten Juden Europas findet pa- 
rallel dazu die Einbindung der in einem Runden Tisch vertretenen 
Verbände und Interessengruppen statt. Diese arbeiten derzeit an 
einer „Historischen Einführung“ in das Thema mit, die Gegenstand 
der Wettbewerbsunterlagen sein soll. 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


3. Abgeordnete 

Sevim 
Dagdelen 
(DIE LINKE.) 


In welcher Eorm soll das am 23. Januar 2012 
durch den Rat für Auswärtige Angelegenhei- 
ten (EU-Außenministerrat) aktivierte „Opera- 
tionszentrum für das Horn von Afrika“ die zi- 
vil-militärische Zusammenarbeit zwischen den 
zwei stattfindenden und der geplanten dritten 
Mission der Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (GSVP) in der Region 
verbessern, und in welcher Eorm beteiligt bzw. 
plant die Bundesregierung, sich an diesem 
„Operationszentrum“ zu beteiligen? 


Antwort des Staatsministers Michael Link 
vom 6. Februar 2012 

Der Rat für Auswärtige Angelegenheiten hat am 23. Januar 2012 die 
Aktivierung des Operationszentrums beschlossen. Derzeit werden 
die Einzelheiten der Aktivierung im Hinblick auf das GSVP-Engage- 
ment am Horn von Afrika noch beraten. 

Das Operationszentrum soll u. a. den Zivilen Operationskomman- 
deur der EU bei der operativen Planung und der Eührung der mögli- 
chen zukünftigen GSVP-Mission zum regionalen Aufbau maritimer 
Kapazitäten („Regional Maritime Capacity Building“) sowie den 
Missionskommandeur der EU-Trainingsmission in Somalia unter- 
stützen und die strategische Koordination zwischen dieser Mission 
und den anderen GSVP-Aktiviäten am Horn von Afrika verbessern. 
Eerner soll es die zivil-miliärischen Synergien stärken, Verbindung 
zur Operation EUNAVEOR Atalanta halten und den Austausch zwi- 
schen den Missionen und der Operation mit den Brüsseler EU-Struk- 
turen erleichtern. 

Bei der Aktivierung des Operationszentrums handelt es sich um 
einen ersten Schritt zur Umsetzung des Anliegens der Initiative des 
Weimarer Dreiecks zur Stärkung der zivil-militärischen Planungs- 
und Eührungsfähigkeiten der EU. Eine deutsche Beteiligung wird ge- 
mäß der während des Aktivierungsprozesses angeforderten Expertise 
zu prüfen sein. 


4. Abgeordnete 
Sevim 
Dagdelen 
(DIE LINKE.) 


Wie viele Zwischenfälle sind der Bundesregie- 
rung bekannt, bei denen Angehörige der af- 
ghanischen Sicherheitskräfte in Anwesenheit 
von Angehörigen der Bundeswehr oder der 
deutschen Polizeibehörden Gewalt gegen die- 
se, Angehörige verbündeter Streitkräfte oder 
andere afghanische Sicherheitskräfte androh- 
ten oder anwendeten, und wie viele Menschen 
(Angehörige der Bundeswehr, deutsche Poli- 
zei, Afghanische Nationalarmee - ANA, Af- 
ghan National Police - ANP, Zivilisten) wur- 
den bei diesen Vorfällen verletzt oder getötet? 
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Antwort des Staatsministers Michael Link 
vom 7. Februar 2012 

Der Bundesregierung sind keine Vorfälle in der von Ihnen beschrie- 
benen Art in Anwesenheit von Polizeibeamten des deutschen Polizei- 
projektes in Afghanistan bekannt. Der Bundesregierung sind seit 
2009 insgesamt fünf Zwischenfälle bekannt, bei denen Angehörige 
der afghanischen Sicherheitskräfte (Afghan National Security Forces 
- ANSF) in Anwesenheit deutscher Soldaten Gewalt gegen deutsche 
bzw. verbündete Soldaten der Internationalen Sicherheitsunterstüt- 
zungstruppe (ISAF) angewendet haben. Bei drei Zwischenfällen gab 
es durch die Gewaltanwendung keine Gefallenen bzw. Getöteten 
und auch keine Verwundeten bzw. Verletzten. Bei einem Zwischen- 
fall wurde durch einen Schusswechsel ein afghanischer Polizist (der 
Täter) verletzt. Bei einem weiteren Zwischenfall wurden am 18. Feb- 
ruar 2011 durch einen Soldaten der afghanischen Nationalarmee 
(Afghan National Army - ANA) drei deutsche Soldaten erschossen 
sowie zwei deutsche Soldaten schwer und vier weitere leicht verwun- 
det. Auch der angreifende ANA-Soldat wurde bei diesem Feuerge- 
fecht getötet. 

Die Anzahl der Zwischenfälle, in denen Angehörige der ANSF Ge- 
walt gegen deutsche oder verbündete ISAF-Soldaten nur angedroht 
aber nicht ausgeführt haben, ist nicht bekannt, da diese Fälle statis- 
tisch nicht erfasst werden. 


5. Abgeordnete 

Sevim 
Dagdelen 
(DIE LINKE.) 


Wie viele deutsche Staatsbürgerinnen und 
Staatsbürger befinden sich gegenwärtig im 
Auftrag des Bundesministeriums des Innern, 
des Bundesministeriums der Verteidigung, des 
Auswärtigen Amts, des Bundeskanzleramtes 
oder des Europäischen Auswärtigen Dienstes 
in Libyen, und welche Aufgaben nehmen sie 
dort wahr? 


Antwort des Staatsministers Michael Link 
vom 8. Februar 2012 

Im Auftrag des Auswärtigen Amts (AA) befinden sich derzeit 
13 deutsche Mitarbeiter an der Deutschen Botschaft Tripolis. Sie 
nehmen dort botschaftsübliche Aufgaben wahr. 

Auf Ersuchen des AA und auf Weisung des Bundesministeriums des 
Innern (BMI) hat das Bundespolizeipräsidium zudem acht deutsche 
Polizeivollzugsbeamte der Bundespolizei an die Deutsche Botschaft 
Tripolis zum Personen-, Hausordnungs- und Objektschutzdienst ent- 
sandt. 

Aus dem BMI nimmt derzeit ein deutscher Verbindungbeamter des 
Bundeskriminalamtes seine Aufgaben an der Deutschen Botschaft 
Tripolis wahr und unterstützt deutsche Strafverfolgungsorgane. 

Für das Bundesministerium der Verteidigung sowie den Europä- 
ischen Auswärtigen Dienst sind gegenwärtig keine deutschen Staats- 
bürgerinnen und Staatsbürger in Libyen tätig. 
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Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die 
Mündliche Frage 56 des Abgeordneten Andrej Hunko aus der Fra- 
gestunde im Deutschen Bundestag vom 18. Januar 2012 und die hier- 
für in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages hinterlegte 
Verschlusssache verwiesen. 


6. Abgeordnete 

Sevim 
Dagdelen 
(DIE LINKE.) 


Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung 
über die extralegale Tötung des britischen 
Staatsbürgers Bilal el-Berjawi durch einen US- 
amerikanischen Drohneneinsatz in Somalia, 
nachdem dieser mit seiner Frau telefonischen 
Kontakt aufnahm und sich zuvor vergeblich 
vor britischen Gerichten gegen die gegen ihn 
gerichteten Vorwürfe, er sei ein mutmaßlicher 
Al-Qaida-Anhänger, wehrte, was sich schwierig 
gestaltete, da seine Anwälte befürchteten, ihr 
Mandant könnte bei einer telefonischen Kon- 
taktaufnahme vom US-Militär lokalisiert und 
in dessen Folge ermordet werden, und welchen 
Einfluss hat die völkerrechtswidrige Praxis der 
Ermordung von vermeintlichen Terroristen 
nach Auffassung der Bundesregierung auf die 
Möglichkeit, sich im Rahmen von rechtsstaat- 
lichen und fairen Verfahren gegen solche 
unüberprüften Vorwürfe zur Wehr zu setzen 
(siehe: www.salon.eom/2012/01/23/western_ 
justice_and_transparency/singleton/)? 


Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper 
vom 8. Februar 2012 

Der Bundesregierung liegen keine gesicherten Erkenntnisse zu dem 
in der Fragestellung angesprochenen Sachverhalt vor. Sie kann 
daher keine entsprechende Bewertung vornehmen. 


7. 


Abgeordneter 

Uwe 

Kekeritz 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Über welche Informationen verfügt die Bun- 
desregierung bezüglich der Sparpläne der US- 
Regierung in deren Verteidigungshaushalt die 
bayerischen Stützpunkte der US-Armee betref- 
fend, und wie wirken sich diese im Speziellen 
auf die Standorte Ansbach-Katterbach und 
Grafenwöhr aus? 


Antwort des Staatsministers Michael Link 
vom 8. Februar 2012 

Die Zusammenarbeit zwischen der Bundesregierung und der US-Re- 
gierung zum Aufenthalt der US-Streitkräfte in Deutschland ist eng 
und vertrauensvoll. Die US-Seite informiert regelmäßig über anste- 
hende und beschlossene Standortveränderungen. Die Bundesregie- 
rung wurde durch die amerikanische Regierung über grundsätzliche 
Planungen zur Umstrukturierung bei den US-Streitkräften in Europa 
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und Deutschland informiert. Es ist demnach geplant, die Anzahl der 
„Brigade Combat Teams“ (BCT) in Europa von vier auf zwei zu 
reduzieren. Als Kompensation sollen auf rotierender Basis auf dem 
US-Kontinent beheimatete Kräfte für Ausbildung und Übungen 
vorübergehend in Europa stationiert werden. 

Die Planungen wurden zwischenzeitlich dahingehend konkretisiert, 
dass neben dem Abzug eines BCT aus Baumholder auch der Abzug 
eines BCT aus Grafenwöhr geplant ist. Die hervorragend geeignete 
Infrastruktur in Grafenwöhr könnte gegebenenfalls für Ausbildung 
und Übungen weiter genutzt werden. 

Über die Zukunft des Standortes Ansbach-Katterbach liegen der 
Bundesregierung keine Erkenntnisse vor, die über die bisher mitge- 
teilten Streichungen von Stellen örtlicher Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer am Standort Ansbach hinausgehen. Insoweit verweise 
ich auf die Antwort der Bundesregierung auf Ihre Schriftliche Era- 
ge 35 auf Bundestagsdrucksache 17/8046. 

Zur weiteren Konkretisierung und Umsetzung der geplanten Maß- 
nahmen steht die Bundesregierung in engem Kontakt mit der ameri- 
kanischen Regierung. 


8. Abgeordnete 

Katja 

Keul 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie engagiert sich Deutschland bei der Ausbil- 
dung von Juristen und Verwaltungsfachleuten 
in Afghanistan? 


Antwort des Staatsministers Michael Link 
vom 8. Februar 2012 

Die Bundesregierung fördert im Rahmen verschiedener Programme 
die Aus- und Weiterbildung von Personal für die öffentliche Verwal- 
tung und die Justiz in Afghanistan. 

In der Provinz Herat werden über den gemeinnützigen Verein „Help 
- Hilfe zur Selbsthilfe e. V.“ Eührungskräfte auf Ebene der Provinz- 
und Stadtverwaltung fortgebildet, um lokale Behördenstrukturen zu 
stärken. Die Bundesregierung hat 2011 mit dem Aufbau der „Balkh 
School of Public Administration“ an der Universität in Mazar-e Sha- 
rif begonnen. Angestrebt ist die Einführung eines Bachelorabschlus- 
ses für Verwaltungswissenschaften, zu dem Trainingsprogramme 
und ein berufsbegleitendes Bachelorstudium gehören. Auch die Er- 
richtung von Eakultätsräumen auf dem neuen Universitätsgelände in 
Mazar-e Sharif ist vorgesehen. 

Über das Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht 
und Völkerrecht (MPI) fördert die Bundesregierung Ausbildungs- 
lehrgänge für Richteranwärter am afghanischen Obersten Gerichts- 
hof in den Kernbereichen Verfassungs-, Straf- und Zivilrecht, Men- 
schenrechte, Gerichtsorganisation und richterliche Ethik sowie die 
Bekämpfung von Justizkorruption. Außerdem werden im Rahmen 
des Projekts MPI-Rechtshandbücher, etwa zum fairen Gerichtsver- 
fahren in den Eandessprachen Dari und Paschtu erstellt. Darüber hi- 
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naus förderte die Bundesregierung über die „International Legal 
Foundation“ den Aufbau eines Pflichtverteidigungssystems und 
Rechtsberatungsstellen an den Universitäten von Herat, Mazar-e 
Sharif und Jalalabad (sog. legal clinics). 

Weiterhin finanziert die Bundesregierung im Rahmen des Projekts 
zur Förderung der Rechtsstaatlichkeit („Rule of Law“) in Afghanis- 
tan verschiedene Maßnahmen, die sich an Juristinnen und Juristen 
in Afghanistan wenden. So unterstützt das Vorhaben in 15 Distrikten 
Staatsanwälte und Polizei bei der Fallbearbeitung und bei der Zu- 
sammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei. Seit einigen 
Monaten unterstützt das Vorhaben ferner die unabhängige Rechtsan- 
waltskammer („Afghanistan Independent Bar Association“) in den 
nordöstlichen Provinzen beim Aufbau und der Ausstattung von Bü- 
ros sowie der Organisation von Rechtsseminaren und Konferenzen. 
Das „Rule of Law“-Vorhaben unterstützt weiterhin den Aufbau 
eines Netzwerkes junger Juristinnen und kooperiert mit Rechts- und 
Sharia-Fakultäten an den Universitäten im Norden des Landes. Da- 
rüber hinaus werden die vom Justizministerium geleiteten zivüen 
Streitschlichtungsstellen - die sogenannten Huquqs - erfolgreich 
durch Trainings und Mentoring gestärkt. 

Um die Leistungsfähigkeit und Wirksamkeit subnationaler Verwal- 
tungsstrukturen in Afghanistan zu erhöhen, wurden durch die Bun- 
desregierung im Rahmen der „Entwicklungsoffensive“ zwei Fonds 
zur Regionalentwicklung in Nordafghanistan aufgelegt. Seit Oktober 
2010 werden die beiden Fonds „Regionaler Strukturentwicklungs- 
fonds“ (Regional Capacity Development Fund, RCDF) und „Regio- 
naler Infrastrukturentwicklungsfonds“ (Regional Infrastructure 
Development Fund, RIDF) in den fünf Fokusprovinzen (Balkh, 
Badakhshan, Baghlan, Kunduz, Takhar) der deutschen Entwick- 
lungszusammenarbeit umgesetzt. 

Der Offene Politikberatungsfonds (OPAF) ist ein von der deutsch- 
afghanischen Entwicklungszusammenarbeit geschaffenes Instru- 
ment, das darauf abzielt, die zentralstaatliche Regierung bei wichti- 
gen Reformvorhaben zu unterstützen. Er bedient Anfragen und Re- 
formbemühungen der zentralen Regierungsebene, die auf ein besse- 
res Regierungshandeln abzielen. Das Hauptaugenmerk des OPAF 
liegt derzeit auf der Eindämmung der Korruption. Ein weiterer 
Schwerpunkt liegt in der Stärkung des afghanischen Rohstoffsektors. 
Zur Korruptionsbekämpfung wird mit dem OPAF die oberste Anti- 
Korruptionsbehörde Alghanistans („High Office of Oversight and 
Anti-Corruption“) gefördert. Das Thema Korruption wurde in den 
Umsetzungsdokumenten zur nationalen Entwicklungsstrategie für 
Afghanistan (ANDS) verankert. Eine Trainingsabteilung wird in der 
Behörde aufgebaut, um durch Kurse die Ministerien und Behörden 
auf zentraler wie regionaler Ebene für das Thema zu sensibilisieren. 
Im Rohstoffsektor wird mit dem OPAF das afghanische Sekretariat 
der „Extractive Industries Transparency Initiative“ (EITI) auf dem 
Weg zur Vollmitgliedschaft Afghanistans bei dieser internationalen 
Initiative beraten. 
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9. Abgeordnete 

Ute 

Koczy 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Haushaltsmittel aus welchen Titeln 
standen in jedem der Jahre 2009 bis 2012 
(2012: nach derzeitigem Planungsstand) für 
friedensrelevante Maßnahmen in Entwick- 
lungsländern jeweils für die Bereiche Krisen- 
prävention, Konfliktbearbeitung, Eriedensför- 
derung, Kinder in bewaffneten Konflikten, Zi- 
viler Eriedensdienst und Eragile Staatlichkeit 
zur Verfügung? 


10. Abgeordnete 

Ute 

Koczy 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Haushaltsmittel standen in jedem 
der Jahre 2009 bis 2012 (2012: nach derzeiti- 
gem Planungsstand) für alle die Bereiche, die 
darüber hinaus der Zivilen Krisenprävention 
dienen, wie beispielsweise Gute Regierungs- 
führung und Rechtsstaatiichkeit, zur Verfü- 
gung? 


Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber 
vom 2. Februar 2012 

Eür die genannten Bereiche standen im Einzelplan des Auswärtigen 
Amts (AA) für Entwicklungsländer folgende (ODA-anrechenbare) 
Mittel zur Verfügung: 

Kapitel 05 02 Titelgruppe 07, Maßnahmen und Teistungen zur Si- 
cherung von Erieden und Stabilität (ohne humanitäre Hüfsmaßnah- 
men und Maßnahmen der Abrüstung, Rüstungskontrolle und Nicht- 
verbreitungszusammenarbeit): 


2009 

2010 

2011 

2012 

209,373 

280,315 

240,253* 

(Schätzung) 

* 


(Beträge in Mio. Euro) 


Kapitel 05 02 Titelgruppe 08, Globale Partnerschaften: 


2009 

2010 

2011 

2012 

54,139 

47,687 

33,515* 

(Schätzung) 

♦ 


(Beträge in Mio. .Euro) 


Die ODA-anrechenbaren Mittel sind erst nach Abschluss des jeweiligen Haushaltsjahres und Meldung 
der projektspezifischen Ausgaben über das Statistische Bundesamt an das „Development Assistance 
Committee“ (DAC) der OECD genau zu beziffeni. 
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Insgesamt standen/stehen im Einzelplan des AA für die genannten 
Bereiche folgende Mittel zur Verfügung: 

Kapitel 05 02 Titelgruppe 07, Maßnahmen und Leistungen zur Si- 
cherung von Frieden und Stabilität (ohne humanitäre Hüfsmaßnah- 
men und Maßnahmen der Abrüstung, Rüstungskontrolle und Nicht- 
verbreitungszusammenarbeit): 


2009 

2010 

2011 

2012 

248.616 

334.018 

286,288 

350.144 


(Beträge in Mio. Euro) 


Kapitel 05 02 Titelgruppe 08, Globale Partnerschaften: 


2009 

2010 

2011 

2012 

61,000 

54,090 

38,016 

36,237 


(Beträge in Mio. Euro) 


Im Bereich des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit und Entwicklung (BMZ) standen bei Kapitel 23 02 Titel 687 02 
(Ziviler Friedensdienst) in den Haushaltsjahren 2009 und 2010 je- 
weüs 30 Mio. Euro zur Verfügung sowie im Jahr 2011 29 Mio. Euro. 
Für 2012 sind bei Kapitel 23 02 Titel 687 72 ebenfalls 29 Mio. Euro 
vorgesehen. 

Darüber hinaus wurden im Rahmen der büateralen Finanziellen Zu- 
sammenarbeit (FZ, Kapitel 23 02 Titel 866 01) und der Technischen 
Zusammenarbeit (TZ, Kapitel 23 02 Titel 896 03) in erheblichem 
Umfang Maßnahmen der Krisenprävention, Konfliktbearbeitung 
und Friedensförderung unterstützt. Die hierfür bereitgestellten Mit- 
tel ergeben sich aus der nachfolgenden Übersicht. Hierin sind alle 
Zusagen für die Jahre 2009 bis 2011 bzw. Planungen für 2012 für 
Vorhaben in Krisenregionen erfasst, die mit den Kennungen „KR 1“ 
(Krisenprävention, Konfliktbearbeitung oder Friedensförderung als 
wichtigstes Neben-, Unterziel bzw. Ergebnis) oder „KR 2“ (Krisen- 
prävention, Konfliktbearbeitung oder Friedensförderung als ein 
Hauptziel des Vorhabens) verschlüsselt worden sind. Es sind Doppel- 
erfassungen in beiden Übersichten des BMZ möglich. 


Haushaltsjahr 

FZ 

TZ 

Gesamt 


KR 2 

KRl 

KR 2 

KRl 

KR 2 

KR 1 

2009 

66,00 

297,50 

18,50 

129,50 

84,50 

427,00 

2010 

25,00 

179,60 

24,00 

176,36 

49,00 

355,96 

201 1 

22,00 

241,00 

26,94 

136,77 

48,94 

377,77 

2012 

33,50 

305,00 

14,06 

200,47 

47,56 

505,47 


(Beträge in Mio. Euro) 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-9- 


Drucksache 17/8637 


Haushalts- 

jahr 

FZ 

TZ 

Gesamt 


PDGG 

^ 

PDGG 

1 

PDGG 

2 

PDGG 

1 

PDGG 

2 

PDGG 

1 

2U09 

161,50 

828,32 

188,05 

533,97 

349,55 

1.362,29 

2010 

71.00 

634,50 

181,70 

396,00 

252,70 

1.030,50 

2011 

132,00 

602,85 

172,12 

529,32 

204,12 

1,132,17 

2012 

174.00 

740,58 

228,19 

570,68 

402,19 

1,311,26 


(Beträge in Mio. Euro) 


In größerem Umfang wurden Vorhaben der Partizipativen Entwick- 
lung/Guten Regierungsführung („Particpatory Development“/ 
„Good Governance“) gefördert, siehe vorstehende Übersicht der Zu- 
sagen für 2009 bis 2011 bzw. Planungen für 2012. Dabei sind Gover- 
nance-Vor haben nicht nur auf Krisen- und Konfliktsituationen be- 
schränkt, sondern finden auch in anderen Länderkontexten statt. 


1 1 . Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 
(DIE LINKE.) 


Hat der Bundesminister des Auswärtigen, 
Dr. Guido Westerwelle, seit seinem Amtsan- 
tritt Einladungen des Eventmanagers Manfred 
Schmidt angenommen, zum Beispiel zu 
Abendessen in dessen Penthouse „Residenz“ 
am Pariser Platz in Berlin, und wenn ja, wann? 


Antwort des Staatsministers Michael Link 
vom 7. Februar 2012 

Der Bundesminister des Auswärtigen hat seit seinem Amtsantritt kei- 
ne Einladungen von Manfred Schmidt zu Veranstaltungen in dessen 
Penthouse „Residenz“ am Pariser Platz in Berlin angenommen. 


12. Abgeordneter 

Ullrich 

Meßmer 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung den Aufenthalt von 
Präsident Nursultan Nasarbajew nutzen, um 
erneut den blutig niedergeschlagenen Gewerk- 
schaftsprotest in Shanaosen vom 16. Dezem- 
ber 2011 anzusprechen und sich nach den 
Portschritten respektive den Ergebnissen der 
zugesagten Aufklärung erkundigen? 


Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper 
vom 8. Februar 2012 

Die Bundesregierung hat die Berichte über die Ereignisse in der 
westkasachischen Stadt Shanaosen am 16. Dezember 2011 mit Be- 
sorgnis aufgenommen. Deutschland hat die kasachische Regierung 
im Rahmen einer EU-Erklärung im Ständigen Rat der Organisation 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) zur Durch- 
führung einer transparenten Untersuchung aufgerufen und beobach- 
tet aufmerksam die Schritte, die Kasachstan zur Aufklärung verfolgt. 
So hat Präsident Nursultan Nasarbajew eine Sonderkommission ein- 
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gesetzt, um die Vorfälle zu untersuchen und insbesondere den 
Schusswaffeneinsatz der Sicherheitskräfte in jedem Todesfall aufzu- 
klären. Er hat ferner die Regierung und die staatliche Ölgesellschaft 
Kasmuinaigas mit der Bildung einer Sonderkommission zur Lösung 
der arbeitsrechtlichen Streitigkeiten der Ölarbeiter beauftragt. Fer- 
ner entließ er den Gouverneur der betroffenen Region Mengistau 
und setzte den Vorsitzenden der Staatsholding „Samruk Kazyna“, 
Timor Kulibajew, seinen Schwiegersohn, ab. 

In den anstehenden Gesprächen mit dem Präsidenten der Republik 
Kasachstan wird die Bundesregierung auch die innenpolitische Lage 
sowie jüngste Ereignisse in Kasachstan ansprechen. 


13. Abgeordneter 

Ullrich 

Meßmer 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung die Unterzeichnung 
des Abkommens auch mit Forderungen nach 
Einhaltung der Menschenrechte verbinden? 


Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper 
vom 8. Februar 2012 

Bei dem in Kasachstan verhandelten Abkommen über Partnerschaft 
im Rohstoff-, Industrie- und Technologiebereich steht die Unterstüt- 
zung der Zusammenarbeit von Unternehmen beider Länder auf dem 
Gebiet der Erschließung, Gewinnung und Nutzung mineralischer 
Rohstoffe mit dem Ziel einer sicheren und nachhaltigen Rohstoffver- 
sorgung und Rohstoffnutzung im Vordergrund. Zudem soll das Roh- 
stoffpotenzial Kasachstans durch Investitionen, Innovationen und 
Lieferbeziehungen einer umfassenden Nutzung und nachhaltigen 
Entwicklung zugeführt werden. 

Die Bundesregierung geht in ihren Gesprächen mit der kasachischen 
Regierung regelmäßig auf die innerstaatliche Entwicklung und die 
menschenrechtliche Lage in Kasachstan ein. Seit dem kasachischen 
Vorsitz in der OSZE 2010, den Kasachstan auch zum Anlass genom- 
men hat, sein Bemühen um die Einhaltung von OSZE-Werten und 
-Standards, einschließlich der Menschenrechte, zu unterstreichen, 
beobachtet die Bundesregierung die menschenrechtliche Entwick- 
lung in Kasachstan auch im Hinblick auf die gemachten Zusagen mit 
großer Aufmerksamkeit und erinnert die kasachische Seite an diese 
Zusagen. 


14. Abgeordneter 

Paul 

Schäfer 

(Köln) 

(DIE LINKE.) 


Wie beurteilt die Bundesregierung derzeit die 
Menschenrechtslage in Indonesien und die 
Wahrscheinlichkeit, dass die indonesischen 
Streitkräfte gegen Gruppierungen im eigenen 
Land eingesetzt werden? 
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Antwort des Staatsministers Michael Link 
vom 6. Februar 2012 

Die Menschenrechtslage in der Republik Indonesien kann im regio- 
nalen Kontext als zufriedenstellend, wenn auch verbesserungsbedürf- 
tig beschrieben werden. Sie hat sich unter der gegenwärtigen Regie- 
rung von Staatspräsident Susilo Bambang Yudhoyono positiv entwi- 
ckelt. Die Regierung bekennt sich ausdrücklich zur Geltung der 
Menschenrechte und hat sich die Überwindung weiterhin bestehen- 
der Defizite, insbesondere bei der Umsetzung formal existierender 
Rechte, zum Ziel gesetzt. Hierbei ist sie auch zunehmend zu interna- 
tionaler Kooperation bereit, so etwa durch den seit 2010 regelmäßig 
stattfindenden Menschenrechtsdialog mit der Europäischen Union. 

Die Menschenrechtslage in West-Papua gilt im nationalen indonesi- 
schen Vergleich als angespannt. Insbesondere in dieser Region erfol- 
gen immer wieder Einsätze der indonesischen Streitkräfte und kön- 
nen auch für die Zukunft nicht ausgeschlossen werden. 


15. Abgeordneter 
Hans-Christian 
Ströbele 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit bestätigt die Bundesregierung Be- 
richte aus Griechenland (so Athens News vom 
13./14. März 2011), wonach das Deutsche 
Reich während der Nazi-Zeit und Besetzung 
1941/1942 von Griechenland Hunderttausen- 
de Mark Zwangskredite gefordert und erhalten 
habe, die noch nicht zurückgezahlt inzwischen 
mit Zinsen und Anpassungen viele Milliarden 
Euro betragen sollen, und wie beurteilt die 
Bundesregierung angesichts solcher Meldun- 
gen den Vorstoß gerade aus der deutschen 
Bundesregierung, einen EU-Kommissar nach 
Griechenland zu schicken, der „in Athen für 
Ordnung sorgen“ solle, sowie die heftige Ge- 
genwehr dagegen in Griechenland mit dem 
Hinweis auf den „Respekt griechischer natio- 
naler Identität und Würde“ (EAZ vom 30. Ja- 
nuar 2012)? 


Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper 
vom 8. Februar 2012 

Hinsichtlich des ersten Teils der Frage wird auf die Antwort der Bun- 
desregierung vom 11. Februar 2010 zu Frage 4 der Kleinen Anfrage 
der Fraktion DIE FINKE, auf Bundestagsdrucksache 17/709 ver- 
wiesen. 

Hinsichtlich des zweiten Teils Ihrer Frage ist die Bundesregierung 
der Überzeugung, dass die notwendigen umfassenden Reformen in 
Griechenland nur gemeinsam mit der griechischen Regierung und 
der griechischen Bevölkerung gelingen können. 

Gleichwohl ist es notwendig, gemeinsam mit den griechischen Part- 
nern Mittel und Wege zu finden, die Programmumsetzung in Grie- 
chenland zu verbessern. Hierüber wird aktuell zwischen den Mit- 
gliedstaaten der Eurozone und Griechenland sowie der Troika aus 
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Europäischer Kommission, Internationalem Währungsfonds und 
Europäischer Zentralbank intensiv diskutiert. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


16. Abgeordneter 

Sören 

Bartol 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, dass 
sich eine Eeistungsprämie an einen Beamten 
oder Angestellten eines Bundesministeriums 
bezüglich ihrer Beurteilungsgrundlage nicht 
auf die Personalratstätigkeit beziehen darf, 
und wenn ja, warum? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 7. Februar 2012 

Die reine Personalratstätigkeit ist jeder Bewertung durch den Dienst- 
stellenleiter entzogen. Insoweit kann die Personalratstätigkeit eines 
Beamten nicht Grundlage für die Gewährung einer Eeistungsprämie 
nach der Bundesleistungsbesoldungsverordnung sein. 

Eür Tarifbeschäftigte, die wegen ihrer Personalratstätigkeit ganz 
oder teilweise freigestellt sind, richtet sich die tarifliche Eeistungsbe- 
zahlung nach § 11 Absatz 5 EeistungsTV-Bund (Tarifvertrag über 
das Eeistungsentgelt für die Beschäftigten des Bundes). Eine Eeis- 
tungsfeststellung bezüglich der Personalratstätigkeit findet nicht 
statt. 


17. Abgeordneter 

Herbert 
Behrens 
(DIE EINKE.) 


Inwiefern unterstützt das International Busi- 
ness Secretariat (IBS) die Geheimhaltung und 
Organisation von Tarnidentitäten, und welche 
Behörden, Ämter, Universitäten und weitere 
private sowie staatliche Einrichtungen sind 
Teil des IBS? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 8. Februar 2012 

Das „International Business Secretariat“ (IBS) dient als Unterar- 
beitsgruppe der multinationalen polizeilichen Arbeitsgruppe „Inter- 
national Working Group on Police Undercover Activities“ (IWG) 
ohne eigene Rechtspersönlichkeit dem internationalen polizeüichen 
Erfahrungsaustausch. Es verfügt weder über eigene Räumlichkeiten 
noch über eigenes Personal. Das IBS unterstützt demnach auch we- 
der die Geheimhaltung noch die Organisation von Tarnidentitäten. 

Im IBS sind ausschließlich die in den teilnehmenden Staaten jeweils 
zuständigen polizeüichen Dienststellen (für Deutschland das Bundes- 
kriminalamt und das Zollkriminalamt) vertreten. 
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18. Abgeordnete 

Gabriele 

Fograscher 

(SPD) 


Wann ist der Entwurf eines Gesetzes zur Er- 
richtung eines Nationalen Waffenregisters 
(Nationales-Waffenregister-Gesetz - NWRG) 
(Bundesratsdrucksache 849/11) den Eändern 
oder anderen gemäß § 47 der Gemeinsamen 
Geschäftsordnung der Bundesministerien 
(GGO) zu beteiligenden Stellen zugeleitet wor- 
den, und wann wurde der Entwurf den jeweili- 
gen Eraktionen des Deutschen Bundestages 
zugeleitet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 6. Februar 2012 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung eines Nationalen Waf- 
fenregisters (Nationales-Waffenregister-Gesetz - NWRG) wurde am 
7. Dezember 2011 vom Bundeskabinett beschlossen. Der Bundesrat 
wird in seiner 892. Sitzung den Entwurf am 10. Eebruar 2012 behan- 
deln (Bundesratsdrucksache 849/11). Der Innen- und Einanzaus- 
schuss des Bundesrates haben am 26. Januar 2012 dazu beraten und 
Stellung genommen. 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung eines Nationalen Waf- 
fenregisters ist am 6. Juli 2011 den Eändern und den anderen gemäß 
§ 47 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien zu 
beteiligenden Stellen zugeleitet worden. Den Koalitionsfraktionen 
der CDU/CSU und EDP wurde der Entwurf am 22. Juni 2011 zur 
Kenntnis zugeleitet. Die förmliche Beteiligung der Eraktionen des 
Deutschen Bundestages erfolgt im Rahmen der Ausschussberatun- 
gen. 


19. Abgeordnete 

Kerstin 

Griese 

(SPD) 


Welche Rechtsakte müssen bis Ende des Jah- 
res 2012 in Kraft getreten sein, damit das im 
Stockholmer Programm vom Europäischen 
Rat beschlossene Ziel der Verwirklichung des 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems bis 
Ende 2012 erreicht wird, und welche Verhand- 
lungsposition vertritt die Bundesregierung in 
den Verhandlungen über die jeweiligen Rechts- 
akte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 7. Februar 2012 

Im Stockholmer Programm ersucht der Europäische Rat „den Rat 
und das Europäische Parlament, die Bemühungen zu intensivieren, 
die darauf gerichtet sind, bis spätestens 2012 gemäß Artikel 78 des 
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 
ein gemeinsames Asylverfahren und einen einheitlichen Status für 
Personen, denen Asyl oder subsidiärer Schutz gewährt wird, zu 
schaffen“. 
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Durch gemeinsame Regeln sowie eine bessere und kohärentere An- 
wendung dieser Regeln soll gemäß Stockholmer Programm „die Se- 
kundärmigration innerhalb der Union verhindert bzw. verringert 
und das gegenseitige Vertrauen zwischen Mitgliedstaaten erhöht wer- 
den“. 

Hierzu ist die Richtlinie für Normen für die Anerkennung und den 
Status von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Person mit 
Anspruch auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status 
für Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären 
Schutz und für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes bereits in 
Kraft getreten (sog. Qualifikationsrichtlinie). In Kraft getreten ist 
auch die Richtlinie zur Änderung der Richtlinie 200 3/ 109/EG zur 
Erweiterung ihres Anwendungsbereichs auf Personen, die internatio- 
nalen Schutz genießen (Erweiterung der sog. Daueraufenthaltsrichtli- 
nie auf drittstaatsangehörige Personen, denen internationaler Schutz 
zuerkannt worden ist). Schließlich ist hinzuweisen auf die ebenfalls 
in Kraft getretene Verordnung zur Einrichtung eines Europäischen 
Unterstützungsbüros für Asylfragen (sog. EASO-Verordnung). 

Derzeit im Rat verhandelt werden der Vorschlag für eine Richtlinie 
zur Einführung gemeinsamer Verfahren für die Zuerkennung und 
Aberkennung des internationalen Schutzstatus (sog. Verfahrensricht- 
linie), der Vorschlag für eine Richtlinie zur Festlegung von Normen 
für die Aufnahme von Asylbewerbern (sog. Richtlinie Aufnahmebe- 
dingungen), der Vorschlag für eine Verordnung zur Festlegung der 
Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für 
die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlo- 
sen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen 
Schutz zuständig ist (sog. Dublin-Verordnung) sowie der Vorschlag 
für eine Verordnung über die Einrichtung von „Eurodac“ für den 
Abgleich von Fingerabdruckdaten zum Zweck der effektiven Anwen- 
dung der Verordnung zur Festlegung der Kriterien und Verfahren 
zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von 
einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitglied- 
staat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist (sog. 
Eurodac-Verordnung). Alle genannten Rechtsakte sind Neufassun- 
gen bereits bestehender Richtlinien bzw. Verordnungen. 

Als Teil der Schaffung des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 
kann auch der Vorschlag zur Änderung des Europäischen Flücht- 
lingsfonds für den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Generellen 
Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ (sog. 
Europäischer Flüchtlingsfonds) angesehen werden. 

Bei den Verhandlungen des Vorschlags zur Verfahrensrichtlinie tritt 
die Bundesregierung dafür ein, in der Europäischen Union weiter zü- 
gige und faire Verfahren zu gewährleisten, die zu einer wirksamen 
Unterscheidung von schutzbedürftigen und nicht schutzbedürftigen 
Personen führen. Dies beinhaltet unter anderem die Beibehaltung 
des bisherigen Anwendungsbereichs für offensichtlich unbegründete 
Anträge sowie des Konzepts des Folgeantragsverfahrens entspre- 
chend der geltenden Asylverfahrensrichtlinie, die Möglichkeit zur 
Beibehaltung des Flughafenverfahrens, die Ablehnung der Ein- 
schränkung der bestehenden Möglichkeit des Ausschlusses der auf- 
schiebenden Wirkung eines Rechtsmittels gegen eine ablehnende 
Entscheidung sowie die Beschränkung der Verpflichtung zur Durch- 
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führung ärztlicher Untersuchungen und besonderer Unterstützung 
von Asylbewerbern auf Situationen, in denen diese im konkreten Fall 
zur Durchführung des Asylverfahrens erforderlich sind. 

Bei den Verhandlungen des Vorschlags zur Richtlinie Aufnahmebe- 
dingungen tritt die Bundesregierung dafür ein, eine angemessene 
Aufnahme und die erforderlichen sozialen Leistungen des Asylbe- 
werbers in allen Mitgliedstaaten sicherzustellen, ohne durch eine 
deutliche Ausweitung geltender Regelungen neue „Pull-Faktoren“ 
und erhebliche Mehrkosten zu bewirken. Dies betrifft insbesondere 
die Ermittlung der Versorgungsbedürfnisse besonders schutzbedürf- 
tiger Personen auf Grundlage konkreter Anhaltspunkte, die Einräu- 
mung von Flexibilität der Mitgliedstaaten bei der Regelung des Zu- 
gangs von Antragstellern zum Arbeitsmarkt und die Gewährleistung 
ausreichender materieller Leistungen für den Antragsteller, die aber 
nicht zu einer Gleichstellung mit eigenen Staatsangehörigen bei der 
Sozialhilfe verpflichtet. 

Bei den Verhandlungen des Vorschlags zur Dublin-Verordnung tritt 
die Bundesregierung dafür ein, die Grundstrukturen des bisherigen 
Verfahrens zu bewahren und auch künftig effiziente und faire Ver- 
fahren zur Feststellung des zuständigen Mitgliedstaats sowie zur 
Überstellung in diesen Mitgliedstaat zu gewährleisten. Dies betrifft 
unter anderem die grundsätzliche Beschränkung der Verpflichtung 
zur Zusammenführung von Antragstellern in einem Mitgliedstaat 
auf die Mitglieder der sog. Kernfamilie. Die derzeit bestehende Mög- 
lichkeit zur Ingewahrsamnahme soll beibehalten werden. Die Bun- 
desregierung tritt für die Verankerung eines sog. Frühwarnsystems 
in der Dublin-Verordnung ein, durch das Defizite der Asylsysteme in 
Mitgliedstaaten frühzeitig erkannt und beseitigt werden sollen. Die 
Bundesregierung ist gegen einen Aussetzungsmechanismus. 

Im Rahmen der Verhandlungen zur Eurodac-Verordnung steht für 
die Bundesregierung im Vordergrund, dass die Kommission zügig 
einen ergänzenden Vorschlag vorlegt, der den Zugang von Europol 
und nationalen Strafverfolgungsbehörden zum Eurodac-System er- 
möglicht. 

Der Vorschlag für eine Änderung des Europäischen Flüchtlings- 
fonds findet die grundsätzliche Zustimmung der Bundesregierung. 


20. Abgeordneter 

Andrej 

Hunko 

(DIE LINKE.) 


Inwieweit wurden bei der Beobachtung von 
Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE., bei 
denen angeblich nur öffentliche Quellen aus- 
gewertet wurden, auch ihre Facebook-Profüe 
(inklusive Informationen zu Freunden, aus 
Diskussionsbeiträgen etc.) ausgewertet, und 
inwiefern betreiben Sicherheitsbehörden eige- 
ne verdeckte Facebook-Profile? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 8. Fehruar 2012 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) beobachtet die Partei 
„DIE LINKE.“ ohne den Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel. 

Zudem wurden bei der Beobachtung von Abgeordneten der Eraktion 
DIE LINKE, bislang keine Eacebook-Profile ausgewertet. 


21. Abgeordneter 

Andrej 

Hunko 

(DIE LINKE.) 


Inwiefern wurden durch das Bundesamt für 
Verfassungsschutz oder entsprechende Lan- 
desbehörden beobachtete Abgeordnete über 
ihre Beobachtung informiert, und falls diese 
von den Behörden hiervon nicht unterrichtet 
wurden und dies erst über die Presse erfuhren, 
auf welche rechtlichen Bestimmungen beruft 
sich die Bundesregierung hierzu? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 8. Fehruar 2012 

Vorgänge zu Auskunftsverfahren nach § 15 des Bundesverfassungs- 
schutzgesetzes (BVerfSchG) werden fünf Jahre nach rechtskräftigem 
Abschluss des Verfahrens vernichtet. Auf dieser Grundlage lassen 
sich 52 bearbeitete Auskunftsanträge von Abgeordneten gemäß § 15 
BVerfSchG feststellen. Es handelte sich um 

• 47 Mitglieder des Deutschen Bundestages (MdB) 

• 4 Mitglieder der Landtage (MdL) 

• 1 Mitglied des Europaparlaments (MdEP). 

Eine Verpflichtung des Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) 
zur eigeninitiativen Information von Betroffenen besteht nur nach 
Maßgabe des § 8b Absatz 7 und § 9 Absatz 3 BVerfSchG sowie des 
§17 Absatz 3 BVerfSchG i. V. m. Artikel 5 Absatz 1 und la des Ge- 
setzes zu dem Schengener Übereinkommen und bei Maßnahmen 
nach dem Artikel 10-Gesetz. Von solchen mitteilungspflichtigen 
Maßnahmen des BfV waren die in der Schriftlichen Erage erwähnten 
Mandatsträger nach dem Ergebnis einer erfolgten Abfrage der Each- 
bereiche des BfV nicht betroffen. 

Soweit es um die Tätigkeit der Landesbehörden geht, erfolgt diese 
auf der Grundlage der jeweiligen landesrechtlichen Regelungen 
(Landesgesetze für Verfassungsschutz) und fällt in den alleinigen 
Verantwortungsbereich der jeweiligen Landesregierungen. 


22. Abgeordneter 

Andrej 

Hunko 

(DIE LINKE.) 


Welche Vorträge, Expertisen, Stellungnahmen 
oder sonstige Beiträge haben private Eirmen 
und Eorschungseinrichtungen im Rahmen der 
„International Working Group on Police Un- 
dercover Activities“ (IWG) oder ihrer Unter- 
arbeitsgruppen erbracht, wie es die Bundesre- 
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gierung in ihrer Antwort auf meine Mündliche 
Frage 85, Plenarprotokoll 17/154, S. 18463 
berichtet (bitte für die jeweiligen Firmen auf- 
schlüsseln), und worüber handelten die Beiträ- 
ge konkret (bitte hierfür vor allem die Vorträge 
in groben Zügen darlegen)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 8. Fehruar 2012 

Die öffentliche Beantwortung dieser Frage ist der Bundesregierung 
aus Geheimhaltungsgründen nicht möglich. Die Antwort der Bun- 
desregierung auf diese Frage muss als „Verschlusssache - Vertrau- 
lich“ eingestuft werden. Sie kann bei der Geheimschutzstelle des 
Deutschen Bundestages eingesehen werden. 

Die Bundesregierung folgt hierbei der Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts, nach der bei der Erfüllung der Auskunftsver- 
pflichtung der Bundesregierung gegenüber dem Parlament unter Ge- 
heimhaltungsaspekten wirksame Vorkehrungen gegen das Bekannt- 
werden von Dienstgeheimnissen mit einbezogen werden können 
(vgl. BVerfGE 124, 161 [193]; für die Auskunft im Rahmen eines 
Untersuchungsausschusses: vgl. BVerfGE 124, 78 [123 f.j). Hierzu 
zählt auch die Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages. 

Zwar ist der parlamentarische Informationsanspruch grundsätzlich 
auf die Beantwortung gestellter Fragen in der Öffentlichkeit angelegt 
(vgl. BVerfGE 124, 161 [193]). Die Einstufung als Verschlusssache 
ist aber im vorliegenden Fall im Hinblick auf das Staatswohl aus fol- 
genden Gründen erforderlich und geeignet, das Informationsinteres- 
se des Parlaments unter Wahrung berechtigter Geheimhaltungsinte- 
ressen der Bundesregierung zu befriedigen: 

Die Preisgabe einzelner konkreter Inhalte an die Öffentlichkeit, die 
in der „International Working Group on Police Undercover Activi- 
ties“ (IWG) erörtert wurden, würde das schützenswerte Interesse 
der Bundesrepublik Deutschland an einer wirksamen Bekämpfung 
von Kriminalität und Terrorismus und damit das Staatswohl erheb- 
lich beeinträchtigen. Ihre Veröffentlichung würde die Offenlegung 
sensibler polizeilicher Vorgehensweisen und Taktiken in einem äu- 
ßerst gefährdungsrelevanten Bereich bedeuten. Verdeckte Maßnah- 
men werden nur in Kriminalitätsfeldern angewandt, bei denen von 
einem besonderen Maß an Konspiration, Gemeinschädlichkeit und 
Gewaltbereitschaft ausgegangen werden muss. Die Kenntnisnahme 
von Informationen aus dem angeforderten Bereich durch kriminelle 
oder terroristische Kreise würde sich sowohl auf die staatliche Aufga- 
benwahrnehmung im Gefahrenabwehrbereich wie auch auf die 
Durchsetzung des staatlichen Strafverfolgungsanspruchs außeror- 
dentlich nachteilig auswirken. Hinzu kommt, dass eine Veröffentli- 
chung entsprechender in der IWG unter Geheimhaltung behandelter 
Inhalte durch die Bundesregierung das Vertrauen der internationalen 
Kooperationspartner in die Integrität der deutschen Polizeiarbeit 
nachhaltig erschüttern und die weitere Zusammenarbeit im verdeck- 
ten Polizeibereich wesentlich erschweren würde. 
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Demgegenüber ist mit der Geheimschutzordnung des Deutschen 
Bundestages ein Instrument geschaffen, das es den Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages ermöglicht, die entsprechenden Informa- 
tionen einzusehen. Dem parlamentarischen Kontrollrecht wird damit 
im Ergebnis Rechnung getragen. 


23. Abgeordnete 

Ulla 

Jelpke 

(DIE EINKE.) 


Auf welchen behördlichen Erkenntnissen fu- 
ßen die Angaben im dritten Quartalsbericht 
des Erontex Risk Analysis Network (ERAN, 
www.frontex. europa.eu/ situation_at_the_ 
external_border/art28.html), die Asylsuchen- 
den in Deutschland hätten im dritten Quartal 
2011 zu einem Drittel gefälschte Dokumente 
benutzt, seien in fast jedem Eall nicht im Besitz 
von Herkunftsdokumenten gewesen und nutz- 
ten sehr oft ge- oder verfälschte EU-Dokumen- 
te? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 9. Februar 2012 

Zur Erstellung der ERAN-Berichte übermittelt die Bundespolizei re- 
gelmäßig Erkenntnisse an die EU-Agentur Erontex. Bei dem in Rede 
stehenden Phänomen wurden Erkenntnisse der Bundespolizei über- 
mittelt, die auf eigenen Eeststellungen der Bundespolizei an den 
deutschen Schengen-Außengrenzen basieren und sich ausschließlich 
auf diese „Eeststellungsorte-/gelegenheiten“ beziehen. 

Der von der Bundespolizei übermittelte Beitrag wurde von der EU- 
Agentur Erontex für die Übernahme im Internet eigenständig ge- 
kürzt. Die veröffentlichte, gekürzte Eormulierung lässt die - zumin- 
dest von der Bundespolizei nicht belegbare - Interpretation zu, dass 
das Phänomen auf alle Asylantragsteller in Deutschland zuträfe. 

Eine Prüfung des ERAN-Berichts durch die Behörden der EU-Mit- 
gliedstaaten vor Veröffentlichung durch die EU-Agentur erfolgt 
nicht, so dass die sinnverändernde Verkürzung des deutschen Beitra- 
ges erst jetzt anlässlich der Anfrage auffiel. 

Erontex wird umgehend gebeten, die betreffende Passage im Quar- 
talsbericht zu präzisieren. 


24. Abgeordneter 

Thomas 

Oppermann 

(SPD) 


Wie viele beamtete Staatssekretäre und Abtei- 
lungsleiter sind nach dem 28. Oktober 2009 
von der Bundesregierung - aufgegliedert nach 
Ressorts - in den Ruhestand versetzt worden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 7. Februar 2012 

Die Anzahl der beamteten Staatssekretäre und Abteilungsleiter, die 
nach dem 28. Oktober 2009 in den (einstweiligen) Ruhestand ver- 
setzt worden sind, ergibt sich - aufgegliedert nach Ressorts - aus der 
nachfolgenden Übersicht (Stand: 1. Februar 2012): 



Beamtete Staatssekretäre 

Abteilungsleiter 

Ruhestand 

insgesamt 

davon Versetzung in den 

einstweiligen Ruhestand 

Ruhestand 

insgesamt 

davon Versetzung in den 

einstweiligen Ruhestand 

BK 

0 

0 

3 

3 

BPA' 

1 

1 

1 

0 

AA 

3 

3 

1 

0 

BMI 

1 

1 

2 

1 

BMJ 

1 

1 

0 

0 

BMF 

1 

1 

1 

1 

BMWi 

1 

0 

1 

1 

BMAS 

3 

3 

5 

3 

BMELV 

1 

1 

1 

0 

BMVg 

2 

2 

3 

2 

BMFSFJ 

0 

0 

0 

0 

BMG 

1 

1 

3 

3 

BMVBS 

1 

1 

8 

6 

BMU 

1 

1 

2 

2 

BMBF 

1 

1 

3 

1 

BMZ 

1 

1 

3 

3 

BKM 

0 

0 

0 

0 


' Zudem wurden zwei Stellvertretende Regierungssprecher (AT B 10) analog den Vorschriften zur VerseUung in den einstweiligen 
Ruhestand von ihren Dienstpflichten entbunden Darüber hinaus ist ein Stellvertretender Chef des BPA (BesGr B 10) altersbedingt in 
den Ruhestand getreten 


25. Abgeordneter 

Thomas 

Oppermann 

(SPD) 


Wie viele Abteilungsleiter und Unterabtei- 
lungsleiter - aufgegliedert nach Ressorts - sind 
nach dem 28. Oktober 2009 umgesetzt wor- 
den? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 7. Februar 2012 

Der Begriff „Umsetzung“ ist gesetzlich nicht definiert. In der allge- 
meinen Verwaltungspraxis wird darunter eine innerdienstliche Wei- 
sung verstanden, bei der einem Beamten ein anderer Dienstposten 
innerhalb derselben Behörde zugewiesen wird. Die Anzahl der Abtei- 
lungsleiter und Unterabteilungsleiter, die nach dem 28. Oktober 
2009 umgesetzt worden sind, ergibt sich - aufgegliedert nach Res- 
sorts - aus der nachfolgenden Übersicht: 



Abteilungsleiter 

Unterabteilungsleiter 

BK 

0 

3 

BPA 

0 

1 

aa’ 

5 

11 

BMI 

2 

8 

BMJ 

0 

1 

BMF 

1 

10 

BMWi 

0 

6 

BMAS 

1 

2 

BMELV 

1 

2 

BMVg 

0 

1 

BMFSFJ 

0 

3 

BMG 

1 

6 

BMVBS 

0 

5 

BMU 

0 

2 

BMBF 

1 

4 

BMZ 

0 

0 

BKM 

0 

0 


’ Umsetzung im Rahmen der im Auswärtigen Dienst üblichen Rotation. 


26. Abgeordneter 

Thomas 

Oppermann 

(SPD) 


Welche Mitglieder der Bundesregierung sind 
seit dem 28. Oktober 2009 zu Flügen für 
dienstliche oder private Zwecke eingeladen 
worden, für die Kosten entweder überhaupt 
nicht berechnet oder nicht durch die Bundesre- 
gierung oder die Mitglieder der Bundesregie- 
rung selbst übernommen wurden („Freiflüge“, 
Fall Glaeseker) (bitte mit Namen, Datum, An- 
lass, Strecke, Buchungsklasse, ersparte Kosten 
und wer die entstandenen Kosten übernom- 
men hat)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 8. Fehruar 2012 

Nicht von der Antwort umfasst sind Einladungen ausländischer Re- 
gierungen zu Flügen anlässlich offizieller Dienstreisen. 

Als Mitglied der Bundesregierung ist am 3. März 2010 der Bundes- 
minister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung Dr. Peter Ramsauer 
anlässlich eines doppelten Eisenbahntunneldurchschlags für den 
Finnetunnel und den Bibratunnel gemeinsam mit dem Vorstandsvor- 
sitzenden der Deutschen Bahn AG, Dr. Rüdiger Grube, von Berlin/ 
Schönefeld nach Eeipzig/Halle und von Eeipzig/Halle nach Mün- 
chen geflogen. Die Kosten des Fluges hat die Deutsche Bahn AG 
übernommen. Hätte der Bundesminister Dr. Peter Ramsauer die 
Möglichkeit nicht genutzt, wären aufgrund des engen Terminplans 
des Bundesministers Kosten für die Nutzung der Flugbereitschaft 
entstanden. 

Weitere Flüge im Sinn der Fragestellung hat es seit dem 28. Oktober 
2009 nicht gegeben. 


27. Abgeordnete Wann wird die Bundesregierung eine Initiative 

Ingrid vorlegen, um die im Koalitionsvertrag zwi- 

Remmers sehen CDU, CSU und FDP unter Punkt IV 5. 

(DIE FINKE.) dargelegten Vereinbarungen zum Petitions- 
recht umzusetzen, und wie sehen die konkre- 
ten Inhalte aus? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 6. Fehruar 2012 

Die im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP unter 
Punkt IV 5. der Überschrift „Bürgerbeteiligung“ dargelegte Verein- 
barung 

„Wir wollen die Mitwirkungsmöglichkeiten der Bevölkerung an der 
demokratischen Willensbildung stärken. Dazu werden wir das Peti- 
tionswesen weiterentwickeln und verbessern. Bei Massenpetitionen 
werden wir über das im Petitionsausschuss bestehende Anhörungs- 
recht hinaus eine Behandlung des Anliegens im Plenum des Deut- 
schen Bundestags unter Beteiligung der zuständigen Ausschüsse vor- 
sehen.“ 

betrifft die verfassungsrechtliche Stellung des Deutschen Bundesta- 
ges und wird deshalb von diesem traditionell als eine Angelegenheit 
des Parlaments angesehen. Die Bundesregierung äußert sich hierzu 
grundsätzlich nicht und wird auch keine Initiative vorlegen. 

28. Abgeordneter Zu welchen Zwecken wurden nach Kenntnis 

Wolfgang der Bundesregierung Drohnen von den Bun- 

Wieland desländern bei Demonstrationen eingesetzt 

(BÜNDNIS 90/ (bitte nach Fand und Verwendung aufschlüs- 
DIE GRÜNEN) sein), und zu welchen Zwecken wurde Behör- 
den des Bundes Zugang zu den erhobenen 
Daten gewährt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 7. Fehruar 2012 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über den Einsatz 
von Drohnen seitens der Eänder bei Demonstrationen vor. 


29. Abgeordneter 

Josef Philip 
Winkler 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Sind Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterinnen des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz bzw. der 
Behörde anderweitig zuzuordnende Personen 
seit 1990 jemals bei der Beobachtung von Mit- 
gliedern des Deutschen Bundestages in Räum- 
lichkeiten des Deutschen Bundestages tätig ge- 
worden, die dem Hausrecht des Präsidenten 
des Deutschen Bundestages unterliegen, falls 
ja, wann, und in welchen Räumlichkeiten (bitte 
einzeln auflisten)? 


30. Abgeordneter 

Josef Philip 
Winkler 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Sind Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterinnen des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz bzw. der 
Behörde anderweitig zuzuordnende Personen 
vor 1990 jemals bei der Beobachtung von Mit- 
gliedern des Deutschen Bundestages in Räum- 
lichkeiten des Deutschen Bundestages tätig ge- 
worden, die dem Hausrecht des Präsidenten 
des Deutschen Bundestages unterliegen, falls 
ja, wann, und in welchen Räumlichkeiten (bitte 
einzeln auflisten)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 9. Fehruar 2012 

Nein. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


31. Abgeordnete In welchem Umfang und zu welchem Zeit- 

Ingrid punkt plant die Bundesregierung eine Erhö- 

Hönlinger hung der Gebühren für Berufsbetreuer? 

(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler 
vom 6. Fehruar 2012 

Eine gute rechtliche Betreuung ist Voraussetzung für das Wohl und 
die Teilhabe der betreuten Menschen am Eeben in der Gesellschaft. 
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Die Arbeit der Betreuerinnen und Betreuer ist ein wichtiger Beitrag 
zur Erreichung dieses Zieles, der auch angemessen vergütet werden 
muss, wenn die Betreuung berufsmäßig ausgeübt wird. 

Eine Erhöhung der Stundensätze ist derzeit nicht geplant. Der Deut- 
sche Bundestag hat die Stundensätze für die Betreuervergütung 2005 
erhöht. Das jetzige Vergütungssystem mit seinen pauschalen Stun- 
densätzen basiert auf breit angelegten Untersuchungen zum Zeitauf- 
wand und zur Häufigkeitsverteilung der Stundenspannen. Daraus 
wurden Mittelwerte errechnet, die im Ergebnis zur Grundlage der 
gesetzlichen Regelung gemacht wurden. Die Neuregelung der Vergü- 
tung hat zu einem realen Einkommenszuwachs bei den Berufs- 
betreuern geführt. 

Bei einer Vergütungsdiskussion müssen sowohl die Einkommensent- 
wicklung als auch die allgemeine Wirtschaftslage und die Haushalts- 
lage der Eänder, die die Vergütungskosten zu tragen haben, berück- 
sichtigt werden. Ergeben sich aus der Zusammenschau der einzelnen 
Aspekte Anhaltspunkte für eine Eehlentwicklung bei der Betreuer- 
vergütung, können erforderliche Korrekturen erfolgen. Die Bundes- 
regierung wird die Entwicklung weiterhin aufmerksam verfolgen. 


32. Abgeordneter 

Memet 

Kilic 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann hat die Türkei ein Auslieferungsersu- 
chen für den in Deutschland wohnhaften Etem 
Ceylan gestellt, der in der Türkei wegen der 
Beteiligung am Sivas-Massaker verurteilt wur- 
de, und wie ist der aktuelle Verfahrensstand? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler 
vom 7. Februar 2012 

Die Bundesregierung kann aus datenschutzrechtlichen Gründen zu 
einem Einzelfall und damit auch zu dem Eall Etem Ceylan keine 
Auskunft erteilen. Daher kann Ihre Anfrage nur wie folgt beantwor- 
tet werden: 

Im Zusammenhang mit den Ausschreitungen in Sivas im Jahr 1993 
hat die Türkei insgesamt zehn Auslieferungsersuchen gestellt. In kei- 
nem Eall kam es zu einer Auslieferung. In fünf Verfahren konnte die 
Auslieferung der Verfolgten nicht bewilligt werden, da sich aus den 
vorgelegten Auslieferungsunterlagen keine den Verfolgten indivi- 
duell zurechenbare Tathandlung ergab. In zwei weiteren Verfahren 
konnte die Auslieferung nicht bewilligt werden, weil an der Verurtei- 
lung der Verfolgten ein Militärrichter beteiligt war. Dies widerspricht 
nach ständiger Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte dem Recht auf ein faires Verfahren. In einem Ver- 
fahren kam eine Auslieferung des Verfolgten nicht in Betracht, da er 
als Asylberechtigter anerkannt ist. In einem weiteren Verfahren 
konnte die Auslieferung des Verfolgten aufgrund der Verhängung er- 
schwerter lebenslanger Ereiheitsstrafe nicht bewilligt werden. In 
einem Eall konnte der Verfolgte in Deutschland nicht ermittelt wer- 
den. 
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33. Abgeordnete 

Christine 

Lambrecht 

(SPD) 


Trifft es zu, dass der Europäische Gerichtshof 
auf Vorlagebeschluss des irischen High Court 
von Ende Januar 2012 die EU-Richtlinie 2006/ 
24/EG zur Vorratsspeicherung wegen Versto- 
ßes gegen die EU-Grundrechtecharta oder ge- 
gen die Europäische Menschenrechtskonven- 
tion überprüft, und mit welchem konkreten In- 
halt beabsichtigt die Bundesregierung in dem 
Überprüfungsverfahren Stellung zu nehmen 
(http://newsticker.sueddeutsche.de/list/id/ 
1268516)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler 
vom 7. Februar 2012 

Nach den bislang vorliegenden Informationen kann die Bundesregie- 
rung lediglich bestätigen, dass der irische High Court im Rahmen 
eines Vorabentscheidungsersuchens dem Gerichtshof der Europä- 
ischen Union Eragen zur Auslegung der Richtlinie 2006/24/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 über 
die Vorratsspeicherung von Daten, die bei der Bereitstellung öffent- 
lich zugänglich elektronischer Kommunikationsdienste oder öffentli- 
cher Kommunikationsnetze erzeugt oder verarbeitet werden, und 
zur Änderung der Richtlinie 2002/58/EG vorgelegt hat. Der Text 
des Vorlagebeschlusses ist der Bundesregierung noch nicht bekannt. 
Die Bundesregierung wird nach Zustellung des Vorlagebeschlusses 
durch den Gerichtshof der Europäischen Union ihre Beteiligung an 
dem Verfahren prüfen. 


34. Abgeordnete 

Christine 

Lambrecht 

(SPD) 


In welcher Höhe hat die EU-Kommission im 
Vertragsverletzungsverfahren wegen Nichtum- 
setzung der EU-Richtlinie 2006/24/EG zur 
Vorratsspeicherung im Zusammenhang mit 
der zweiten Aufforderung zur Umsetzung am 
27. Dezember 2012 eine Strafzahlung von 
Deutschland eingefordert, und was gedenkt 
die Bundesregierung zur Abwendung einer 
Strafzahlung zu unternehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler 
vom 7. Februar 2012 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass als Bezugsdatum der 
27. Dezember 2011 gemeint ist. Die Bundesregierung hat von der 
Europäischen Kommission weder am 27. Dezember 2011 eine zwei- 
te Aufforderung der Europäischen Kommission zur Umsetzung der 
Richtlinie 2006/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. März 2006 über die Vorratsspeicherung von Daten, die bei 
der Bereitstellung öffentlich zugänglicher elektronischer Kommuni- 
kationsdienste oder öffentlicher Kommunikationsnetze erzeugt oder 
verarbeitet werden, und zur Änderung der Richtlinie 2002/58/EG 
noch eine Einforderung von Strafzahlungen erhalten. In ihrer be- 
gründeten Stellungnahme vom 28. Oktober 2011 in dem Vertragsver- 
letzungsverfahren Nr. 2011/2091 wegen Nichtumsetzung der Richtli- 
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nie 2006/24/EG hat die Europäische Kommission nicht auf die Mög- 
lichkeit der Beantragung finanzieller Sanktionen nach Artikel 260 
Absatz 3 AEUV hingewiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


35. 


Abgeordneter 

Dr. Thomas 
Gambke 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche 13 Konvergenzpunkte strebt die Bun- 
desregierung bei dem Projekt einer deutsch- 
französischen Körperschaftsteuer an (vgl. 
ETD vom 23. Januar 2012 „Berlin und Paris 
stutzen Steuerpläne“), und welche Änderun- 
gen verfolgt die Bundesregierung diesbezüg- 
lich insbesondere beim Thema Organschaft/ 
Gewinnabführungsvertrag (vgl. Handelsblatt 
vom 26. Januar 2012 „Unternehmenssteuern: 
Annäherungen an Erankreich“)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 6. Februar 2012 

Zum Vergleich des deutschen und des französischen Körperschaft- 
steuersystems einschließlich denkbarer Konvergenzfelder finden der- 
zeit Konsultationen zwischen beiden Staaten statt. Die Entscheidung 
über konkrete Konvergenzpunkte bleiben dem weiteren Verfahren 
Vorbehalten. 


36. 


Abgeordneter 

Dr. Thomas 
Gambke 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwiefern und mit welchem Zeitplan wird die 
Bundesregierung die Empfehlungen des Be- 
richts der Eacharbeitsgruppe zur Verlustver- 
rechnung und Gruppenbesteuerung vom No- 
vember 2011 Umsetzen, eine umfassende Ana- 
lyse der Erage, warum Deutschland im interna- 
tionalen Vergleich einen besonders hohen Ver- 
lustvortragsvolumen aufweist, durchzuführen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 6. Februar 2012 

Die Facharbeitsgruppe „Verlustverrechnung und Gruppenbesteue- 
rung“ hat in ihrem Bericht perspektivisch eine aus ihrer Sicht aus- 
drücklich nicht kurzfristig zu leistende umfassende Analyse der Fra- 
ge, warum Deutschland im internationalen Vergleich ein besonders 
hohes Verlustvortragsvolumen aufweist, empfohlen. Die Evaluie- 
rungsergebnisse der Facharbeitsgruppe werden aktuell weiter ver- 
tieft. Im Eichte dieser Erkenntnisse wird dann über das weitere Vor- 
gehen entschieden. 
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37. Abgeordnete 

Inge 

Höger 

(DIE LINKE.) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über den Zeitpunkt, zu dem die Eltern von 
Bundesfreiwilligendienstleistenden mit der 
Auszahlung des Kindergeldes, teilweise rück- 
wirkend zum 1. September 2011, rechnen kön- 
nen, und wie erklärt die Bundesregierung die 
Verzögerungen bei der Auszahlung des Kin- 
dergeldes? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 8. Februar 2012 

Die Kindergeldberechtigung für Eltern der Bundesfreiwilligendienst- 
leistenden ist durch das Gesetz zur Umsetzung der Beitreibungs- 
richtlinie sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften (Beitr- 
RLUmsG) vom 25. November 2011 mit Rückwirkung zum 1. Juli 
2011 geregelt worden. Das BeitrRLUmsG wurde am 13. Dezember 
2011 im Bundesgesetzblatt Teil I, S. 2592 verkündet. Vor Verkün- 
dung des Gesetzes konnte aufgrund fehlender Rechtsgrundlage noch 
kein Kindergeld ausgezahlt werden. 

Die Eamilienkassen hatten bis zum Abschluss des parlamentarischen 
Verfahrens die in diesem Zusammenhang eingehenden Kindergeld- 
anträge zurückzustellen und Einspruchsverfahren ruhend zu stellen. 
Mit Verkündung des Gesetzes konnten die Verfahren abschließend 
beschieden werden. 


38. 


Abgeordneter 

Dr. Anton 
Hofreiter 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann soll das „Standardmodell zur Wirt- 
schaftlichkeitsuntersuchung für ÖPP-Hoch- 
bau-Projekte“ (ÖPP: Öffentlich-Private Part- 
nerschaft) der ÖPP Deutschland AG zur Öf- 
fentlichkeit zugänglich gemacht werden, und 
bestehen Planungen im Bundesministerium 
der Einanzen, dem von der ÖPP Deutschland 
AG entwickelten Wirtschaftlichkeitsstandard- 
modell verbindlichen Charakter für die Durch- 
führung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchun- 
gen zu geben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter 
vom 8. Februar 2012 

Das „Standardmodell zur Wirtschaftlichkeitsuntersuchung für ÖPP- 
Hochbau-Projekte“ (WU-Standardmodell) soll im März 2012 der Öf- 
fentlichkeit zugänglich gemacht werden. Es bestehen keine Planun- 
gen im Bundesministerium der Einanzen, dem WU-Standardmodell 
verbindlichen Charakter für die Durchführung von Wirtschaftlich- 
keitsuntersuchungen zu geben. 

Das WU-Standardmodell stellt eine auf der Software EXCEL basier- 
te Rechenhüfe für elektronische Wirtschaftlichkeitsberechnungen 
dar, die den Leitfaden „Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei PPP- 
Projekten“ (PPP: Public Privat Partnership) vom 20. August 2007 
sowie die Arbeitsanleitung „Einführung in Wirtschaftlichkeitsunter- 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-27- 


Drucksache 17/8637 


suchungen“ in der Fassung vom 12. Januar 2011 berücksichtigt. Die- 
se Arbeitshilfen wurden nicht als Teil der Verwaltungsvor Schriften 
zu § 7 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) herausgegeben, sondern 
stellen Empfehlungen dar, die zur weiteren qualitativen Verbesse- 
rung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen beitragen sollen. Mit 
Hilfe des WU-Standardmodells können Wirtschaftlichkeitsberech- 
nungen transparenter nachvollzogen und die rechnerischen Auswir- 
kungen bei Veränderung der Variablen dargestellt werden. 


39. Abgeordnete 

Ulla 

Jelpke 

(DIE LINKE.) 


Welche Angaben kann die Bundesregierung 
machen zum Hintergrund der Berichte über 
die Besteuerung der monatlichen Opferrenten 
für ehemalige belgische Zwangsarbeiter und 
den Stand der Lösung dieses Problems, das 
trotz des Hinweises in der Regierungspresse- 
konferenz vom 21. November 2011 auf einen 
bevorstehenden Beschluss des Bundesrates, 
mit dem das Problem „demnächst nicht mehr 
existieren wird“, Berichten in der belgischen 
Presse zufolge (vgl. Vandaag vom 27. Januar 
2012) weiterhin existiert und sich unter ande- 
rem darin ausdrückt, dass die ehemaligen 
Zwangsarbeiter „doch noch“ Zahlungsauffor- 
derungen für diese „Nazisteuer“ erhielten und 
bei der Beschwerdestelle des Bundesministe- 
riums der Finanzen täglich Dutzende von Be- 
schwerdeanrufen eingingen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 6. Februar 2012 

Entschädigungsleistungen für ehemalige Zwangsarbeiter sind gemäß 
§ 3 Nummer 8 des Einkommensteuergesetzes (EStG) schon immer 
von der Einkommensteuer freigestellt. Dagegen sind Renten aus der 
deutschen gesetzlichen Rentenversicherung steuerpflichtig, soweit 
das jeweilige Doppelbesteuerungsabkommen Deutschland das Be- 
steuerungsrecht zuweist. Mit dem sog. Alterseinkünftegesetz vom 
5. Juli 2004 wurde die Besteuerung von Alterseinkünften in Deutsch- 
land neu geordnet. Seither können auch im Ausland ansässige Bezie- 
her einer Rente aus der deutschen Rentenversicherung mit dieser 
Rente in Deutschland steuerpflichtig sein. Auf belgische Rentner, 
die aufgrund ihrer in die deutsche gesetzliche Rentenversicherung 
geleisteten Rentenversicherungsbeiträge eine Rentenzahlung erhal- 
ten, trifft dies zu. 

Von der Besteuerung ausgenommen sind dagegen Renten für Opfer 
der nationalsozialistischen Verfolgung im Sinne von § 1 des Bundes- 
entschädigungsgesetzes (BEG), bei denen in der Rentenberechnung 
auch Zeiten aufgrund der Verfolgung enthalten sind (§ 3 Nummer 8a 
EStG). Unter die Befreiung fallen Personen, bei denen die Verfol- 
gungsgründe Rassezugehörigkeit oder politische Gegnerschaft vor- 
liegen und die dadurch Schaden u. a. an Leben, Körper, Gesundheit, 
Freiheit, Eigentum und Vermögen erlitten haben. Renten aus der ge- 
setzlichen Rentenversicherung, die an ehemalige Zwangsarbeiter ge- 
leistet werden, sind deshalb dann steuerbefreit, wenn diese zugleich 



Drucksache 17/8637 


- 28 - 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Verfolgte im Sinne des § 1 BEG sind und aufgrund dessen in der ge- 
setzlichen Rente einen Ausgleich verfolgungsbedingter Schäden ent- 
halten ist. 


40. Abgeordnete 

Nicolette 

Kressl 

(SPD) 


Welche Behörden entscheiden anhand welcher 
Kriterien darüber, welche konkreten Steuer- 
straftaten oder Steuerordnungswidrigkeiten 
rechtlich weiterhin verfolgt werden, wenn 
Steuerschulden aus verschiedenen Taten 
durch eine Einmalzahlung nach Artikel 7 des 
Abkommens zwischen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft und der Bundesrepublik 
Deutschland über Zusammenarbeit in den Be- 
reichen Steuern und Einanzmarkt nicht voll- 
ständig getilgt werden und das Abkommen 
selbst die Zahlung nicht einzelnen Taten zuord- 
net (Nachfrage zur Antwort der Bundesregie- 
rung zu Trage 6 auf Bundestagsdrucksache 17/ 
8322)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 6. Februar 2012 

Die Entscheidung über Strafverfolgungsmaßnahmen trifft die zustän- 
dige Strafverfolgungsbehörde. 


41. Abgeordnete 

Nicolette 

Kressl 

(SPD) 


Wann rechnet die Bundesregierung mit der ab- 
schließenden Stellungnahme der Europäischen 
Kommission zu den Steuerabkommen der 
Schweiz mit Deutschland und Großbritannien, 
und falls diese bereits vorliegen sollte, wie wer- 
den die Abkommen beurteilt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 6. Februar 2012 

Mit dem Eingang der abschließenden Stellungnahme der Europä- 
ischen Kommission zum Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über Zu- 
sammenarbeit in den Bereichen Steuern und Einanzmarkt vom 
21. Septemer 2011 wird in Kürze gerechnet. 


42. Abgeordnete 

Nicolette 

Kressl 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in den 
Artikeln 442 und 443 des Vorschlags für eine 
Verordnung über Aufsichtsanforderungen an 
Kreditinstitute und Wertpapierfirmen vom 
20. Juli 2011 enthaltenen Befugnisse der Euro- 
päischen Kommission zur technischen Anpas- 
sung und Korrektur von Eigenkapitalanforde- 
rungen und zum zeitlich begrenzten Erlass 
strengerer auf sichtlicher Anforderungen, und 
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ist dabei insbesondere eine klare Abgrenzung 
zwischen technischen und wesentlichen Anpas- 
sungen sichergestellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 8. Februar 2012 

Der Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union lässt die 
Übertragung einer Befugnis auf die Europäische Kommission zu, 
delegierte Rechtsakte zu erlassen. Die Bundesregierung geht davon 
aus, dass sich die Europäische Kommission bei der Ausübung dieser 
Befugnis im Rahmen des rechtlich Zulässig halten wird. Dies gilt 
auch für die Befugnis, delegierte Rechtsakte nach den Artikeln 442 
und 443 des Vorschlags für eine Verordnung über Aufsichtsanforde- 
rungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen anzunehmen. Da- 
mit wird auf europäischer Ebene ein Instrumentarium zur Verfügung 
gestellt, das es erlaubt, schnell auf sich aufbauende Risiken und neue 
Entwicklungen an den Einanzmärkten reagieren zu können. Im Üb- 
rigen treten nach diesen Artikeln erlassene delegierte Rechtsakte nur 
dann in Kraft, wenn weder das Europäische Parlament noch der Rat 
innerhalb von zwei Monaten nach ihrer Unterrichtung Einwände 
hiergegen erheben (vgl. Artikel 445). 


43. Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 
(DIE EINKE.) 


Was hat die Bundesregierung bisher unternom- 
men, um die Unternehmenssteuersätze in der 
EU anzugleichen, und welche Ergebnisse wur- 
den bisher erzielt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 8. Februar 2012 

Bisher ist eine Harmonisierung der direkten Steuern in der EU nicht 
erfolgt. Da die Steuerstrukturen im Bereich der direkten Steuern der 
Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich sind sowie aufgrund des Ein- 
stimmigkeitserfordernisses im Rat der Europäischen Union, wäre 
eine Initiative für eine isolierte Angleichung der Unternehmensteuer- 
sätze nicht Erfolg versprechend. 

Allerdings setzt sich die Bundesregierung in der EU gegen schädli- 
chen Steuerwettbewerb und missbräuchliche Steuergestaltungen ein. 
Aus diesem Grund hält es die Bundesregierung für sinnvoll, inner- 
halb der EU über Mindeststeuersätze für Unternehmen zu diskutie- 
ren, soweit dadurch missbräuchliche Steuergestaltungen unterbun- 
den werden können. 


44. Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 
(DIE EINKE.) 


Eür wie viele Beratungsgremien (Beiräte, 
Eachbeiräte, Innovationskreise, Kommissio- 
nen und Ähnliches) wurden 2011 und werden 
2012 aus dem Haushalt in den einzelnen Ver- 
antwortungsbereichen welche Haushaltsmittel 
ausgegeben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter 
vom 8. Februar 2012 

Im Jahr 2011 wurden insgesamt 14 001 525,10 Euro für insgesamt 
319 Beratungsgremien ausgegeben. Im Bundeshaushalt 2012 sind 
15 136 951,07 Euro für 321 Beratungsgremien eingestellt. Die Auftei- 
lung nach den jeweiligen Einzelplänen kann der beiliegenden Tabelle 
entnommen werden. 


Ausgaben für Beratungsgremien der Bundesregierung in 2011 und 2012 


Einzelplan 

I Anzahl 

I Ausgaben 2011 

1 (Ist) in € 

1 Ausgaben 2012 

(Soll) in € 

0401 

6 

894.186,80 

3.368.211,07 

0405 

22 

205.574,00 

226.840,00 

05 

3 

3.874.81 

12.000,00 

06 

22 

654.704,00 

903.000,00 

07 

23 

37.809,95 

51.000,00 

08 

7 

129.528,37 

164.000.00 

09 

32 

481.819.67 

547.000,00 

10 

58 

332.202,74 

478.000,00 

11 

27 

197.176,87 

403.900,00 

12 

14 

104.000,00 

123.000,00 

14 

12 

95.500,00 


14 

14 


110.000,00 

15 

41 

900.897,15 

1.018,000,00 

16 

28 

4.066.248,00 

4.205.000,00 

17 

10 

75.123.00 

131.000,00 

23 

1 

82.879,74 

106.000,00 

30 

13 

5.740.000,00 

3.290.000.00 

Gesamtsumme 

321 

14.001.525,10 

15.136.951,07 


Bemerkung zum Einzelplan 04: Rat für Nachhaltige Entwicklung 2012 erstmals 

im Epl. 04 veranschlagt. 

Bemerkung zum Einzelplan 17: Es wurden die in den Kapiteln 1701, 1703, und 1706 

Titel 526 03 etatisierten Fachbeiräte und Ausschüsse be- 
rücksichtigt 
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45. 


Abgeordnete 

Lisa 

Paus 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus dem „Bericht zu Reformansätzen 
und Vereinfachungsmöglichkeiten im Bereich 
des steuerlichen Reisekostenrechts“ des Pro- 
jekts „ReiKoRef‘ des Bundesministeriums 
der Einanzen vom 20. Dezember 2011, und 
wie sieht der Zeitplan der Bundesregierung für 
einen Gesetzgebungsprozess zur Umsetzung 
der Reformvorschläge aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 3. Februar 2012 

Die Bundesregierung befindet sich gegenwärtig noch in einem Ab- 
stimmungsprozess über die mögliche Umsetzung der im Bericht des 
Projekts „ReiKoRef‘ vorgestellten Reformansätze und Vereinfa- 
chungsmöglichkeiten. Demzufolge kann kein Zeitplan für einen Ge- 
setzgebungsprozess vorgelegt werden. 


46. 


Abgeordnete 

Lisa 

Paus 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Geht die Bundesregierung davon aus, dass die 
Einnahmen aus der Luftverkehrsteuer und 
den Erlösen aus der Versteigerung von Emis- 
sionszertifikaten an die Eluggesellschaften in 
diesem Jahr wie geplant zusammen 1 Mrd. Eu- 
ro betragen werden, und welche Annahmen 
unterstellt die Bundesregierung dabei für die 
Menge und den Preis der versteigerten CO 2 - 
Zertifikate und die Anzahl der besteuerten 
Elüge? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 8. Februar 2012 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass die Einnahmen aus der 
Luftverkehrsteuer und den Erlösen aus der Versteigerung von Emis- 
sionszertifikaten an die Eluggesellschaften in der geplanten Höhe er- 
reicht werden. 

Diese Annahme beruht für das Jahr 2012 kraft der gesetzlichen Vor- 
gaben aus § 1 1 Absatz 2 des Luftverkehrsteuergesetzes auf einer 
Schätzung der voraussichtlichen Einnahmen aus der Einbeziehung 
des Luftverkehrs in den Handel mit Treibhausgasemissionszertifika- 
ten, die auf Basis von Angaben der Deutschen Emissionshandelsstel- 
le - u. a. über die zurückliegenden Einnahmen aus der staatlichen 
Versteigerung der Zertifikate des Jahres 2011 - vorgenommen wur- 
de. 

So wurde als Preis der Emissionszertifikate ein durchschnittlicher 
Wert der ersten sieben Monate in 201 1 von 15,33 Euro pro Zertifikat 
angesetzt und hinsichtlich der Anzahl der Deutschland für den Luft- 
verkehr zuzuteilenden kostenpflichtigen Emissionsberechtigungen 
rund sechs Millionen Stück zugrunde gelegt, wovon rund 68 Prozent 
auf den Passagierfiugverkehr entfallen. 
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47. Abgeordneter 

Dr. Gerhard 
Schick 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Mit Steuerausfällen für den deutschen Staat in 
welcher Höhe rechnet die Bundesregierung 
durch in Großbritannien öffentlich gewordene 
Steuergestaltungsmodelle der Dividendenarbi- 
trage („Tax avoidance trade puts Square Mile 
in Spotlight again“, in: The Observer, 18. De- 
zember 2011)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 6. Februar 2012 

Die Steuerausfälle aus dem genannten Steuergestaltungsmodell sind 
nicht bezifferbar, da hierzu naturgemäß keine statistischen Daten 
vorliegen. 


48. Abgeordneter 

Dr. Gerhard 
Schick 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwiefern setzt sich die Bundesregierung ge- 
genüber der Regierung Großbritannien bilate- 
ral oder auf europäischer Ebene dafür ein, die- 
ser Praxis und damit den dadurch entstehen- 
den Einnahmeausfällen für den deutschen Eis- 
kus ein Ende zu setzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 6. Februar 2012 

Steuerumgehungs- und Steuerhinterziehungsaktivitäten in Bezug auf 
Quellensteuern bei Dividendenzahlungen treten nicht nur im Ver- 
hältnis zu Großbritannien, sondern weltweit auf. Deutschland setzt 
wie viele andere Staaten vor allem auf nationale entsprechende Rege- 
lungen, um Steuergestaltungsmodelle insgesamt zu beschränken. 


49. Abgeordneter 

Dr. Gerhard 
Schick 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Kenntnis besitzt die Bundesregierung 
zur Erage, ob und in welchem Umfang Toch- 
tergesellschaften deutscher Kreditinstitute sol- 
cher Steuergestaltungsmodelle der Dividen- 
denarbitrage nutzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 6. Februar 2012 

Dem Bundesministerium der Finanzen liegen keine Erkenntnisse 
vor, dass Tochtergesellschaften deutscher Kreditinstitute Steuerge- 
staltungsmodelle der Dividendenarbitrage nutzen. 


50. Abgeordneter 

Frank 

Schwabe 

(SPD) 


Welche Einnahmen würde die Bundesregie- 
rung aus der Veräußerung von Kohlendioxid- 
Verschmutzungsrechten des Emissionshandels 
erzielen, wenn der Preis für Emissionsrechte 
auf dem aktuellen Niveau bleibt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter 
vom 6. Februar 2012 

Dem im Juni 2011 aufgestellten Regierungsentwurf des Wirtschafs- 
plans des Energie- und Klimafonds für das Jahr 2012 liegen eine An- 
zahl von 46 Millionen C02-Zertillkaten und ein Preis von 17 Euro je 
C02-Zertifikat zugrunde, der auf der damaligen Prognose des für 
2012 zu erwartenden Preisniveaus basierte. Der Preis pro Zertifikat 
beträgt derzeit etwa 8,50 Euro (Stand: 2. Eebruar 2012 [Carbix] 
Quelle: European Energy Exchange AG). Auf dieser Basis würden 
sich rein rechnerisch Einnahmen des Energie- und Klimafonds in 
Höhe von insgesamt rund 391 Mio. Euro ergeben. 


5 1 . Abgeordneter 

Frank 

Schwabe 

(SPD) 


Welche Planungen hat die Bundesregierung, 
um die Finanzierung der Programme des 
Energie- und Klimafonds sicherzustellen, sollte 
der Preis für Emissionsrechte unter dem einge- 
planten Niveau liegen, beziehungsweise welche 
Vorhaben können nicht mehr finanziert wer- 
den, sollte der Preis für Emissionsrechte unter 
dem eingeplanten Niveau liegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter 
vom 6. Februar 2012 

Das Bundesministerium der Finanzen beobachtet fortlaufend die 
Einnahme- und Ausgabeentwicklung des Sondervermögens „Ener- 
gie- und Klimafonds“ (EKF) und hat vor dem Hintergrund der der- 
zeit volatilen Einnahmesituation den Fachressorts zunächst nur 50 
Prozent der Barmittel und 60 Prozent der Verpfiichtungsermächti- 
gung zur Bewirtschaftung zugewiesen. Neben den Einnahmen des 
laufenden Jahres können im Jahr 2012 auch nicht verausgabte Mittel 
aus dem Jahr 2011 in Höhe von rund 29 Mio. Euro genutzt werden. 
Vorrang hat dabei die Ausfinanzierung rechtlicher Verpflichtungen 
aus dem Vorjahr. Bei Bedarf wird der Bund dem Energie- und 
Klimafonds im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten ein überplan- 
mäßiges Eiquiditätsdarlehen aus dem Bundeshaushalt zur Verfügung 
stellen. Die hierfür erforderliche Gesetzesgrundlage wurde im Som- 
mer letzten Jahres im Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Errich- 
tung eines Sondervermögens „Energie- und Klimafonds“ (EKFG- 
ÄndG) geschaffen. 


52. Abgeordneter 

Frank 

Schwabe 

(SPD) 


Wie wird sich der Preis für Emissionsrechte im 
Emissionshandel nach Einschätzung der Bun- 
desregierung entwickeln? 


53. Abgeordneter 

Frank 

Schwabe 

(SPD) 


Welche Schritte plant die Bundesregierung, 
um den für den Haushalt des Energie- und Kli- 
mafonds eingeplanten Preis von Emissions- 
rechten zu erzielen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter 
vom 6. Februar 2012 

Aufgrund des Sachzusammenhangs beantworte ich die Fragen 52 
und 53 gemeinsam. 

Bei der Aufstellung des Wirtschaftsplans EKF für das Jahr 2012 
wurde davon ausgegangen, dass der Zertifikatepreis 2012 maßgeb- 
lich durch die Preiserwartung für die Handelsperiode 2013 bis 2020 
bestimmt wird. In dieser Handelsperiode wird die Gesamtmenge der 
EU-weit verfügbaren Zertifkate nach den Vorgaben der geänderten 
EU-Emissionshandelsrichtlinie gegenüber der laufenden Handels- 
periode (2008 bis 2012) jährlich um rund 1,74 Prozent reduziert. 
Welche Einnahmen in den Jahren 2012 und 2013 aus der Versteige- 
rung im Emissionshandel zu erwarten sind, hängt einerseits von der 
wirtschaftlichen Entwicklung und den damit verbundenen Treibhaus- 
gasemissionen in der EU sowie andererseits entscheidend von der 
weiteren Entwicklung der Diskussionen und Entscheidungen auf eu- 
ropäischer Ebene zur Anpassung der Klimaziele bzw. des Emissions- 
handelssystems ab. Erst wenn dieser Prozess abgeschlossen ist, kön- 
nen belastbare Aussagen zu den künftigen Einnahmen aus dem 
Emissionshandel gemacht werden. 

Das Bundesministerium der Finanzen wird dem Haushaltsausschuss 
des Deutschen Bundestages, wie von diesem erbeten, in Abstimmung 
mit den Fachressorts bis zum 31. März 2012 eingehend über die zu 
erwartende Einnahme- und Ausgabeentwicklung des Energie- und 
Klimafonds für das Wirtschaftsjahr 2012 berichten. 


54. Abgeordneter 

Dr. Carsten 
Sieling 

(SPD) 


Welchen Plan hat die Norddeutsche Landes- 
bank Girozentrale (NORD/LB) zum Stichtag 
20. Januar 2012 bei der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) einge- 
reicht, um den auf dem Gipfel des Europäi- 
schen Rates am 26. /27. Oktober 2011 festge- 
legten erhöhten Eigenkapitalanforderungen 
zum Stichtag 30. Juni 2012 zu genügen, und in 
welchem Maße ist eine Umwandlung Stiller 
Einlagen der Freien Hansestadt Bremen inner- 
halb der Bremer Landesbank Teil dieses 
Plans? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 8. Februar 2012 

Für die Norddeutsche Landesbank Girozentrale (NORD/LB) wurde 
bei der von der europäischen Bankenaufsichtsbehörde EBA im Jahr 
2011 durchgeführten Rekapitalisierungsübung ein Kapitalbedarf 
festgestellt. Wie in den Vorgaben der EBA vorgesehen, hat die 
NORD/LB zum 20. Januar 2012 einen Plan bei der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) eingereicht, wie sie die 
ermittelte Kapitallücke bis zum 30. Juni 2012 zu schließen beabsich- 
tigt. Insgesamt sieht dieser Plan eine Stärkung des sog. harten Kern- 
kapitals in einer Größenordnung von bis zu 1 Mrd. Euro vor. Zu 
einem Großteil soll dies durch eine Umstrukturierung vorhandener 
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Stüler Einlagen erfolgen. Zusätzlich will die Bank Gewinnthesaurie- 
rungen in dreistelliger Millionenhöhe vornehmen. Zudem sollen 
auch Erlöse aus Beteiligungsverkäufen in das Maßnahmenbündel 
einfließen. 

Ob und inwieweit die von der Hansestadt Bremen gehaltenen Stillen 
Einlagen an der Bremer Eandesbank Kreditanstalt Oldenburg - Gi- 
rozentrale - in unmittelbare Unternehmensanteile umgewandelt wer- 
den, wird derzeit durch den Bremer Senat geprüft. Eine Entschei- 
dung dazu soll nach derzeitigem Stand im April 2012 getroffen wer- 
den. 


55. Abgeordneter 

Hans-Christian 

Ströbele 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hoch sind die Verluste, die seit Beginn der 
Banken- und Einanzkrise 2008 nach dem vor- 
läufigem Stand bis heute im Zusammenhang 
mit Unterstützungs- und Rettungsmaßnahmen 
für Einanzinstitute deutschen öffentlichen 
Haushalten unter anderem durch Zahlungen 
aus dem Sonderfonds Einanzmarktstabilisie- 
rung (SoEEin) entstanden sind, und zu Easten 
welchen Haushalts (Haushaltstitel, Jahr) gehen 
letztlich die Zahlungen und Verluste? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter 
vom 8. Februar 2012 

Im Eolgenden werden die Brutto- bzw. Nettokosten für den Bundes- 
haushalt und den Sonderfonds Einanzmarktstabilisierung (SoEEin) 
durch Stützungsmaßnahmen für Einanzinstitute und deren Einanzie- 
rung seit 2008 dargestellt. Als Kosten versteht die Bundesregierung 
kassenwirksame Ausgaben. Im SoEEin sind Stützungsmaßnahmen 
für Einanzinstitute und deren Einanzierung zusammengefasst. 

1. Aus dem ursprünglichen Garantierahmen des SoEEin in Höhe 
von 400 Mrd. Euro, dessen Ausnutzung in der Spitze bei 
168 Mrd. Euro lag, sind bislang keine Inanspruchnahmen angefal- 
len. Insgesamt erzielte der die Maßnahmen der Einanzmarktstabi- 
lisierung verwaltende Einanzmarktstabilisierungsfonds bislang 
Provisionseinnahmen in Höhe von fast 2 Mrd. Euro. In den Jah- 
ren 2008 bis Dezember 2011 wurden insgesamt 31,5 Mrd. Euro 
für Kapitalmaßnahmen vom SoEEin ausgezahlt. Von den 
31,5 Mrd. Euro sind 11,7 Mrd. Euro zurückgeflossen, so dass per 
3 1 . Dezember 2011 noch eine Inanspruchnahme in Höhe von 
19,8 Mrd. Euro besteht. Entstandene Zinsaufwendungen wurden 
durch die Provisionsüberschüsse überkompensiert. Auch bei der 
Bundesanstalt für Einanzmarktstabilisierung (EMSA), und damit 
den Bundeshaushalt direkt betreffend, sind bisher keine Nettobe- 
lastungen angefallen, da der Aufwand vollständig durch Pauscha- 
len der Maßnahmenempfänger und durch den Restrukturierungs- 
fonds (RSE) gedeckt wurde. Der SoEEin hat gegenüber den Ab- 
wicklungsanstalten Verlustausgleichsverpflichtungen, sofern das 
Kapital der Anstalten Verluste nicht abdeckt. Nach Genehmigung 
der HRE-Beihilfen durch die Kommission hat der SoEEin 
2,1 Mrd. Euro Ende August 2011 an die EMS Wertmanagement 
AöR ausgezahlt. Die Verlustausgleichsverpflichtung für die Erste 
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Abwicklungsanstalt (EAA) greift derzeit erst nach Inanspruch- 
nahme der Alteigentümer bei Verlusten von über 17 Mrd. Euro. 
Eine Inanspruchnahme des SoEEin zum Verlustausgleich der 
EAA wird derzeit nicht erwartet. 

Übersicht zum HGB-Ergebnis seit Gründung des SoEEin Oktober 
2008, Stand: zweites Quartal 2011 

• Gebühren für Garantien und 

Risikoübernahmen: +1 844 Mio. Euro 

• Verzinsung von Beteiligungen: +1 109 Mio. Euro 

• Saldo aus Zinsausgaben und Zinseinnahmen: -1 366 Mio. Euro 

• Abschreibung auf Beteiligungen 

(Hypo Real Estate, WestEB): -6 001 Mio. Euro 

• Zuführung zu den Rückstellungen 

für Drohverluste: -3 870 Mio. Euro. 

Anlässlich der Jahresabschlüsse 2009 und 2010 wurden die Ei- 
nanzanlagen des SoEEin bewertet. Eine erneute Bewertung der Ei- 
nanzanlagen erfolgt im Zuge der Aufstellung des Jahresabschlus- 
ses 2011 im Erühjahr 2012. Darin werden sich die überwiegend 
negativen Entwicklungen des Jahres 2011 widerspiegeln. Bisher 
handelt es sich um Buchwertverluste. Dies bedeutet nicht, dass 
sich tatsächlich ein Verlust in dieser Höhe bei Abwicklung des 
SoEEin realisiert, bisher sind noch keine haushaltswirksamen Ver- 
luste eingetreten. Etwaige Verluste des SoEEin nach seiner Ab- 
wicklung sind nach Maßgabe von § 1 3 Absatz 2 des Einanzmarkt- 
stabilisierungsfondsgesetzes zwischen Bund und Eändern im Ver- 
hältnis 65 : 35 aufzuteilen. 

2. Aufgrund von übernommenen und inzwischen erledigten Ge- 
währleistungen zugunsten der Hypo Real Estate Holding AG 
wurden im Jahr 2008 Entgelte in Höhe von rund 221,5 Mio. Euro 
vereinnahmt. Dem stehen Aufwendungen in Höhe von rund 
0,8 Mio. Euro für den Mandatar des Bundes gegenüber. Aus 
einer, inzwischen erledigten, Garantie zugunsten der KfW Ban- 
kengruppe wegen von der IKB Deutsche Industriebank AG über- 
nommenen Risiken aus dem Jahr 2008 wurden Entgelteinnahmen 
in Höhe von rund 9,5 Mio. Euro erzielt. Diese gingen zugunsten 
des Kapitels 32 08 Titel 1 1 1 02. 

3. Unmittelbar belastet wurde der Bundeshaushalt durch ein im Jahr 
2008, also vor Einrichtung des SoEEin, der KfW Bankengruppe 
gewährtes, nur bedingt rückzahlbares Darlehen zur Refinanzie- 
rung der Beteiligung an Kapitalmaßnahmen zugunsten der IKB 
Deutsche Industriebank AG (IKB) in Höhe von 1 ,2 Mrd. Euro. 
Aufgrund der von der KfW Bankengruppe im Zuge der Stützung 
und des Verkaufs der IKB erlittenen Verluste sind die Bedingun- 
gen für die Rückzahlung des Darlehens nicht eingetreten (Kapi- 
tel 60 02 Titel 697 01). 

4. Die Eänder haben durch Maßnahmen zur Abwehr der Eolgen der 
Einanzkrise bei den Eandesbanken (HSH Nordbank AG, Eandes- 
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bank Baden-Württemberg - LBBW, Bayerische Landesbank - 
BayernLB und NORD/LB) Kapitalmaßnahmen von insgesamt 
rund 15,6 Mrd. Euro durchgeführt. Auf Ebene der Gemeinden 
war die Stadt Stuttgart mit einer Zahlung von rund 1 Mrd. Euro 
an der Rettung der EBBW beteiligt. Eindeutige Aussagen zu den 
abschließenden „Verlusten“ der Einanzmarktkrise für Eänder- 
und Gemeindehaushalte sind derzeit nicht möglich. 


56. Abgeordneter 

Markus 

Tressel 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Ansätze wurden im Zuge der Beratun- 
gen der Projektgruppe des Bundesministe- 
riums für Einanzen zu Reformansätzen und 
Vereinfachungsmöglichkeiten im steuerlichen 
Reisekostenrecht G 5 ReiKoRef‘) aus verfas- 
sungs- und dienstrechtlichen Gründen nicht 
weiter verfolgt, und welche konkreten Gründe 
wurden dem zugrunde gelegt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 3. Februar 2012 

Ansätze die rein aus verfassungs- oder dienstrechtlichen Gründen 
nicht weiter verfolgt wurden, gab es nicht. Die Projektgruppe des 
Bundesministeriums der Einanzen hatte den Auftrag, umsetzbare 
Vorschläge zu erarbeiten, die zu einer deutlichen Vereinfachung füh- 
ren, finanziell ausgewogen sind und möglichst von einem großen Teil 
der davon betroffenen Gruppen mitgetragen werden. Demzufolge 
wurde immer auch die Erage nach der Vereinfachungswirkung, Um- 
setzung in der Praxis sowie den finanziellen Auswirkungen eines 
Vorschlags diskutiert. Mitentscheidend dafür, dass ein Vorschlag 
nicht weiterverfolgt wurde, waren - im Rahmen der im Bericht er- 
wähnten Vorabprüfung - daher, z. B. auch Bedenken hinsichtlich der 
Vereinfachungswirkung, der Praktikabilität oder der Umsetzbarkeit. 

Die maßgeblichen dienstrechtlichen Hinweise und Vorgaben, die im 
Rahmen der Projektarbeit diskutiert und berücksichtigt wurden, sind 
im Bericht unter D. IV. dargestellt. Bei der verfassungsrechtlichen 
Prüfung wurden im Wesentlichen die Vorgaben aus den Entschei- 
dungen des Bundesverfassungsgerichts vom 4. Dezember 2002, 
BVerfGE 107, 27 („Zweijahresfrist bei der doppelten Haushaltsfüh- 
rung“), vom 8. Dezember 2008, BVerfGE 122, 210 („Werkstorprin- 
zip bei der Entfernungspauschale“) sowie vom 6. Juli 2010, BVerf- 
GE 126, 268 („Arbeitszimmer“) in die Untersuchungen und Überle- 
gungen miteinbezogen. 


57. Abgeordneter 

Dr. Axel 
Troost 

(DIE EINKE.) 


Plant die Bundesregierung nach dem Urteil 
des Bundesfinanzhofs (BEH) vom 21. Septem- 
ber 2011 (IR 89/10) hinsichtlich der Bewer- 
tung von Aktien im Anlagevermögen eine An- 
passung der bisher dem Urteil entgegenstehen- 
den Verwaltungsanweisung, und mit welchen 
Auswirkungen auf das Steueraufkommen ist 
bei allgemeingültiger Anwendung des Urteüs 
zu rechnen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 3. Februar 2012 

Die Auswirkungen des BFH-Urteils vom 21. September 2011 (IR 
89/10) zur Bewertung von Finanzanlagen im Anlagevermögen auf 
bestehende Verwaltungsanweisungen werden zeitnah geprüft. 


58. Abgeordneter 

Alexander 

Ulrich 

(DIE LINKE.) 


Bedeutet der Verweis auf die Verordnung 
(EU) Nr. 1 177/2011 in Artikel 4 des Fiskalver- 
trags, dass für die Schuldenabbauregel die in 
der Verordnung festgelegte Übergangsfrist 
von drei Jahren ab der Korrektur des übermä- 
ßigen Defizits gilt, oder gilt die Schuldenab- 
bauregel sofort nach Inkrafttreten des Vertrags 
für alle Vertragsparteien? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter 
vom 7. Februar 2012 

Die Schuldenabbauregelung bzw. „1/20-Regelung“ des Artikels 4 
des Fiskalvertrages gilt nicht sofort nach Inkrafttreten des Vertrages, 
sondern nach der in Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1467/97 in 
der Fassung der Änderungsverordnung (EU) Nr. 1177/2011 vorge- 
sehenen Übergangsfrist. Demnach gilt bei einem Mitgliedstaat, ge- 
gen den am 8. November 2011 ein Verfahren wegen eines übermä- 
ßigen Defizits bestand, für einen Zeitraum von drei Jahren ab der 
Korrektur des übermäßigen Defizits die Anforderung des Schulden- 
standskriteriums als erfüllt, wenn der betreffende Mitgliedstaat 
gemäß der Stellungnahme des Rates zu seinem Stabilitäts- oder 
Konvergenzprogramm genügend Fortschritte bei der Einhaltung der 
Anforderung erzielt hat. Mit Artikel 4 des Fiskalvertrages ist es 
gelungen, die „1/20-Regelung“ auch vertraglich zu verankern und 
ihr so zusätzliches Gewicht zu verleihen. 


59. Abgeordneter 

Alexander 

Ulrich 

(DIE LINKE.) 


In welchen konkreten Punkten unterscheiden 
sich die haushaltspolitischen Vorgaben, Regeln 
und Verfahren, die im sog. Fiskalvertrag (in 
der Fassung, die von den Staats- und Regie- 
rungschefs am 30. Januar 2012 beschlossen 
wurde) festgeschrieben wurden, von den Re- 
geln, die in den europäischen Vertragswerken 
sowie im bestehenden und in derzeit in der 
Diskussion befindlichen Sekundärrecht veran- 
kert bzw. vorgesehen sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter 
vom 9. Februar 2012 

Der von den Staats- und Regierungschefs am 30. Januar 2012 be- 
schlossene Fiskalvertrag geht deutlich über das hinaus, was - man- 
gels einer entsprechenden Rechtsgrundlage in den geltenden europäi- 
schen Verträgen - im europäischen Sekundärrecht geregelt werden 
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könnte. Dies betrifft zum einen die Vereinbarung ehrgeiziger Vorga- 
ben für national, vorzugsweise auf Verfassungsebene, umzusetzende 
Schuldenregeln und deren sanktionsbewehrte Überprüfung durch 
die Europäische Kommission und den Europäischen Gerichtshof, 
zum anderen die weitere Automatisierung des Defizitverfahrens bei 
Verstößen gegen das Defizitkriterium durch die Einführung der so 
genannten umgekehrt qualifizierten Mehrheit. 

Auch materiell ist der Eiskalvertrag ehrgeiziger: So verpflichten sich 
die Eurostaaten im Eiskalvertrag zum Beispiel, dass ihr mittelfristiges 
Haushaltsziel den Zielwert eines strukturellen Defizits von 0,5 Pro- 
zent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) nicht überschreiten darf. Die 
betreffende Verordnung aus dem so genannten Six-Pack räumt den 
Mitgliedstaaten dagegen einen größeren Korridor von bis zu 1 Pro- 
zent des BIP ein. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


60. Abgeordneter 

Jan 

van Aken 
(DIE EINKE.) 


In welchem finanziellen Umfang musste die 
Bundesrepublik Deutschland seit 1995 Zah- 
lungsverpflichtungen nachkommen, die sich 
aus der 1978 übernommenen Hermes-Bürg- 
schaft für den letztlich gescheiterten Verkauf 
von sechs U-Booten durch die Howaldtswerke- 
Deutsche Werft AG (HDW) an die kaiserlich- 
iranische Marine ergeben hatten (Bundestags- 
drucksache 13/6073X und an wen mussten die 
Zahlungen dabei geleistet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Otto 
vom 7. Februar 2012 

Die Bundesregierung hat für den Kauf von sechs U-Booten durch 
den Iran im Jahr 1978 eine Hermes-Eabrikationsrisikobürgschaft zu- 
gunsten von HDW übernommen. Der Auftrag wurde aufgrund der 
Revolution im Iran nicht abgewickelt. Aufgrund der Eabrikationsrisi- 
kodeckung hat HDW einen Entschädigungsantrag gestellt. Die Bun- 
desregierung hat 1997 eine Entschädigung i. H. v. 150 Mio. DM an 
HDW gezahlt. 


61. Abgeordner 
Uwe 

Beckmeyer 

(SPD) 


Zu welchem Zeitpunkt wird die Bundesregie- 
rung konkrete Vorschläge für die im Dezem- 
ber 2011 angekündigten Änderungen der Ge- 
werbeordnung und der See-Eigensicherungs- 
verordnung vorlegen, die eine Zertifizierung 
von sog. maritimen Sicherheitsdiensten für 
den Anti-Piraterie-Einsatz auf Schiffen unter 
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deutscher Flagge ermöglichen sollen, und in- 
wieweit ist für diese rechtliche Anpassung die 
Zustimmung des Bundesrates erforderlich? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer 
vom 7. Februar 2012 

Die Bundesregierung hat sich auf ein Konzept zur Zulassung von 
privaten bewaffneten Sicherheitskräften an Bord von Schiffen unter 
deutscher Flagge (PBS) geeinigt. Ein entsprechender Gesetzentwurf 
zur Änderung der Gewerbeordnung soll nach derzeitiger Planung 
möglichst noch im Frühjahr 2012 vom Bundeskabinett beschlossen 
werden. Parallel werden im Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung Änderungen der See-Eigensicherungsverord- 
nung (See-EigensichV) vorbereitet. Ziel ist der Abschluss des gesam- 
ten Gesetzgebungsvorhabens bis spätestens Ende des Jahres. 

Unter Federführung des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Technologie erarbeitet die Bundesregierung derzeit zügig den not- 
wendigen Gesetzentwurf und entwickelt ein Detailkonzept für das 
Zulassungsverfahren. Das Zulassungsverfahren erfolgt durch das 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) unter Be- 
teiligung der Bundespolizei und wird in einer Verordnung näher 
geregelt. Die Bundesregierung geht derzeit davon aus, dass für die 
notwendigen rechtlichen Anpassungen zur Umsetzung des momen- 
tan diskutierten Detailkonzeptes eine Zustimmung des Bundesrates 
nicht erforderlich ist. 


62. Abgeordner 
Uwe 

Beckmeyer 

(SPD) 


Welche einzelnen Paragraphen sollen aus Sicht 
der Bundesregierung konkret geändert wer- 
den, um die angestrebte Anpassung des 
Rechtsrahmens vorzunehmen, und wann wird 
sie dem Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadt- 
entwicklung des Deutschen Bundestages den 
im Berichterstattergespräch am 19. Oktober 
2011 angekündigten Bericht dazu übermitteln? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer 
vom 7. Februar 2012 

Für die Einführung des geplanten Zulassungsverfahrens für PBS ist 
eine Änderung des § 34a der Gewerbeordnung (GewO) geplant. Das 
Zulassungsverfahren soll sich an den Empfehlungen der Internatio- 
nalen Seeschifffahrtsorganisation (IMO) orientieren und eine unter- 
nehmensbezogene Prüfung beinhalten. 

Nach gegenwärtiger Konzeption sind daneben Änderungen des § 7 
See-EigensichV vorgesehen. Diese betreffen die Ausgestaltung der 
Gefahrenabwehrpläne, die künftig in einem Zusatz auch den Einsatz 
von ordnungsgemäß zertifizierten PBS vorsehen können. Weiterhin 
soll dort geregelt werden, dass das Bundesamt für Seeschifffahrt und 
Hydrographie (BSH) einen solchen Zusatz nur genehmigt, wenn der 
Beauftragte für Gefahrenabwehr im Unternehmen schriftlich verant- 
wortlich erklärt, dass nur durch das BAFA (und die Bundespolizei) 
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zertifizierte PBS zum Einsatz kommen und die einschlägigen vorläu- 
figen IMO-Leitlinien bei ihrem Einsatz beachtet werden. Außerdem 
sollen Anzeige- und Dokumentationspflichten aufgenommen wer- 
den. Eine Änderung des § 12 See-EigensichV ist erforderlich, um 
Verstöße gegen diese Vorschriften unter Bußgeldandrohung zu stel- 
len. 

Die Bundesregierung wurde im Ausschuss für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung des Deutschen Bundestages am 19. Oktober 2011 
gebeten, den Deutschen Bundestag zu gegebener Zeit über das Ge- 
setzgebungsverfahren zu unterrichten. Die Bundesregierung strebt 
an, dem Deutschen Bundestag den Gesetzentwurf möglichst noch im 
Erühjahr 2012 zu übermitteln. 


Durch welche Maßnahmen kann das von der 
Bundesregierung als Überwachungsstelle vor- 
gesehene Bundesamt für Seeschifffahrt und 
Hydrographie (BSH) ihrer Auffassung nach 
tatsächlich sicherstellen, dass die Reeder nur 
zertiflzierte Sicherheitskräfte einsetzen, und 
inwieweit sieht das Konzept der Bundesregie- 
rung auch eine Zertiflzierung von maritimen 
Sicherheitsdiensten vor, die auf Schiffen deut- 
scher Eigner unter fremder Elagge im Einsatz 
sind? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer 
vom 7. Februar 2012 

Hinsichtlich des ersten Teils der Erage verweist die Bundesregierung 
auf die Antwort zu Erage 62. 

Im Hinblick auf den Einsatz von PBS auf fremdflaggigen Schiffen 
deutscher Eigner kann der deutsche Gesetzgeber keine Regelungen 
treffen. Nach dem völkerrechtlichen Prinzip der Plaggenhoheit ist 
dies nur für Schiffe unter deutscher Plagge möglich. 


63. Abgeordner 
Uwe 

Beckmeyer 

(SPD) 


64. Abgeordner 
Uwe 

Beckmeyer 

(SPD) 


Ist für den Einsatz privater Sicherheitsunter- 
nehmen an Bord von Seeschiffen unter deut- 
scher Plagge nach Einschätzung der Bundesre- 
gierung ein waffenrechtliches Genehmigungs- 
verfahren erforderlich, und wenn ja, welche 
Eösung plant die Bundesregierung vor dem 
Hintergrund, dass nach Artikel 83 des Grund- 
gesetzes die Bundesländer für die Durchfüh- 
rung des Waffengesetzes verantwortlich sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer 
vom 7. Februar 2012 


Nach Einschätzung der Bundesregierung muss jeder auf Schiffen 
unter deutscher Plagge eingesetzte Mitarbeiter - auch von ausländi- 
schen Sicherheitsunternehmen - die erforderlichen Genehmigungen 
nach dem deutschen Waffengesetz zum Pühren der von ihm mitge- 
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führten Waffen besitzen. Dieses übliche Genehmigungsverfahren 
bleibt weiterhin in dem Verantwortungsbereich der Bundesländer. 

In Übereinstimmung mit dem Verband Deutscher Reeder sieht die 
Bundesregierung keine Notwendigkeit für den Einsatz von Kriegs- 
waffen nach dem Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen. 


65. Abgeordnete 

Gabriele 

Hiller-Ohm 

(SPD) 


Welche Förderprogramme zur Ausrüstung 
von Schiffen mit Anlagen zur Abgasentschwe- 
felung hat die Bundesregierung aufgelegt, und 
wie stellt sich der bisherige Abruf der Förder- 
programme dar (bitte mit Angaben zu Förder- 
summen)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer 
vom 7. Februar 2012 

Die Bundesregierung hat keine gesonderten Programme zur Ausrüs- 
tung von Schiffen mit Abgasentschwefelungsanlagen aufgelegt. Ein- 
zelne Püotprojekte könnten möglicherweise über das Umweltinnova- 
tivprogramm des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (BMU) gefördert werden. Voraussetzung dafür 
ist, dass eine umweltfreundliche innovative Technik erstmalig zum 
Einsatz kommt. Einzelne Förderanfragen liegen dazu bereits vor 
und werden derzeit geprüft. Darüber hinaus prüft die KfW Ban- 
kengruppe, ob eine breitere Förderung im Rahmen des bestehenden 
Umweltprogramms der KfW Bankengruppe in Frage kommt. 


66. Abgeordnete 

Katja 

Keul 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Genehmigungen hat das Bundesamt 
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) 
auf Grundlage der Genehmigungsfiktion 
des § 27 des Gesetzes über die Kontrolle von 
Kriegswaffen (KrWaffKontrG) seit 2005 er- 
teilt, und werden diese im Rüstungsexportbe- 
richt ausgewiesen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Otto 
vom 7. Februar 2012 

Im Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle wird nicht daten- 
mäßig erfasst, ob eine Ausfuhrgenehmigung auf der Grundlage der 
Genehmigungsfiktion des § 27 KrWaffKontrG erteilt wurde. Dem- 
entsprechend erfolgt auch keine separate Ausweisung im Rüstungs- 
exportbericht. Die tatsächlichen Kriegswaffenausfuhren der Bundes- 
wehr werden im Rüstungsexportbericht der Bundesregierung geson- 
dert ausgewiesen (vgl. S. 33 des Rüstungsexportberichts 2010 - Bun- 
destagsdrucksache 17/8122). Darin sind die Ausfuhren der Bundes- 
wehr enthalten, die auf einer Genehmigungsfiktion i. S. v. § 27 
KrWaffKontrG beruhen. 
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Inwiefern hält die Bundesregierung im Hin- 
blick auf die geplante Rohstoffpartnerschaft 
mit Kasachstan das Land für einen geeigneten 
Partner für eine solche Partnerschaft ange- 
sichts der schweren Menschenrechtsverstöße 
wie der Niederschlagung des Streiks von Ölar- 
beiterinnen/-arbeiter am 16. Dezember 2011 in 
der westkasachischen Stadt Schanaosen, bei 
der 16 Demonstrantinnen/Demonstranten er- 
schossen und etwa 100 verletzt wurden (vgl. 
www.auswaertiges-amt.de/DE/Infoservice/ 
Presse/Meldungen/20 12/1201 24-MRHH- 
KAZ.html?nn=479796 - letzter Zugriff 31. Ja- 
nuar 2012), und angesichts der jüngsten Ver- 
haftungen von mehreren Oppositionspolitiker- 
innen/-politiker und eines Journalisten, anläss- 
lich derer der Beauftragte der Bundesregie- 
rung für Menschenrechtspolitik und Humani- 
täre Hilfe, Markus Löning, am 24. Januar 
2012 seine Besorgnis öffentlich erklärt hat, 
und durch welche konkreten Vereinbarungen 
wird Kasachstan aus Sicht der Bundesregie- 
rung von einer Rohstoffpartnerschaft mit 
Deutschland profitieren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Otto 
vom 8. Februar 2012 

Rohstoffpartnerschaften sind Bestandteil der Rohstoffstrategie der 
Bundesregierung und sollen Partnerländer bei einer nachhaltigen 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung unterstützen und 
zur Rohstoffversorgung der deutschen Wirtschaft beitragen. Damit 
will die Bundesregierung die Rohstoffaktivitäten der Wirtschaft flan- 
kieren und unterstützen. Die Rohstoffversorgung ist Aufgabe der 
Wirtschaft. 

Bei dem mit Kasachstan verhandelten Abkommen über Partner- 
schaft im Rohstoff-, Industrie- und Technologiebereich steht die Un- 
terstützung der Zusammenarbeit von Unternehmen beider Eänder 
auf dem Gebiet der Erschließung, Gewinnung und Nutzung minera- 
lischer Rohstoffe mit dem Ziel einer sicheren und nachhaltigen Roh- 
stoffversorgung und Rohstoffnutzung im Vordergrund. Zudem soll 
das Rohstoffpotenzial Kasachstans durch Investitionen, Innovatio- 
nen und Eieferbeziehungen einer umfassenden Nutzung und Ent- 
wicklung zugeführt werden. Außerdem wird die Zusammenarbeit im 
Rohstoffbereich verknüpft mit einem von Kasachstan gewünschten 
Beitrag deutscher Unternehmen zur Industrialisierung Kasachstans. 

Das Regierungsabkommen ist ein Rahmenabkommen und dient der 
politischen Elankierung. Die Wirtschaft schließt unter dem Dach die- 
ses Abkommens in eigener Verantwortung privatrechtliche Verträge, 
die durch das Regierungsabkommen mit den außenwirtschaftlichen 
und außenpolitischen Instrumentarien abgesichert werden können. 

Die Bundesregierung hat die Berichte über die Ereignisse in der 
westkasachischen Stadt Shanaosen am 16. Dezember 2011 mit Sorge 


67. Abgeordnete 

Ute 

Koczy 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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aufgenommen. Deutschland hat die kasachische Regierung im Rah- 
men einer EU-Erklärung im Ständigen Rat der Organisation für Si- 
cherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) zur Durchführung 
einer transparenten Untersuchung aufgerufen. Dabei hat die Euro- 
päische Union insbesondere die Bedeutung der Einhaltung der inter- 
nationalen Verpflichtungen Kasachstans im Rahmen der OSZE ein- 
schließlich der Gewährleistung der Versammlungs- und Meinungs- 
freiheit zum Ausdruck gebracht. 

Die Bundesregierung stellt fest, dass Präsident Nursultan Nasarba- 
jew eine Reihe von Schritten zur Aufklärung der Vorfälle unternom- 
men hat. Er hat eine Sonderkommission eingesetzt, um die Vorfälle 
zu untersuchen und insbesondere den Schusswaffeneinsatz der Si- 
cherheitskräfte in jedem Todesfall aufzuklären. Er hat ferner die Re- 
gierung und die staatliche Ölgesellschaft Kasmunaigas mit der Bil- 
dung einer Sonderkommission zur Eösung der arbeitsrechtlichen 
Streitigkeiten der Ölarbeiter beauftragt. Darüber hinaus entließ er 
den Gouverneur der betroffenen Region Mengistau und setzte den 
Vorsitzenden der Staatsholding „Samruk Kazyna“, Timor Kuliba- 
jew, seinen Schwiergersohn, ab. Schließlich hob Präsident Nursultan 
Nasarbajew die Entscheidung des Verfassungsrates auf, die die 
Durchführung der Parlamentswahlen am 15. Januar 2012 in Shanao- 
sen untersagt hatte. Die Bundesregierung wird die Entwicklung wei- 
ter kritisch verfolgen, sieht aber vor diesem Hintergrund keinen An- 
lass, ihre Haltung zu dem oben genannten Abkommen zu ändern. 


68. Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 
(DIE EINKE.) 


Wird die Bundesregierung dem guten Beispiel 
der renommierten American Economic Asso- 
ciation folgen und von Experten, die Aufträge 
von der Bundesregierung erhalte, eine Offen- 
legung aller Einkommen durch Stipendien, 
Beraterjobs der letzten drei Jahre, Posten 
bei Nichtregierungsorganisationen, Stiftungen 
oder Eorschungsgremien, verlangen, und wenn 
nein, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Otto 
vom 7. Februar 2012 

Das geltende Vergaberecht lässt bereits zu, dass öffentliche Auftrag- 
geber spezifische Eignungsanforderungen stellen können, die durch 
den Auftragsgegenstand gerechtfertigt sind. Insbesondere kann da- 
bei auch der Nachweis der wirtschaftlichen Unabhängigkeit verlangt 
werden. Dies erfolgt in der Regel durch Eigenerklärungen der Be- 
werber bzw. Bieter. 


69. Abgeordnete 

Ingrid 

Nestle 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Warum hält das Bundesministerium für Wirt- 
schaft und Technologie in seinem Entwurf 
einer Rechtsverordnung zu abschaltbaren Eas- 
ten (Stand: 23. Januar 2012) eine Vergütung in 
der Größenordnung von 30 000 bis 60 000 Eu- 
ro pro Megawatt und Jahr für angemessen, ob- 
wohl in einem Gutachten für die Bundesnetz- 
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agentur durch Consentec eine Vergütung von 
1 600 Euro pro Megawatt und Jahr als „ange- 
messen“ ermittelt wurde, und wie hat das Bun- 
desministerium für Wirtschaft und Technolo- 
gie die vorgeschlagenen Vergütungen ermittelt 
(jeweils unterschieden nach den drei Vergü- 
tungsstufen und ihrem jeweiligen Nutzen für 
den Netzbetrieb)? 


70. Abgeordnete 

Ingrid 

Nestle 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Argumente setzt die Bundesregierung 
dem Vorwurf entgegen, dass die Rechtsverord- 
nung zu abschaltbaren Easten (Stand: 23. Ja- 
nuar 2012) in ihrer jetzigen Eorm durch die 
Nutzung des sogenannten Versicherungsmo- 
dells vor allem eine Industriesubvention dar- 
stellt, insbesondere vor dem Hintergrund, dass 
nach den Erkenntnissen des Consentec-Gut- 
achtens im Auftrag der Bundesnetzagentur die 
durch das Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technologie vorgeschlagene Vergütung 
um bis zu Eaktor 37,5 überhöht ist? 


7 1 . Abgeordnete 

Ingrid 

Nestle 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Könnte nach Auffassung der Bundesregierung 
der Eall eintreten, dass Unternehmen, welche 
im Rahmen der Rechtsverordnung zu abschalt- 
baren Easten (Stand: 23. Januar 2012) eine 
Vereinbarung mit einem Netzbetreiber treffen 
und so eine Vergütung von mindestens 
30 000 Euro pro Megawatt und Jahr erhalten, 
innerhalb eines Jahres keinerlei Abschaltung 
vornehmen müssen, und wie oft schätzt die 
Bundesregierung, dass dieser Eall eintreten 
wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Otto 
vom 7. Februar 2012 

Die Eragen 69 bis 7 1 werden gemeinsam beantwortet. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie hat einen 
Entwurf für eine Verordnung zu abschaltbaren Easten erarbeitet. 
Mit dem Entwurf wurde die Ressortabstimmung innerhalb der Bun- 
desregierung eingeleitet. Eine öffentliche Befassung wird zu einem 
späteren Zeitpunkt erfolgen, wenn eine abgestimmte Meinung inner- 
halb der Bundesregierung vorliegt. Da eine Rechtsverordnung nach 
§ 1 3 Absatz 4a Satz 4 des Energiewirtschaftsgesetzes der Zustim- 
mung des Deutschen Bundestages bedarf, wird zudem eine separate 
parlamentarische Befassung erfolgen. 
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72. Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE LINKE.) 


Zu welchen Eragen der Kleinen Anfrage der 
Eraktion DIE LINKE. „Kinder- und Jugend- 
reisen für alle“ (Bundestagsdrucksache 17/634 
vom 4. Eebruar 2010), welche von der Bundes- 
regierung wörtlich oder sinngemäß mit dem 
Satz „Hierzu liegen der Bundesregierung keine 
Erkenntnisse vor.“ beantwortet wurden (Era- 
gen 4, 7, 10, 11, 12, 16, 18, 21, 25) hat die Bun- 
desregierung inzwischen Erkenntnisse gewon- 
nen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer 
vom 7. Februar 2012 

Zu Erage 4 (Bundestagsdrucksache 17/634) 

Welche Bundesländer haben nach Kenntnis der Bundesregierung 
analoge Aktionspläne zum Kinder- und Jugendtourismus erarbeitet 
und beschlossen? 

Hierzu liegen der Bundesregierung weiterhin keine Erkenntnisse 
vor. Entsprechende Abfragen bei den Ländern werden nicht vorge- 
nommen. 

Zu Erage 7 (Bundestagsdrucksache 17/634) 

Wie viele dieser Kinder und Jugendlichen konnten nach Kenntnis 
der Bundesregierung in den Jahren 2008 und 2009 keine Eerien- 
bzw. Urlaubsreise unternehmen? 

Der Bundesregierung liegen hierzu weiterhin keine Erkennntnisse 
vor. Entsprechende Daten werden nicht erhoben. 

Zu Erage 10 (Bundestagsdrucksache 17/634) 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung hinsichtlich der Teilha- 
be von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen am Touris- 
mus? 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor. Entsprechende 
Daten werden nicht erhoben. 

Zu Erage 11 (Bundestagsdrucksache 17/634) 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung hinsichtlich der Teilha- 
be von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergründen am 
Tourismus? 

Die Bundesregierung hat hierüber weiterhin keine Kenntnis, eine 
personengruppenspezifische statistische Erhebung findet nicht statt. 

Zu Erage 12 (Bundestagsdrucksache 17/634) 

Inwieweit ist für die Bundesregierung die mangelhafte Datenlage zur 
Urlaubsreiseintensität von Kindern bis 13 Jahren sowie von Kindern 
und Jugendlichen mit Behinderungen sowie mit Migrationshinter- 
grund in der von ihr in Auftrag gegebenen Studie „Deutsche Kinder- 
und Jugendreisen 2008 - Aktuelle Daten zu Struktur und Volumen“ 
akzeptabel und zufriedenstellend, wenn sie in den tourismuspoliti- 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-47- 


Drucksache 17/8637 


sehen Leitlinien davon ausgeht, dass es Ziel der Bundesregierung ist, 
die Teilhabe aller Bevölkerungskreise am Tourismus zu sichern und 
dass auch Menschen mit gesundheitlichen, sozialen oder finanziellen 
Einschränkungen reisen können? 

Die Studie ist eine Zusammenfassung vorhandener Daten, insofern 
ist die Lücke bei Kindern mit Migrationshintergrund, Behinderte 
nicht ohne neue Primäruntersuchungen zu beantworten. Die Bundes- 
regierung wird ggf. zu einem späteren Zeitpunkt darüber entschei- 
den, ob die Datenlage ausreichend ist und ob weitergehende Daten 
erhoben werden müssen. 

Zu Frage 16 (Bundestagsdrucksache 17/634) 

Wie bewertet die Bundesregierung die Feststellung aus der Studie 
„Kinder- und Jugendreisen 2008“, dass bei öffentlich geförderten 
Kinder- und Jugendreisen drastische Reduzierungen geplant sind 
und dass diese Rückgänge in Ostdeutschland deutlich höher sind, als 
in den westlichen Bundesländern? 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse zu Mittelansätzen 
der Länder vor, entsprechende Daten werden nicht erhoben. 

Zu Frage 18 (Bundestagsdrucksache 17/634) 

Wie viele Kinder und Jugendliche leben nach Kenntnis der Bundes- 
regierung in Flüchtlings- und Asylbewerberfamilien? 

Der Bundesregierung liegen hierzu weiterhin keine Erkenntnisse vor. 

Zu Frage 21 (Bundestagsdrucksache 17/634) 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die Gewährleis- 
tung der Teilnahme (und der Finanzierung) von Kindern und 
Jugendlichen aus Flüchtlings- und Asylbewerberfamilien an Reisen 
ihrer Schulklasse? 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. Entspre- 
chend Artikel 70 des Grundgesetzes (GG) unterfallen das Schulwe- 
sen betreffende Gesetze und Verwaltungsvorschriften ausschließlich 
den Ländern. 

Zu Frage 25 (Bundestagsdrucksache 17/634) 

Wie bewertet die Bundesregierung die Feststellung aus der Studie 
„Kinder- und Jugendreisen 2008“, dass Maßnahmen der internatio- 
nalen Jugendarbeit bei öffentlich geförderten Kinder- und Jugendrei- 
sen um 3 1 Prozent reduziert wurden? 

Es handelt sich nicht um Einsparungen im Rahmen des Kinder- und 
Jugendplans. Eine Einsparung von Bundesmitteln im Bereich der in- 
ternationalen Jugendarbeit ist nicht vorgesehen. Der Bund fördert 
den Bereich Kinder- und Jugendreisen auf hohem Niveau. 

Über die Mittelansätze für Kinder- und Jugendreisen in den Ländern 
liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. 
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73. Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE LINKE.) 


Wie bewertet die Bundesregierung, auch mit 
Blick auf das in ihren tourismuspolitischen 
Leitlinien verankerte „Ziel der Bundesregie- 
rung ist die Teilhabe aller Bevölkerungskreise 
am Tourismus. Auch Menschen mit gesund- 
heitlichen, sozialen oder finanziellen Ein- 
schränkungen sollen reisen können ...“, die in 
verschiedenen Studien dargestellte Entwicklun- 
gen, dass ca. ein Drittel aller Kinder und Ju- 
gendlichen in Deutschland (Tendenz steigend) 
aus finanziellen Gründen keine Urlaubsreise 
mehr machen können? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer 
vom 7. Februar 2012 

An der Zielsetzung der Bundesregierung, die Teilhabe aller Bevölke- 
rungskreise am Tourismus anzustreben, hat sich keine Änderung er- 
geben. Auch Menschen mit gesundheitlichen, sozialen oder finanziel- 
len Einschränkungen sollen reisen können. Über die Nichtteilnahme 
von Kindern und Jugendlichen an Urlaubsreisen aus finanziellen 
Gründen liegen der Bundesregierung keine Primärerhebungen vor. 


74. Abgeordneter 
Stephan 
Stracke 

(CDU/CSU) 


Welche einzelnen Bereiche erfasst die Bundes- 
regierung unter dem Begriff des „Gesundheits- 
tourismus“, und wie viele Beschäftigte sind 
bundesweit in diesen einzelnen Bereichen tä- 
tig? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Ernst Burgbacher 
vom 3. Februar 2012 

Es gibt keine allgemein anerkannte Definition von Gesundheitstou- 
rismus. Meist versteht man darunter vor allem marktbezogene So- 
zial- und Reiseräume, medizinisch fundierte Methoden als alternative 
sowie ergänzende Anwendungen, natursportliche Aktivitäten oder 
aktivitätsfördernde Ruheräume, die das körperliche, geistige und see- 
lische Wohlbefinden des Einzelnen steigern können. Insofern sind 
unter Gesundheitstourismus touristische Angebote zu verstehen, die 
um gesundheitliche Aspekte/Leistungen erweitert werden. Das Erei- 
zeit- und Erholungsziel steht an erster Stelle. Im Gegensatz dazu 
steht beim Medizintourismus die medizinische Behandlung im Vor- 
dergrund. 

Angesichts der fehlenden Definition können auch hinsichtlich der 
wirtschaftlichen Bedeutung des Gesundheitstourismus keine exakten 
Angaben gemacht werden. 

Aus den vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
(BMWi) in Auftrag gegebenen Studien zur Bruttowertschöpfung in 
der Gesundheitswirtschaft geht hervor, dass die Dienstleistungen für 
Sport, Eitness und Wellness im Jahr 2005 (neuere Daten liegen in 
dieser Abgrenzung noch nicht vor) mit einer Bruttowertschöpfung 
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von 5 Mrd. Euro zu 2,5 Prozent der gesamten Bruttowertschöpfung 
der Gesundheitswirtschaft beitrugen und beschäftigte mit 150 000 
Erwerbstätigen 2,8 Prozent der in der Gesundheitswirtschaft tätigen 
Personen. 

Nach Angaben des Deutschen Heilbäderverbandes e. V. sind im 
Bereich der Kur- und Heilbäder etwa 350 000 Personen beschäftigt. 
Diese Zahlen können aufgrund der fehlenden einheitlichen Abgren- 
zung mit den im Auftrag des BMWi ermittelten Beschäftigtenzahlen 
aber nicht addiert werden. 

Angesichts der fehlenden Definition des Gesundheitstourismus un- 
terscheidet die Bundesregierung daher unter dem Begriff „Gesund- 
heitstourismus“ keine einzelnen Bereiche. Im Rahmen des erfolgrei- 
chen Eörderprojektes des BMWi „Innovativer Gesundheitstouris- 
mus in Deutschland“ wurden allerdings sieben Anbietersegmente 
identifiziert. 

Ziel des von Juni 2009 bis August 2011 laufenden BMWi-Projektes 
war es, Markttrends, Ideen und Innovationen im chancenreichen Ge- 
sundheitstourismus herauszuarbeiten und breit zu kommunizieren. 
Dabei wurden Innovationen und Best-Practice-Beispiele gesucht, die 
Anregung zur Nachahmung finden sollen. Die Ergebnisse wurden in 
einem Eeitfaden und sieben Branchenreports veröffentlicht und ste- 
hen zum Download unter „www.bmwi.de“ zur Verfügung. 

Anbietersegmente 

• Beherbergungsgewerbe 

• Kliniken und Gesundheitszentren sowie medizinisch-therapeuti- 
sche Dienstleister 

• Medizintechnik/Kommunikationstechnologie 

• Elächendestinationen 

• Städtedestinationen 

• Gesundheitsregionen und 

• Kurorte und Heübäder. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaies 


75. Abgeordneter 

Klaus 

Ernst 

(DIE EINKE.) 


Wie hat sich in der Altersgruppe der 0-bis 
5-jährigen Kinder die reale Kaufkraft des im 
Rahmen des Regelsatzes laut des Zweiten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch (SGB II) für Nahrungs- 
mittel und alkoholfreie Getränke monatlich 
zur Verfügung stehenden Geldbetrags zwi- 
schen dem Januar 2006 und dem Januar 2012 
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gemessen an der Entwicklung des harmonisier- 
ten Verbraucherpreisindexes in der Abteilung 
CCOl (Nahrungsmittel und alkoholfreie Ge- 
tränke) entwickelt (bitte nach Möglichkeit 
auch Werte für Januar 2007, 2008, 2009, 2010 
und 20 1 1 angeben)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Ralf Brauksiepe 
vom 6. Februar 2012 

Die Höhe der Regelbedarfe wird als Gesamtsumme der auf Basis 
der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe ermittelten regelbe- 
darf srelevanten Ausgaben für einzelne Gruppen von Gütern und 
Dienstleistungen ermittelt. Die für die einzelnen Regelbedarfsstufen 
nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) bzw. für die 
Regelbedarfe nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) 
festgesetzte Summe wird - wie in § 27a Absatz 3 SGB XII bzw. § 20 
Absatz 1 Satz 3 SGB II geregelt - als monatlicher Pauschalbetrag 
ausgezahlt, über dessen konkrete Verwendung für einzelne Konsum- 
zwecke die Eeistungsberechtigten eigenverantwortlich entscheiden 
(siehe hierzu auch die Erläuterungen zum Statistikmodell auf Bun- 
destagsdrucksache 17/3404, S. 51). 

Aus den Beträgen der einzelnen regelbedarfsrelevanten Verbrauchs- 
positionen ergeben sich keine Ausgabenvorgaben für einzelne Grup- 
pen von Gütern und Dienstleistungen. Daher werden von Seiten des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales keine Eortschreibungen 
der für einzelne Gruppen von Gütern und Dienstleistungen „zur 
Verfügung stehenden“ Geldbeträge mit der Entwicklung der jeweili- 
gen Preise vorgenommen. Dies gilt auch für Nahrungsmittel und al- 
koholfreie Getränke. 


76. Abgeordnete 

Kerstin 

Griese 

(SPD) 


Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung im Nationalen Reformprogramm 
2012 zur Umsetzung der Strategie „Europa 
2020“ zu berücksichtigen, damit die Ziele der 
Strategie, die Erwerbstätigenquote zu steigern, 
die Anzahl der Schulabbrecher zu verringern 
sowie die Armut und soziale Ausgrenzung ab- 
zubauen, möglichst bald erreicht werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Ralf Brauksiepe 
vom 7. Februar 2012 

Das Nationale Reformprogramm (NRP) 2012 befindet sich zurzeit 
in der Ressortabstimmung. Es kann daher zum jetzigen Zeitpunkt 
noch kein vollständiger Überblick über die im NRP berücksichtigten 
Maßnahmen zur Umsetzung der Strategie Europa 2020 gegeben 
werden. Grundsätzlich ist das NRP 2012 eine Eortschreibung des 
NRP 201 1, in dem die Bundesregierung erstmals umfassend über die 
Umsetzung der Strategie Europa 2020 in Deutschland berichtet hat. 
Maßnahmen, die vor diesem Hintergrund zum jetzigen Zeitpunkt be- 
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sonders hervorgehoben werden können, sind mit Blick auf das Ziel 
zur Steigerung der Erwerbstätigenquote insbesondere das Gesetz zur 
Verbesserung der Eingliederungschancen vom Arbeitsmarkt, die 
zum 1. Januar 2012 einsetzende Anhebung des gesetzlichen Renten- 
eintrittsalters in Verbindung mit Maßnahmen zur Verbesserung der 
Arbeits- und Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer sowie Maß- 
nahmen zur Vereinbarkeit von Eamilie und Beruf und zum Wieder- 
einstieg von Erauen in den Arbeitsmarkt. Mit Blick auf den Abbau 
von Armut und sozialer Ausgrenzung sind darüber hinaus das Mo- 
dellprojekt Bürgerarbeit zum Abbau der Eangzeitarbeitslosigkeit, 
das Bildungspaket, der Rentendialog, der Nationale Integrationsplan 
und der Nationale Aktionsplan zur Umsetzung der VN-Behinderten- 
rechtskonvention zu erwähnen. Schließlich lassen sich mit Blick auf 
die Reduktion der Anzahl der Schulabbrecher die Umsetzung der 
auf dem Bildungsgipfel von Bund und Eändern im Oktober 2008 be- 
schlossenen gemeinsamen Qualifizierungsinitiative für Deutschland 
und der in diesem Rahmen ergriffenen und weiterentwickelten Viel- 
zahl von Maßnahmen in allen Bildungsbereichen von der frühkindli- 
chen Eörderung bis zur Weiterbildung hervorheben. 


77. Abgeordnete 

Ulla 

Jelpke 

(DIE LINKE.) 


Wann wird die Bundesregierung einen Gesetz- 
entwurf zur Neufassung des Asylbewerberleis- 
tungsgesetzes vorlegen, der den derzeitigen, 
spätestens seit November 2010 bekannten, 
verfassungswidrigen Zustand bei Höhe und 
Eestsetzung der Leistungssätze beendet (vgl. 
zuletzt Bundestagsdrucksache 17/6894, Era- 
ge 63), und wie ist der Stand der Gespräche 
mit den Ländern über gemeinsame Eckpunkte 
zur Neufestsetzung der Grundleistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz, die als 
Grundlage für solch einen Gesetzentwurf die- 
nen können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 7. Februar 2012 

Die Bundesregierung prüft die Neufestsetzung der Leistungssätze 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) unter Beachtung 
des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 9. Eebruar 2010, wo- 
nach der Gesetzgeber zur Konkretisierung des Grundrechts auf ein 
menschenwürdiges Existenzminimum alle existenznotwendigen Auf- 
wendungen zu bemessen hat, da diese Grundsätze auch im Bereich 
des AsylbLG gelten. Sobald die Prüfung abgeschlossen ist, wird die 
Bundesregierung einen Gesetzentwurf vorlegen. 

Die Bundesregierung führt Gespräche mit den Ländern, die nach Ar- 
tikel 83 des Grundgesetzes das AsylbLG als eigene Angelegenheit 
ausführen, um gemeinsame Eckpunkte zu erarbeiten, die Grundlage 
für eine gesetzliche Regelung sein können. Der Meinungsbildungs- 
prozess ist noch nicht beendet, die Gespräche werden fortgesetzt. 
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78. 


Abgeordneter 

Uwe 

Kekeritz 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Warum schreibt das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales in einem Ressortbericht 
vom 24. November 2011, der mit dem Auswär- 
tigen Amt, dem Bundeskanzleramt, dem Bun- 
desministerium der Einanzen, dem Bundesmi- 
nisterium für Eamilie, Senioren, Erauen und 
Jugend, dem Bundesministerium für Gesund- 
heit, dem Bundesministerium für Bildung und 
Eorschung, dem Bundesministerium für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Verbraucher- 
schutz, dem Bundesministerium für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und Entwicklung und 
dem Bundesministerium der Justiz abgestimmt 
war, dass es ein besonderes deutsches Interesse 
in der „Verhinderung der geplanten gesetz- 
lichen Regelung zur Nachhaltigkeitsberichter- 
stattung“ sieht, während die Bundesministerin 
für Arbeit und Soziales, Dr. Ursula von der 
Leyen, öffentlich verkündet, die Diskussion 
mit der EU-Kommission über die gesetzliche 
Einführung von Berichtspflichten sei „noch of- 
fen“ (vgl. den Bericht von Monitor, ARD vom 
2. Eebruar 2012), und wie plant die Bundesre- 
gierung sich künftig in den Verhandlungen mit 
der EU-Kommission und im Europäischen 
Rat zu diesem Thema zu verhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Ralf Brauksiepe 
vom 10. Februar 2012 

Der Berichtsbogen des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
vom 24. November 2011 zur „Mitteilung der Kommission an das 
Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Eine neue EU- 
Strategie (2011-2014) für die soziale Verantwortung der Unterneh- 
men (CSR)“ steht nicht im Widerspruch zu den Aussagen der Bun- 
desministerin für Arbeit und Soziales, Dr. Ursula von der Leyen, in 
der Sendung des WDR-Magazins „Monitor“ am 2. Eebruar 2012. 

Die Bundesregierung hat die aktuelle Initiative der Europäischen 
Kommission grundsätzlich begrüßt. 

Sie setzt auf das Primat der Ereiwilligkeit von CSR-Aktivitäten, d. h. 
von sozialem und ökologischem Engagement von Unternehmen über 
die geltenden gesetzlichen Vorgaben hinaus. Mit dem im Oktober 
2010 verabschiedeten Aktionsplan CSR der Bundesregierung sind 
verschiedene national und international wirkende Maßnahmen ver- 
bunden, um dieses freiwillige Engagement weiter zu stärken. Vor die- 
sem Hintergrund spricht sich die Bundesregierung gegen neue ge- 
setzliche Berichtspflichten zu nicht finanziellen (d. h. sozialen und 
ökologischen) Informationen im Rahmen von CSR aus. Solche ge- 
setzlichen Berichtspflichten würden eine Abkehr vom Prinzip der 
Ereiwilligkeit bedeuten und wären mit erheblichem Bürokratieauf- 
wand insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen in Deutsch- 
land, aber auch für alle anderen Unternehmensgruppen, verbunden. 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


- 53 - 


Drucksache 17/8637 


Die in der aktuellen CSR-Mitteilung der Europäischen Kommission 
angekündigte Initiative für eine obligatorische Berichterstattung über 
soziale und ökologische Aktivitäten von Unternehmen (Nachhaltig- 
keitsberichterstattung) ist bisher von Seiten der Europäischen Kom- 
mission nicht näher konkretisiert worden. 

Die Bundesregierung ist an einem konstruktiven Eortgang und der 
Umsetzung einer europäischen CSR-Strategie interessiert. Deshalb 
führt das Bundesministerium für Arbeit und Soziales Gespräche mit 
der Europäischen Kommission über die Umsetzung der CSR-Strate- 
gie und Eragen der Nachhaltigkeitsberichterstattung. Ergebnis dieser 
Gespräche ist, dass zunächst von Seiten der Europäischen Kommis- 
sion eine Konkretisierung der Pläne erfolgen soll und dabei die Be- 
lange der Unternehmen zu berücksichtigen sind. Vor diesem Hinter- 
grund sind auch die Äußerungen der Bundesministerin für Arbeit 
und Soziales Dr. Ursula von der Eeyen in der WDR-Sendung „Mo- 
nitor“ zu sehen, derzufolge die Diskussion mit der Europäischen 
Kommission offen geführt werde und sie mit der Europäischen 
Kommission zur weiteren Beratung im Dialog stehe. 


79. Abgeordnete 

Beate 

Müller-Gemmeke 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie lange ist der Zeitraum, über den die So- 
zialversicherungen nacherhobene Sozialver- 
sicherungsbeiträge, z. B. im Zuge der Nach- 
erhebung im Rahmen des Urteils des Bun- 
desarbeitsgerichtes, wonach der Tarifgemein- 
schaft Christlicher Gewerkschaften für Zeit- 
arbeit und Personalserviceagenturen (CGZP) 
die Tariffähigkeit abgesprochen wurde, stun- 
den können, und welche Maßnahmen folgen, 
wenn Unternehmen die vereinbarten Zahlun- 
gen im Rahmen der Stundung nicht in der ver- 
einbarten Erist leisten können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 6. Februar 2012 

Für Stundungen, die im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten ge- 
währt werden, gibt es hinsichtlich des Stundungszeitraumes grund- 
sätzlich keinerlei Vorgaben. Gleichwohl ist die Stundung ein Instru- 
ment, das vorübergehende Zahlungsschwierigkeiten auf Seiten des 
Arbeitgebers überbrücken soll; die Stundung ist mithin eine von der 
Natur her temporär und nicht auf unbegrenzte Dauer angelegte 
Maßnahme. Sie ist abhängig von den darzulegenden wirtschaftlichen 
Möglichkeiten des betroffenen Unternehmens. Einzig in Stundungs- 
fällen, die ohne eine Ratenzahlung beantragt werden, schränken die 
Beitragserhebungsgrundsätze des GKV-Spitzenverbandes den Zeit- 
raum auf maximal ein Jahr ein. 

Im Fall des Nichteinhaltens einer Stundungsvereinbarung setzt die 
Fälligkeit der Forderung wieder ein. 
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80. Abgeordnete 

Beate 

Müller-Gemmeke 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Voraussetzungen müssen gegeben 
sein, damit der Vollzug einer Beitragsnach- 
erhebung wegen einer unbilligen Härte ausge- 
setzt werden kann, und welche Auswirkungen 
hat dies auf die errechneten Sozialversiche- 
rungsansprüche, die den Betroffenen rechtmä- 
ßig zustehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 6. Februar 2012 

Die Rentenversicherungsträger entsprechen Anträgen auf Ausset- 
zung der sofortigen Vollziehung, wenn der Antragsteller glaubhaft 
darlegt, dass die Vollziehung des Beitragsbescheides zu einer unbilli- 
gen Härte führt. Eine unbillige Härte liegt vor, wenn dem Arbeitge- 
ber durch die Vollziehung Nachteile entstehen, die über die eigentli- 
che Zahlung hinausgehen und nicht oder nur schwer wieder gut ge- 
macht werden können. Dies kann der Eall sein, wenn der Schaden 
durch eine spätere Rückzahlung durch die Behörde nicht ausgegli- 
chen werden kann, weil die Einziehung der Eorderung zur Insolvenz 
führt oder die Existenz des Arbeitgebers vernichtet. Der Antragstel- 
ler muss zum Vorliegen einer unbilligen Härte konkrete Angaben 
machen, die z. B. durch ein Testat eines Wirtschaftsprüfers oder 
Steuerberaters belegbar sind. 

Die Aussetzung der sofortigen Vollziehung wirkt sich grundsätzlich 
nicht auf die Beitrags- und Leistungsansprüche aus. 


8 1 . Abgeordnete 

Beate 

Müller-Gemmeke 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Werden die Rentenversicherungsansprüche 
der Betroffenen im Ealle einer Stundung sofort 
in voller Höhe auf ihrem Rentenkonto gutge- 
schrieben, oder wird jede Teilzahlung erst 
dann gutgeschrieben, wenn sie tatsächlich ge- 
leistet wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 6. Februar 2012 

Werden Feststellungen zu einzelnen Beschäftigten in einem Beitrags- 
bescheid getroffen, hat der Arbeitgeber die für diese Beschäftigten 
jeweils fehlerhaft abgegebenen Meldungen zu stornieren und neue 
Meldungen mit einem geänderten vollen Arbeitsentgelt gegenüber 
der Krankenkasse zu erstatten. Die geänderten Meldungen werden 
im Versicherungskonto berücksichtigt und wirken sich auf die Ren- 
tenansprüche aus. 
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82. Abgeordnete Wie bewertet die Bundesregierung den in der 

Yvonne Studie „Die Lebens- und Erwerbsverläufe von 

Ploetz Frauen im mittleren Lebensalter. Wandel und 

(DIE LINKE.) rentenpolitische Implikation“ von Prof. Dr. 

Barbara Riedmüller und Dr. Ulrike Schmal- 
reck gemachten Befund, dass sich die monat- 
liche Durchschnittsrente der untersuchten 
Frauen der Babyboomer-Generation laut Ren- 
teninformation der Deutschen Rentenversiche- 
rung mit rund 700 Euro (West) bzw. 680 Euro 
(Ost) auf Grundsicherungsniveau bewegen 
wird und von den westdeutschen Frauen die 
Hälfte der Anspruchsberechtigten eine gesetz- 
liche Rente von unter 600 Euro beziehen wird 
(a. a. O. S. 80/81) vor dem Hintergrund, dass 
- wie in der Studie ebenfalls festgestellt wird - 
die abgeleiteten Versorgungsansprüche diese 
Frauen im Alter nicht mehr ausreichend absi- 
chern werden, ihr Haushaltseinkommen häufig 
nicht (mehr) durch einen Partner ergänzt wird 
und ihre Sparfähigkeit und -tätigkeit nicht aus- 
reicht, um mangelnde Ansprüche aus der ge- 
setzlichen Rentenversicherung so auszuglei- 
chen, dass ein armutsfestes Alterseinkommen 
erreicht wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 7. Februar 2012 

Unbestritten ist, dass es auch in der Babyboomer-Generation Frauen 
gibt, deren Berufsbiographie durch häufig lange Erwerbsunterbre- 
chungen geprägt sind. Niedrige Rentenanwartschaften in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung haben jedoch grundsätzlich nur be- 
schränkte Aussagekraft in Bezug auf eine mögliche Bedürftigkeit im 
Alter. Das Nettoeinkommen der Beninerinnen und Rentner resul- 
tiert aus unterschiedlichen Quellen und muss zudem im Haushalts- 
kontext gesehen werden. So zeigt die Analyse der Alterseinkommen 
der gegenwärtigen Rentnerinnen und Rentner anhand der Daten- 
basis „Alterssicherung in Deutschland (ASID) 2007“, dass geringe 
Rentenbeträge in der Regel durch andere Einkünfte ergänzt werden 
und für sich genommen kein Indiz für niedrige Haushaltseinkommen 
sind. Dieser Befund wird unterstützt durch die Studie „Biographie- 
muster und Alterseinkommensperspektiven von Frauen“ (Bundesmi- 
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend - BMFSFJ 
2011), die auf der Grundlage der Untersuchung „Altersvorsorge in 
Deutschland (AVID) 2005“ erstellt wurde. Hier zeigt sich, dass im 
statistischen Durchschnitt die Differenz zwischen geringen und ho- 
hen Anwartschaften verheirateter Frauen im Haushaltskontext nahe- 
zu vollständig ausgeglichen wird (BMFSFJ 201 1, S. 17 f). 

Die Aussagefähigkeit der Studie von Prof. Dr. Barbara Riedmüller 
und Dr. Ulrike Schmalreck wird zudem durch die schmale Datenba- 
sis begrenzt. So beruhen die durchschnittlichen monatlichen Renten- 
werte von 700 Euro (West) und 680 Euro (Ost) auf einer Fallzahl 
von lediglich 93 bzw. 43 Frauen. Bei einer solch geringen Fallzahl ist 
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es nicht auszuschließen, dass einige wenige Fälle das Gesamtergebnis 
in hohem Maße verzerren. Weiterhin ist anzumerken, dass die Studie 
keine Annahmen über die künftige Erwerbsbeteiligung der Frauen 
enthält, obwohl hierin der Schlüssel für eine erfolgreiche Versorgung 
im Alter liegt. Insbesondere ist im Bezug auf die Berechnungen mit 
der Versichertenkontenstichprobe festzuhalten, dass die Studie bei 
der Bemessung der Rentenhöhe rein fiktiv davon ausgeht, das alle 
untersuchten Frauen im Jahr 2008 erwerbsgemindert in Rente ge- 
hen. Dabei wird rechnerisch unterstellt, die Person hätte ab 2008 bis 
zum 60. Lebensjahr Anwartschaften erhoben, die dem Durchschnitt 
der bisherigen Biographie entsprechen (Zurechnungszeit). Dies ist 
nicht nur eine stark vereinfachende Vorgehensweise, die wenig mit 
einer echten Berechnung von Altersrenten zu tun hat, sondern sie 
lässt auch die anwartschaftserhöhende Erwerbstätigkeit ab Alter 60 
außer Betracht. Problematisch ist zudem die Tatsache, dass die unter- 
suchten Biographien wegen des nicht einheitlichen Alters der Perso- 
nen unterschiedlich weit fortgeschritten sind. Die deshalb unter- 
schiedlich langen Zeiträume der fiktiven Zurechnungszeit führen zu 
systematischen Verzerrungen im Kohortenvergleich, da die Renten- 
höhe um so stärker durch sie beeinflusst wird, je jünger die Person 
ist. 


83. Abgeordnete Welche politischen Schlussfolgerungen zieht 

Yvonne die Bundesregierung aus der in der vorherigen 

Ploetz Frage genannten Studie, und wie bewertet sie 

(DIE LINKE.) in diesem Zusammenhang die ebenfalls in der 
Studie vorgetragene Kritik an den Vorschlägen 
der Bundesregierung für eine Zuschussrente, 
der nach diesem Instrument einen Großteü 
der von Altersarmut bedrohten Frauen gar 
nicht erreichen wird, weil die Zugangsvoraus- 
setzungen, die bisher geplant sind, zu restriktiv 
gefasst sind, und es außerdem zu wenig Anrei- 
ze setzt, Frauen stärker in den Arbeitsmarkt 
zu integrieren, um auf diesem Wege eine stär- 
kere eigenständige Absicherung im Alter zu er- 
reichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 7. Februar 2012 

Aufgrund der in der Antwort zu Frage 82 dargelegten eingeschränk- 
ten Aussagefähigkeit der Ergebnisse im Zusammenhang mit der me- 
thodischen Vorgehensweise lassen sich aus der Studie keine unmittel- 
baren politischen Schlüsse oder Bewertungen kritischer Äußerungen 
zu den Vorschlägen einer Zuschussrente folgern. 
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84. 


Abgeordnete 

Brigitte 

Pothmer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hat sich die Hilfsquote bei Kindern unter 
15 Jahren, die Leistungen nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) erhalten, seit 
2006 verändert (bitte auch aufgeschlüsselt 
nach Bundesländern darstellen), und wie 
schätzt die Bundesregierung Berichte (vgl. 
z. B. DIE WELT vom 20. Januar 2012) ein, 
nach denen der Rückgang der Kinderarmut 
wesentlich geringer ausfällt, wenn nicht die ab- 
solute Zahl der Kinder unter 15 Jahren im 
SGB-II-Hilfebezug, sondern der prozentuale 
Anteü der Kinder unter 15 Jahren im SGB-II- 
Hilfebezug an allen Kindern dieser Altersgrup- 
pe in der Bevölkerung zugrunde gelegt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Ralf Brauksiepe 
vom 7. Februar 2012 

Der Anteil der nicht erwerbsfähigen Leistungsberechtigten unter 
15 Jahren an der Bevölkerung unter 15 Jahren (Hilfequote) ging von 
16,5 Prozent im Jahresdurchschnitt 2006 auf 15,9 Prozent im Jahr 
2010 zurück; dies entspricht einem Rückgang um rund 3,5 Prozent. 
Im September 2011 - aktuellere Daten liegen nicht vor - betrug die 
Hilfsquote von Leistungsberechtigten unter 15 Jahren 15 Prozent; 
dies entspricht im Vergleich zum September 2006 (16,6 Prozent) 
einem Rückgang um 9,6 Prozent. 

Die Zahl der nicht erwerbsfähigen Leistungsberechtigten unter 
15 Jahren ging von 1 886 459 im Jahr 2006 auf 1 741 363 im Jahr 
2010 zurück; dies entspricht einem Rückgang um 145 096 Personen 
bzw. 7,7 Prozent. Im September 2011 betrug die Zahl der Leistungs- 
berechtigten unter 15 Jahren 1 639225 Personen; dies bedeutet im 
Vergleich zum September 2006 (1 895 932 Personen) einen Rück- 
gang um 13,5 Prozent. 

Die starke Abnahme der Hilfequote bis zum Jahr 2011 zeigt deutlich, 
dass der Rückgang der Zahl hilfebedürftiger Kinder unter 15 Jahren 
in erster Linie nicht auf eine Veränderung der Bevölkerungsgruppe 
in diesem Alter zurückzuführen ist. 
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Tabelle - Nicht erwerbsfähige Leistungsberechtigte unter 15 Jahren 2006 bis 2011 


Zelt 

Anzahl 

Hilfequote^ in % 

2006 

1 .886.459 

16,5 

2007 

1.894.540 

16,8 

2008 

1.825.995 

16,4 

2009 

1.741,882 

15,8 

2010 

1.741.363 

15,9 

2011 



Januar 

1 .683.237 

15,4 

Februar 

1 .690.297 

15,4 

März 

1.691.754 

15,5 

April 

1.682.979 

15,4 

Mai 

1.675.118 

15,3 

Juni 

1.664.053 

15,2 

Juli 

1.657.779 

15,2 

August 

1 .655.295 

15,1 

September 

1 .639.225 

15,0 


Quelle: Statistik der BA. 

1) Bestand an nicht erwerbsfähigen Leistungsberechtigten bezogen auf die Bevölkerung unter 15 Jahren am 
31. Dezember nach Fortschreibung (Statistisches Bundesamt). 


Entsprechende Informationen für einzelne Bundesländer stehen kurzfristig nicht zur Ver- 
fügung. 


85. Abgeordnete 
Brigitte 
Pothmer 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hat sich der Anteü der Alleinerziehenden, 
die Leistungen nach dem SGB II erhalten, an 
allen alleinerziehenden Eltern seit 2006 verän- 
dert (bitte aufgeschlüsselt nach Bundesländern 
sowie nach Kinderzahl darstellen)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Ralf Brauksiepe 
vom 7. Februar 2012 

Der Anteil von Alleinerziehenden-Bedarfsgeineinschaften an allen 
Alleinerziehenden-Haushalten (Hilfequote) hat sich ausgehend von 
40,8 Prozent im Jahresdurchschnitt 2006 nach zwischenzeitlichem 
Anstieg auf bis zu 42,8 Prozent im Jahr 2010 auf 40,7 Prozent zu- 
rückentwickelt. Im September 2011 betrug die Hilfequote Allein- 
erziehender 39,9 Prozent. 
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Tabelle- Alleinerziehenden-Bedarfsgemeinschaften 2006 bts 2011 



Hilfequote^ 

insgesamt 

in % 

1 Kind 

2 Kinder 

3 und mehr Kinder 

2006 

40,8 

36,5 

45,3 

70,2 

2007 

42,8 

38,7 

46,5 

73,5 

2008 

41,9 

37,6 

46,3 

71,7 

2009 

41,5 

37,4 

45,7 

67,7 

2010 

40,7 

36,6 

45,4 

66,4 

2011 

Januar 

39,8 

35,6 

44,6 

65,3 

Februar 

39,9 

35,8 

44,7 

65,3 

März 

40,1 

35,9 

44,8 

65,5 

April 

40,1 

35,9 

44,9 

65,7 

Mai 

40,1 

35,9 

44,9 

65,8 

Juni 

40,1 

35,8 

44,9 

66,0 

Juli 

40,1 

35,9 

45,0 

66,2 

August 

40,2 

35,9 

45,0 

66,5 

September 

39,9 

35,6 

44,8 

66,1 


Quelle: Statistik der BA. 


2) Hilfequoten für Bedarfsgemeinschaften setzen Bedarfsgemeinschaften des jeweiligen Familientyps in Be- 
ziehung zu allen Familien oder Lebensfonnen des selben Familientyps in der Bevölkerung. (Quelle; Statisti- 
sches Bundesamt, Mikrozensus: Bevölkerung und Erwerbstätigkeit). Als Bezugsgröße werden die vom Statis- 
tischen Bundesamt Jährlich ermittelten Ergebnisse aus dem Mikrozensus verwendet. Am aktuellen Rand wer- 
den allerdings die Ergebnisse des Vorjahres (t-1) bis zum Vorliegen des aktuellen Jahres (t) als Basis genutzt. 
Sobald dies der Fall ist. erfolgt eine Anpassung der Quoten an die aktuellen Mikrozensus-Ergebnisse. 


Entsprechende Informationen für einzelne Bundesländer stehen auch hier kurzfristig nicht 
zur Verfügung. 


86. Abgeordnete 
Brigitte 
Pothmer 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Personen im Rechtskreis des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) haben im 
Januar 2010, Januar 2011 und Januar 2012 je- 
weils Zugang zu einer Eörderung der Selbstän- 
digkeit mit dem Gründungszuschuss erhalten, 
und wie bewertet die Bundesregierung diese 
Zahlen vor dem Hintergrund, dass der Grün- 
dungszuschuss vielen Menschen den Weg aus 
der Arbeitslosigkeit in die Selbständigkeit ge- 
ebnet hat und viele der Gründerinnen und 
Gründer zudem zusätzliche Arbeitsplätze ge- 
schaffen und damit weiteren Menschen Be- 
schäftigung geboten haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Ralf Brauksiepe 
vom 7. Februar 2012 

Im Januar 2010 wurden 15 650 Personen, im Januar 2011 
13243 Personen und im Januar 2012 5 391 Personen mit dem Grün- 
dungszuschuss gefördert. Die Zahlen von Januar 2012 sind vorläufig 
und hochgerechnet. 
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Bei einer Bewertung der Zugangszahlen ist zu beachten, dass Grün- 
dungen aus der Arbeitslosigkeit antizyklisch erfolgen: Sind in einem 
wirtschaftlichen Aufschwung mehr sozialversicherungspflichtige Stel- 
len verfügbar, gehen die Gründungen tendenziell zurück, während 
sie in Krisenzeiten ansteigen. Zum Teil spielen auch die erfolgten 
Änderungen der Regelungen zum Gründungszuschuss eine Rolle. 
Allerdings kann nicht festgestellt werden, wie hoch der diesbezügli- 
che Effekt ist. 

Unabhängig davon zeigen die Zugänge im Januar 2012, dass die 
Gründungsförderung nach wie vor ein wichtiges Instrument der Ar- 
beitsmarktpolitik ist. Sollt die Kundin oder der Kunde nicht in eine 
versicherungspflichtige Stelle vermittelt werden können, stellt der 
Gründungszuschuss - neben anderen Leistungen des SGB III - eine 
weitere Ermessensleistung dar, die zur erfolgreichen Integration in 
den Arbeitsmarkt vom Vermittler oder der Vermittlerin vor Ort ge- 
nutzt werden kann. Grundlegende Eörderphilosophie im SGB III ist, 
für eine Eingliederung in Arbeit das jeweils beste Eörderinstrument 
für die arbeitslose Person zu identifizieren. 


87. Abgeordnete 

Mechthild 

Rawert 

(SPD) 


Welche Erkenntnisse besitzt die Bundesregie- 
rung darüber, wo (bitte aufgeschlüsselte Dar- 
stellung) bei der Bundesagentur für Arbeit 
bzw. den regionalen Agenturen für Arbeit Be- 
auftragte für die Integration von Menschen 
mit Behinderung den jeweiligen Geschäftsfüh- 
rungen, also übergeordnet, zugeordnet sind 
und diese bei einer auf Inklusion bedachten 
Arbeitsmarktpolitik unterstützen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Ralf Brauksiepe 
vom 6. Fehruar 2012 

In den Agenturen für Arbeit werden Menschen mit Behinderung 
von den Beratungs- und Vermittlungsfachkräften der Teams „Reha- 
bilitation/schwerbehinderte Menschen“ (Reha/SB) betreut (vgl. 
§ 104 Absatz 4 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch). Korrespon- 
dierend dazu gibt es in den Arbeitgeber-Services Reha/SB-Spezia- 
listen. Der Teamleiterin bzw. dem Teamleiter Reha/SB obliegt auch 
eine Beratungs- und Koordinierungsfunktion, die sowohl intern als 
auch extern - beispielsweise in der Netzwerkarbeit oder bei Prägen 
zur inklusiven Ausrichtung einzelner Arbeitsförderungsmaßnahmen 
- ausgeübt wird. Auf der Ebene der Zentrale der Bundesagentur für 
Arbeit ist die Thematik einer auf Inklusion bedachten Arbeitsmarkt- 
politik bei dem für Prägen der Teilhabe behinderter und schwerbe- 
hinderter Menschen zuständigen Pachbereich verankert. 

„Beauftragte für die Integration von Menschen mit Behinderung“, 
die dem Beauftragten der Bundesregierung für die Belange behinder- 
ter Menschen vergleichbar oder wie sie bei Ländern bzw. teilweise 
bei Kommunen zu finden sind, gibt es bei der Bundesagentur für Ar- 
beit nicht. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 


88. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE LINKE.) 


Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung 
über Umfang und Art der Verwendung von 
antibiotischen Wirkstoffen im Pflanzenbau, 
und wie wird in diesem Bereich die Resistenz- 
situation überwacht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser 
vom 6. Februar 2012 

Pflanzenschutzmittel mit antibiotischen Wirkstoffen sind in Deutsch- 
land nicht zugelassen. Zur Bekämpfung der Eeuerbrandkrankheit im 
Kernobstanbau sind jedoch in den vergangenen Jahren vom Bundes- 
amt für Verbraucher schütz und Lebensmittelsicherheit mit sehr 
strengen Auflagen versehene Genehmigungen „bei Gefahr im Verzü- 
ge“ für das Inverkehrbringen und die Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln mit dem Wirkstoff „Streptomycin“ erteilt worden. 

Die durch das Bakterium Erwinia amylovora verursachte Quarantä- 
nekrankheit kann zum Absterben der Obstbäume führen. Oft sind 
bei Befall zum Schutz der Obstbaugebiete Rodungen ganzer Obstan- 
lagen erforderlich. 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutz hat auch vor dem Hintergrund des Ziels, die Anwen- 
dung von Streptomycin auf das absolute Minimum zu beschränken 
und Alternativen für die Anwendung solcher Pflanzenschutzmittel 
zu entwickeln, 2002 gemeinsam mit Länder, Naturschutzverbänden, 
Imkern und Obstbauverbänden eine „Strategie zur Bekämpfung der 
Eeuerbrandkrankheit im Obstbau ohne Antibiotika“ erarbeitet. Teil 
dieser Strategie sind auch Resistenzprüfungen, die von den Ländern 
durchgeführt werden. Bisher konnten keine resistenten Erregerstäm- 
me nachgewiesen werden. 

Die Strategie ist unter www.bmelv.de/SharedDocs/Standardartikel/ 
Landwirtschaft/Pflanze/Pflanzenschutz/ 

StrategieBekaempfungPeuerbranderreger.html veröffentlicht. Die 
jährlichen Berichte verschaffen der Bundesregierung exakte Kennt- 
nisse über die Situation und enthalten genaue Zahlen über die jeweils 
angewandten Mengen von Streptomycin. Diese Berichte finden Sie 
unter www.bmelv.de/SharedDocs/Standardartikel/Landwirtschaft/ 
Pfianze/Pfianzenschutz/Berichte-Eeuerbrandsituation.html. 

Der Bericht über das Jahr 2011 ist in Vorbereitung. 2011 wurden auf 
der Grundlage von Anträgen für 8 570 ha Kernobst (Apfel) ca. 
3 000 kg streptomycinhaltiges Pflanzenschutzmittel verkauft (Stand 
der Meldungen der Länder vom 13. Januar 2012). Tatsächlich be- 
handelt wurden ca. 5 530 ha. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung 


89. Abgeordnete 

Ekln 

Deligöz 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Gestaltet sich die Situation der Kindertagesbe- 
treuung für Kinder des Krankenhauspersonals 
am Bundeswehrkrankenhaus Ulm nunmehr 
so, dass ein ausreichendes und bedarfsgerech- 
tes Angebot bereitgestellt oder zumindest ver- 
bindlich geplant ist, und wenn nicht, wann ist 
mit einer Eösung des u. a. vom dortigen Be- 
triebsrat angemahnten Problems zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 3. Februar 2012 

Die Bundeswehr beabsichtigt, den besonderen Bedarf der Soldatin- 
nen und Soldaten sowie der zivilen Beschäftigten an einer arbeits- 
platznahen und dienstzeitgerechten Kinderbetreuung bei den Bun- 
deswehrkrankenhäusern durch standortspezifische Eösungen in 
Abstimmung mit den Jugendbehörden abzudecken. Eür das Bundes- 
wehrkrankenhaus Ulm ist konkret die Einrichtung eines Betriebskin- 
dergartens mit 50 Plätzen im Rahmen eines Neubaus auf dem Kran- 
kenhausgelände vorgesehen. Die Planungen zur Realisierung des 
Projekts werden zügig vorangetrieben. 


90. Abgeordneter 

Hans-Josef 

Fell 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Erprobt bzw. wird die Bundeswehr das soge- 
nannte Windenergieanlagen-Modkit ASR-ES 
erproben, welches den Einfluss von Windener- 
gieanlagen auf die Radaranlagen des Typs 
ASR-S nach Aussagen des Herstellers Cassidi- 
an minimieren soll, und wird die Bundeswehr 
im Ealle eines positiven Testverlaufs alle bis 
2016 eingerüsteten Anlagen des Typs ASR-S 
mit dem „Windenergieanlagen-Modkit“ ASR- 
ES aufrüsten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christian Schmidt 
vom 7. Februar 2012 

Die Bundeswehr unterstützt unter Beachtung des verfassungsmäßi- 
gen Verteidigungsauftrags uneingeschränkt die Förderung regenera- 
tiver Energien. Dies schließt auch die Verträglichkeit zwischen mili- 
tärischen Radarsystemen und Windenergieanlagen mit ein. Dazu hat 
die Bundeswehr bereits mehrere Studien der Herstellerfirma, die 
durch das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit (BMU) gefördert wurden, aktiv begleitet. Dass die in 
der Beschaffung befindlichen ASR-S-Radargeräte durch Windener- 
gieanlagen in einem vergleichbaren Ausmaß wie die veralteten Vor- 
gängermodelle gestört werden, wurde durch die Studien nachgewie- 
sen. Erkenntnisse etwaiger Systemanpassungen basieren derzeit aus- 
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schließlich auf Simulationen und Berechnungen, die noch der Vali- 
dierung im operationeilen Betrieb bedürfen. Demgegenüber vermag 
die Bundeswehr mit den in der Beschaffung befindlichen ASR-S-Ra- 
dargeräten ihren militärischen Auftrag unter den gegenwärtigen 
Rahmenbedingungen und Umweltfaktoren vollumfänglich zu erfül- 
len. Durch den weiteren Ausbau der Windenergie können diese Rah- 
menbedingungen jedoch ortsbezogen nachteilig verändert werden. 

Der Industrie als größtem Nutznießer des Ausbaus der Windenergie 
kommt hinsichtlich der Radarverträglichkeit eine besondere Verant- 
wortung zu. Obwohl sich die Bundeswehr grundsätzlich bereiterklärt 
hat, die Erprobung eines Prototypen an einem Bundeswehrstandort 
zu unterstützen, haben weder der Hersteller noch die Windenergie- 
industrie bisher eine Bereitschaft erkennen lassen, eine aktive und 
verantwortliche Rolle bei der Umsetzung einer Anpassung der ASR- 
S-Radarsysteme zu übernehmen. Eine Verantwortung zur Einanzie- 
rung der Radaranpassung und deren Entwicklung aus dem Verteidi- 
gungshaushalt wird seitens des Bundesministeriums der Verteidigung 
nicht gesehen. 

Aktuell befinden sich keine Anpassungen der ASR-S-Radargeräte in 
der Erprobung. Da die Wirksamkeit der Maßnahmen noch nicht in 
der Praxis nachgewiesen werden konnte, können derzeit auch keine 
Aussagen über die Möglichkeiten und Notwendigkeit einer flächen- 
deckenden Einrüstung der ASR-S-Anpassungen getätigt werden. Ge- 
prüft wird zurzeit, ob bei einem entsprechenden flnanziellen Engage- 
ment der Hersteller und der Industrie im Rahmen der Eorschungs- 
und Entwicklungsförderung des BMU ein Demonstrationsprojekt 
unterstützt werden kann. 


91. 


Abgeordneter 

Uwe 

Kekeritz 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
(bitte unter Angabe der zuständigen Untersu- 
chungsbehörde) über einen Vorfall von Mitte 
Januar 2012, wonach ein US-Hubschrauber 
über einem Acker in der Nähe seines Stütz- 
punktes Katterbach East verloren hat (vgl. 
www.br.de/franken/inhalt/aktuelles-aus-franken/ 
hubschrauber-ansbach-ladunglOO.html), und 
welche Maßnahmen erwägt die Bundesregie- 
rung, um vergleichbare Vorfälle in Zukunft zu 
unterbinden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christian Schmidt 
vom 7. Februar 2012 

Beim angesprochenen Eadungsverlust eines Hubschraubers der US- 
Army am 12. Januar 2012 handelte es sich um den Verlust des Sitz- 
kissens eines Jeeps während des Außenlasttransportes. Die durch die 
Abteilung Plugbetrieb des Euftwaffenamtes durchgeführte Analyse 
der Plugspur bestätigt einen vorschriftsmäßigen Plugweg, bei dem 
der Überflug von besiedeltem Gebiet entsprechend der Vorschrift 
vermieden wurde. 
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Trotz größter Anstrengungen können für den Flugbetrieb solche 
Zwischenfälle nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Das Bundesmi- 
nisterium der Verteidigung hält die bestehenden Vorschriften und 
etablierten Verfahren für sachdienlich und ausreichend. Unter ande- 
rem sind dies die „Besonderen Bestimmungen über den Hubschrau- 
berflugbetrieb an den militärischen Hubschrauberplätzen Ansbach- 
Katterbach, Erlensee, Illesheim und Wiesbaden-Erbenheim“. Diese 
Bestimmungen beinhalten auch Einschränkungen für den Flugbe- 
trieb. So ist beispielsweise beim Transport von Außenlasten der 
Überflug von besiedeltem Gebiet zu vermeiden. 

Bei dem von Ihnen ausgeführten Zwischenfall wurde weder ein Flur- 
schaden noch ein Personenschaden verursacht. Die obligatorischen 
Zwischenfalluntersuchungsergebnisse wurden der in Deutschland zu- 
ständigen Stelle, General Flugsicherheit in der Bundeswehr, durch 
das für die Untersuchung verantwortliche „Department of the Army 
Headquarters, 12th Combat Aviation Brigade Ansbach Army Heli- 
port“ übermittelt. 


92. Abgeordnete 

Katja 

Keul 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwiefern hält die Bundesregierung es für mög- 
lich oder hat es in Szenerien durchgespielt, 
dass bei der Abwehr von Mittelstreckenrake- 
ten über dem Gebiet von Mitgliedstaaten der 
NATO Trümmerteile, welche möglicherweise 
Gefahrstoffe enthalten, unkontrolliert auf deut- 
schem Hoheitsgebiet niedergehen, und inwie- 
weit wird nach derzeitigen Szenarien die Bun- 
desregierung in die Entscheidung über einen 
konkreten Abschuss eingebunden sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 7. Fehruar 2012 

Die Staats- und Regierungschefs der NATO haben auf ihrem Gipfel- 
treffen 2010 in Lissabon beschlossen, eine Raketenabwehrfähigkeit 
zum Schutz des NATO-Territoriums und der Bevölkerungen vor 
einem Angriff mit ballistischen Raketen aufzubauen. Um diese Ent- 
scheidung umzusetzen, werden derzeit in den zuständigen NATO- 
Gremien Vorarbeiten und Planungen sowohl politischer, operationel- 
1er als auch technischer Natur vorgenommen. 

Im Zuge dieser Arbeiten wird auch das Themenfeld „Consequences 
of Intercept“, das Sie in Ihrer Frage ansprechen, untersucht. Dabei 
geht es auch um die Ermittlung der Wahrscheinlichkeiten und mögli- 
cher Auswirkungen eines Abfangvorganges sowie um entsprechende 
Folgerungen, wie diese durch vorgeplante Maßnahmen minimiert 
werden können. 

Diese Untersuchungen werden derzeit intensiv und unter Einbin- 
dung der Hauptstädte durchgeführt. Abschließende Ergebnisse lie- 
gen noch nicht vor. Unstrittig ist dabei, dass die beste Möglichkeit 
zur Minimierung der Folgen eines Angriffs mit ballistischen Raketen 
durch ein erfolgreiches Abfangen vor Wiedereintritt in die Atmo- 
sphäre gegeben ist. 
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Da bei einem Angriff mit ballistischen Raketen nur eine sehr geringe 
Reaktionszeit für einen erfolgreichen Abfangvorgang bleibt, sind die 
Entscheidungsprozesse im Vorfeld so festzulegen, dass der Abfang- 
vorgang ohne vermeidbaren Zeitverlust eingeleitet werden kann. Die 
dazu erforderlichen Verfahren werden derzeit beraten und unter Be- 
teiligung aller NATO-Mitgliedstaaten festgelegt. Die Bundesregie- 
rung bringt sich hierbei in den entsprechenden NATO-Gremien ein 
und stellt die Wahrung deutscher Interessen sicher. 


93. Abgeordnete Wie viele Sportförderstellen gibt es aktuell bei 

Katrin der Bundeswehr, Bundespolizei und Zoll für 

Kunert Athletinnen und Athleten insgesamt, und wie 

(DIE EINKE.) viele sind darunter für Athletinnen und Athle- 
ten mit Behinderung (bitte aufschlüsseln nach 
Bundeswehr, Bundespolizei und Zoll)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 7. Februar 2012 

Die staatlichen Eördereinrichtungen von Bundespolizei, Zoll und 
Bundeswehr stellen derzeit bis zu 1 044 Sportförderstellen^ bereit. 

Eür bundeskaderangehörige Spitzensportlerinnen und Spitzensport- 
ler mit Behinderung in paralympischen Sportarten/Disziplinen wur- 
de 2011 ein ressortübergreifender zentraler Stellenpool mit lOEör- 
derplätzen^ eingerichtet. 

Darüber hinaus beschäftigt die Bundeswehr derzeit eine zivile Mitar- 
beiterin und einen zivilen Mitarbeiter, die an den Olympischen Som- 
merspielen 2008 in Peking teilgenommen haben. 


94. Abgeordneter 
Omid 
Nouripour 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchen Gründen ist es im Jahr 2011 zu 
einem starken Anstieg bei den Ermittlungsver- 
fahren in Verbindung mit durch Bundeswehr- 
soldatinnen und Bundeswehrsoldaten im Aus- 
landseinsatz verübten Straftaten gekommen 
(vgl. z. B. „Damit die Strafe auf dem Euße 
folgt“ in Mitteldeutsche Zeitung vom 29. Janu- 
ar 2012), und um welche Delikte handelte es 
sich dabei vor allem? 


■ 1 60 Bundespolizei, 60 Zoll, 824 Bundeswehr (nach den Olympischen Sommerspielen 2012 
London 744). 

^ Je zwei durch Bundespolizei und Zoll, sechs Bundeswehr. 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 8. Februar 2012 

Von strafrechtlichen Ermittlungsverfahren gegen Soldatinnen und 
Soldaten im Auslandseinsatz erhält die Bundeswehr dann Kenntnis, 
wenn der zuständige Disziplinarvorgesetzte, im Regelfall der Kontin- 
gentführer im Einsatz, den ermittelten Sachverhalt gemäß einem in 
Dienstvorschriften geregelten Verfahren an die zuständige Staatsan- 
waltschaft abgibt. 

Darüber hinaus kann der Dienstherr Kenntnis von strafrechtlichen 
Ermittlungsverfahren erhalten, wenn diese ihm gemäß der „Anord- 
nung über Mitteilungen in Strafsachen“ (Anordnung des Bundesmi- 
nisteriums der Justiz und der Eänderjustizverwaltungen - MiStra) 
von den Strafverfolgungsbehörden zur Kenntnis gebracht werden. 

Nimmt die Staatsanwaltschaft durch eine Anzeige oder aufgrund an- 
derer Erkenntnisquellen (z. B. Pressemeldungen, Onlinedienste) von 
Amts wegen Ermittlungen gegen Soldaten auf, die sich im Auslands- 
einsatz befinden, folgt daraus nicht zwingend eine Kenntnis des 
Dienstherrn über das Ermittlungsverfahren. 

Auch Strafverfahren gegen Soldaten im Auslandseinsatz, die im We- 
ge der Privatklage vom Verletzten verfolgt werden können, werden 
dem Dienstherrn nicht zwangsläufig bekannt. 

Die zitierte Zahl vermittelt einen Anhalt, gibt allerdings nicht die tat- 
sächliche Anzahl von Ermittlungsverfahren gegen Soldaten im Aus- 
landseinsatz wieder. Gleiches gilt für die Art der Ermittlungsverfah- 
ren. Vor dem Hintergrund unterschiedlicher Möglichkeiten einer 
Kenntniserlangung des Dienstherrn und der dadurch bedingten Un- 
wägbarkeiten liegt kein belastbares Zahlenmaterial vor. Ein starker 
Anstieg von Ermittlungsverfahren gegen Bundeswehrsoldatinnen 
und Bundeswehrsoldaten im Auslandseinsatz kann daher auch nicht 
festgestellt werden. 


95. Abgeordneter 

Paul 

Schäfer 

(Köln) 

(DIE EINKE.) 


Wie viele Soldaten auf Zeit (SaZ) und Berufs- 
soldaten stellten 2011 während ihrer Dienstzeit 
einen Antrag auf Kriegsdienstverweigerung 
(bitte aufgeschlüsselt nach Monaten und Sta- 
tus), und wie vielen Anträgen wurde stattgege- 
ben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 7. Fehruar 2012 

Im Jahr 2011 wurden von den Kreiswehrersatzämtern insgesamt 
410 Anträge auf Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer von SaZ 
(406 Anträge) und Berufssoldaten (vier Anträge) registriert, die sich 
auf die einzelnen Monate wie folgt aufschlüsseln: 
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Monat 

SaZ 

BS 

Januar 

49 

0 

Februar 

47 

0 

März 

36 

1 

April 

26 

0 

Mai 

30 

0 

Juni 

34 

1 

Juli 

37 

0 

August 

36 

0 

September 

34 

0 

Oktober 

26 

1 

November 

26 

1 

Dezember 

25 

0 

Gesamt 

406 

4 


Bei dem für die Anerkennung zuständigen Bundesamt für Familie 
und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) sind im Jahr 2011 ins- 
gesamt 1 398 Anträge auf Kriegsdienstverweigerung von Soldaten 
eingegangen. Als Kriegsdienstverweigerer anerkannt wurden im Jahr 
2011 1 171 Soldaten. Hierin enthalten sind auch Soldaten, die auf- 
grund der Wehrpflicht (einschließlich der ab dem 1. Juli 2011 Frei- 
wülig Wehrdienst Leistenden) Wehrdienst geleistet haben. Eine Auf- 
schlüsselung nach den einzelnen Statusgruppen der Antragsteller er- 
folgt in den Statistiken des BAFzA nicht. 


96. Abgeordneter 
Swen 
Schulz 
(Spandau) 
(SPD) 


Wird das Schwimmbad der General-Steinhoff- 
Kaserne in Berlin-Spandau wieder den dort 
stationierten Soldatinnen und Soldaten sowie 
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, und 
falls ja, wie sehen die konkreten Planungen für 
die Wiederinbetriebnahme aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christian Schmidt 
vom 7. Februar 2012 

Auch nach der Stationierungsentscheidung des Bundesministers der 
Verteidigung für die Bundeswehr in Deutschland vom 26. Oktober 
2011, auch bezüglich der Stationierung in der General-Steinhoff-Ka- 
serne in Berlin-Spandau, wird die Bundeswehr aus wirtschaftlichen 
Gründen künftig kein Schwimmbad in dieser Kaserne betreiben. 

Das Schwimmbad, welches sich außerhalb des Areals der General- 
Steinhoff-Kaserne befindet, wird deswegen an die Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben im Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Finanzen abgegeben. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


97. Abgeordnete 

Iris 

Gleiche 

(SPD) 


Durch welche konkreten rechtssicheren Über- 
prüfungsverfahren sollen die Projektträger die 
Anforderungen der „Demokratieerklärung“ 
erfüllen - z. B. den Einsatz von Referenten 
oder der Unterstützung einer Bürgerinitiative 
gegen Rechtsextremisten und wie beurteilt 
der Bundesrechnungshof die Praktikabilität 
der von den Projekten zu erbringenden Nach- 
weise im Falle einer Überprüfung in Verbin- 
dung mit der Antwort des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Dr. Hermann Kues auf meine 
Mündliche Frage 133 auf Bundestagsdruck- 
sache 17/8404? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 7. Februar 2012 

Die Demokratieerklärung sensibilisiert die von der Bundesregierung 
geförderten Initiativen und Träger für die Gefahren, die sich aus 
einer Zusammenarbeit mit extremistischen Strukturen für das Enga- 
gement für Toleranz und Demokratie entwickeln können. 

Die Bundesregierung hat bereits im Wortlaut der Demokratieerklä- 
rung ausdrücklich deutlich gemacht, dass die Feststellung der Verfas- 
sungstreue der Kooperationspartner nur im Rahmen der Möglichkei- 
ten der Mitwirkenden erfolgen muss. 

Aufschluss über eine mögliche extremistische Ausrichtung der Part- 
ner geben vor allem die Berichte der Verfassungsschutzbehörden des 
Bundes und der Fänden Es gibt Organisationen und Strukturen, die 
einhellig in den Fändern und auf der Bundesebene als eindeutig ver- 
fassungsfeindlich bewertet werden. Hier ist für jedermann erkenn- 
bar, dass sich eine Zusammenarbeit ausschließt. Darüber hinaus kön- 
nen z. B. Medienberichte oder entsprechende Fiteratur für die Be- 
wertung der Träger in Betracht kommen. Wenn im Einzelfall Un- 
klarheiten bestehen, sollte eine Rückfrage des Trägers beim Fand 
oder beim Bund erfolgen. 

Die Forderung richtet sich im Übrigen an die Programmpartner, 
nicht jedoch an Firmen von denen die Projekte Sachmittel wie z. B. 
Papier o. A. erwerben. 


98. Abgeordnete 

Iris 

Gleiche 

(SPD) 


Welche Bundesländer und/oder Projektträger 
haben welche Bedenken wegen der sogenann- 
ten Demokratieerklärung bei den zuständigen 
Fachressorts geltend gemacht (vgl. Antwort 
des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues auf meine Mündliche Fra- 
ge 133 auf Bundestagsdrucksache 17/8404)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 7. Februar 2012 

Anders als dies in der Öffentlichkeit dargestellt wird, haben fast alle 
Träger überhaupt keine Probleme damit, sich offensiv zur freiheitlich 
demokratischen Grundordnung zu bekennen und die Demokratie- 
erklärung zu unterschreiben. 

Im Programmbereich „Lokalen Aktionspläne“ haben 174 Kommu- 
nen und Landkreise einen Antrag gestellt und eine Bewilligung erhal- 
ten. Lediglich zwei Kommunen haben auf die in Aussicht gestellten 
Haushaltsmittel mit Verweis auf die Demokratieerklärung verzichtet. 
Hierbei handelt es sich um die Städte Jena und Erfurt. Für diese bei- 
den Städte sind andere Kommunen in die Förderung aufgenommen 
worden. 

Im Jahr 2011 wurden in den 174 Fokalen Aktionsplänen insgesamt 
1 854 Einzelprojekte durchgeführt. Fediglich von elf Fokalen Ak- 
tionsplänen liegen der Bundesregierung Informationen vor, dass die- 
se vor Ort Einzelprojektträger haben, die nicht bereit waren, die De- 
mokratieerklärung zur Durchführung eines Einzelprojekts zu zeich- 
nen. Im Programmbereich „Modellprojekte“ wurden alle 52 Modell- 
projekte bewilligt. Mit der rechtsverbindlichen Unterschrift unter 
den Antrag auf Bundesförderung zeichnen die Antrag stellenden 
Projektträger gleichzeitig auch die Demokratieerklärung, da diese 
Bestandteil des Antrags ist. 

Im Programmbereich „Beratungsnetzwerke“ haben alle 16 Bera- 
tungsnetzwerke einen Zuwendungsbescheid erhalten. Analog wie bei 
den Fokalen Aktionsplänen stellen die 16 Zuwendungsempfänger si- 
cher, dass die aus Bundesmitteln geförderten Träger im Beratungs- 
netzwerk die Demokratieerklärung zeichnen. Der Bundesregierung 
liegen keine Erkenntnisse vor, dass aus Bundesmitteln geförderte 
Träger diese Zeichnung versagten. 

Im Programm „Initiative Demokratie Stärken“ haben alle Träger die 
Demokratieerklärung unterschrieben. 

Damit wird deutlich: Die ganz überwiegende Anzahl der von der 
Bundesregierung geförderten Träger und Kommunen sieht ebenfalls 
die Notwendigkeit, dass man sich in Bundesprogrammen zur Extre- 
mismusprävention zur freiheitlich demokratischen Grundordnung 
bekennt und genau hinschaut, an wen in diesem besonders sensiblen 
Bereich Steuergelder vergeben werden. 

Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Klei- 
ne Anfrage der Fraktion der SPD (Bundestagsdrucksache 17/6677) 
verwiesen. 


99. Abgeordnete Wie oft ist es zu Widersprüchen, Nichtannah- 

Iris men oder Klagen gekommen, und mit wel- 

Gleicke ehern Ergebnis? 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 7. Februar 2012 

Die Länder Berlin und Mecklenburg-Vorpommern haben jeweils Wi- 
derspruch gegen die Demokratieerklärung eingelegt. Nachdem die- 
sen im Widerspruchsverfahren nicht abgeholfen wurde, sahen die 
vorgenannten Bundesländer von einer Klageerhebung ab. 

Der Bundesregierung liegen zudem Informationen vor, wonach ein 
Träger gegen einen Ablehnungsbescheid eines Landkreises im Rah- 
men des aus Bundesmitteln geförderten Lokalen Aktionsplanes Kla- 
ge eingereicht hat, die sich auf die Demokratieerklärung bezieht. 
Über die Klage wurde bisher noch nicht entschieden. 


100. Abgeordnete 

Marlene 

Rupprecht 

(Tuchenbach) 

(SPD) 


Welche Initiativen plant die Bundesregierung 
anlässlich des 20-jährigen Jubiläums der Ratifi- 
zierung des UN-Übereinkommens über die 
Rechte des Kindes im April 2012, und wie wül 
sie dabei Kinder und Jugendliche altersgerecht 
beteiligen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 9. Februar 2012 

Die Bundesregierung befindet sich noch in der Planung des Jubi- 
läumsjahres der Ratifikation des Übereinkommens über die Rechte 
des Kindes. 


101. Abgeordnete 

Marlene 

Rupprecht 

(Tuchenbach) 

(SPD) 


Wie ist der Sachstand zum geplanten Indivi- 
dualbeschwerderecht zum UN-Übereinkom- 
men über die Rechte des Kindes, und wie will 
die Bundesregierung diese Individualbeschwer- 
de bei Kindern und Jugendlichen bekannter 
machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 9. Februar 2012 

Deutschland wird am 28. Februar 2012 als einer der ersten Staaten 
das Fakultativprotokoll zum VN-Übereinkommen über die Rechte 
des Kindes betreffend ein Mitteilungsverfahren unterzeichnen. Die 
Unterzeichungszeremonie findet im Rahmen des High-Level-Seg- 
ments des VN-Menschenrechterates in Genf statt. Im Zuge des sich 
anschließenden Ratifikationsverfahrens wird die Bundesregierung 
geeignete Mittel ergreifen, um das Individualbeschwerdeverfahren 
bei Kindern und Jugendlichen bekannt zu machen. 
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102. Abgeordneter 

Paul 

Schäfer 

(Köln) 

(DIE LINKE.) 


Welche durchschnittliche Dauer hatten die 
Kriegsdienstverweigerungsverfahren, das heißt 
vom Zeitraum der Antragstellung bis zum An- 
erkennungs- oder Ablehnungsbescheid durch 
das Bundesamt für den Zivildienst bzw. das 
Bundesamt für Eamilie und zivilgesellschaftli- 
che Aufgaben, und bei wie vielen Kriegsdienst- 
verweigerungsanträgen der Soldaten auf Zeit 
und der Berufssoldaten wurde eine mündliche 
Anhörung vorgenommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 7. Februar 2012 

Die durchschnittliche Dauer im Anerkennungsverfahren bei Solda- 
ten betrug im Jahr 2011 zwischen zwei und vier Wochen. Mündliche 
Anhörungen wurden nicht durchgeführt. 


103. Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE LINKE.) 


Mit welchen Maßnahmen hat die Bundesregie- 
rung den internationalen Jugendaustausch und 
Jugendbegegnungen in den Jahren 2010 und 
2011 gefördert (bitte Maßnahmen und jeweili- 
ger Eörderumfang einzeln nennen), und wie 
bewertet sie die Ergebnisse? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 7. Februar 2012 

Die Bundesregierung hat den internationalen Jugendaustausch mit 
Mitteln des Kinder- und Jugendplans des Bundes (KJP) in den Jah- 
ren 2010 und 201 1 mit 19 227 000 Euro, bzw. 18 863 000 Euro geför- 
dert. Darüber hinaus wurden aus dem Einzelplan 17 in den Jahren 
2010 und 2011 jeweils Mittel in Höhe von 10,226 Mio. Euro für das 
Deutsch-Eranzösische Jugendwerk und in Höhe von 5 Mio. Euro für 
das Deutsch-Polnische Jugendwerk zur Verfügung gestellt. Das Aus- 
wärtige Amt förderte Maßnahmen des internationalen Jugendaus- 
tauschs und Jugendbegegnungen im Jahr 2010 mit 748 854 Euro und 
im Jahr 2011 mit 930 000 Euro. 

Die von der Bundesregierung geförderten internationalen Jugend- 
austausch- und -begegnungsmaßnahmen sollen es jungen Menschen 
ermöglichen, andere Kulturen und Gesellschaftsordnungen sowie in- 
ternationale Zusammenhänge kennenzulernen, sich mit ihnen ausei- 
nanderzusetzen und die eigene Situation besser zu erkennen. Zudem 
tragen sie dazu bei, ein zeitgemäßes und positives Deutschlandbild 
zu vermitteln. Dies geschieht im Wesentlichen durch eine dauerhafte 
und nachhaltige Eörderung bundeszentraler Trägerorganisationen 
zur Unterstützung einzelner Austauschmaßnahmen junger Men- 
schen. In diesem Sinne haben die zur Verfügung gestellten Mittel zur 
Eestigung internationaler Kooperationen und zur interkulturellen 
Lernerfahrung beigetragen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


104. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Welche konkreten Regelungen mit welchem 
Zeitplan plant die Bundesregierung bei der 
Umsetzung der EU-Richtlinie über die Aus- 
übung der Patientenrichtlinie in der grenzüber- 
schreitenden Gesundheitsversorgung (insbe- 
sondere hinsichtlich der Vorabgenehmigun- 
gen, der nationalen Kontaktstelle und der In- 
formation der Bevölkerung über ihre diesbe- 
züglichen Rechte und Pflichten)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Annette Widmann-Mauz 
vom 6. Februar 2012 

Der nationale Regelungsbedarf zur Umsetzung der Richtlinie 2011/ 
24/EU stellt sich, bezogen auf die Regelungsschwerpunkte der Richt- 
linie, wie nachstehend beschrieben dar. Die Bundesregierung trägt 
dafür Sorge, dass alle notwendigen Maßnahmen bis zum Ablauf der 
Umsetzungsfrist am 25. Oktober 2013 abgeschlossen werden kön- 
nen. 

Einrichtung nationaler Kontaktstellen 

Artikel 6 der Richtlinie sieht die Benennung einer oder mehrerer na- 
tionaler Kontaktstellen für die grenzüberschreitende Gesundheitsver- 
sorgung durch jeden Mitgliedstaat vor. Deren Aufgabe ist es, Patien- 
tinnen und Patienten sowie Gesundheitsdienstleistern bestimmte In- 
formationen rund um die Auslandsbehandlung verfügbar zu machen. 
Die Kommission bereitet derzeit Empfehlungen an die Mitgliedstaa- 
ten vor, in welcher Eorm die maßgeblichen Informationen von den 
nationalen Kontaktstellen zur Verfügung gestellt werden sollen. 

Die konkrete organisatorische und institutioneile Ausgestaltung der 
Kontaktstellen selber (Anzahl, Trägerschaft, Ausstattung etc.) bleibt 
den Mitgliedstaaten überlassen. 

Vorabgenehmigungs- und Abrechnungsverfahren der Auslandsbe- 
handlung 

Die zentralen Regelungen der Richtlinie zur Vorabgenehmigung und 
Kostenerstattung (Artikel 7 bis 9) wurden bereits im Jahr 2004 mit 
dem GKV-Modernisierungsgesetz im Wesentlichen in deutsches 
Recht (§13 Absatz 4 und 5 des Eünften Buches Sozialgesetzbuch - 
SGB V) aufgenommen. Derzeit wird geprüft, ob und ggf inwieweit 
die gegenüber dem Rechtsstand von 2004 erweiterten Möglichkeiten 
der Mitgliedstaaten, eine Vorabgenehmigungspflicht für Auslandsbe- 
handlungen vorzusehen, genutzt und im SGB V verankert werden 
sollen. Die dahingehende Rechtsprechung des Europäischen Ge- 
richtshofs (EuGH) hat - als Option für die Mitgliedstaaten - Ein- 
gang in den Richtlinientext gefunden und präzisiert die Eallkonstella- 
tionen, in denen nationale Beschränkungen der Dienstleistungsfrei- 
heit als legitim anzusehen sind. So steht es den Mitgliedstaaten offen, 
Vorabgenehmigungen für Auslandsbehandlungen nicht mehr nur für 
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Krankenhausbehandlungen vorzusehen, sondern auch für ambulante 
Behandlungen mittels hochspezialisierter und kostenintensiver Infra- 
struktur, Behandlungen mit besonderem Risiko für die Patientinnen 
und Patienten oder die Bevölkerung und Behandlungen, deren Er- 
bringer Anlass zu ernsthaften und konkreten Bedenken hinsichtlich 
der Qualität und Sicherheit der Versorgung gibt. 

Fachspezifische Netzwerkzusammenarbeit und enge Verwaltungszu- 
sammenarbeit; gegenseitige Anerkennung von Verschreibungen 

Deutschland beteiligt sich an der von der Richtlinie vorgesehenen 
netzwerkspezifischen europäischen Zusammenarbeit in den Berei- 
chen 

• Europäische Referenznetzwerke 

• eHealth 

• Health Technology Assessment (Zusammenarbeit bei der Bewer- 
tung von Gesundheitstechnologien). 

Die Modalitäten dieser Zusammenarbeit werden den Bestimmungen 
der Richtlinie entsprechend durch nachgeordnetes Recht auf euro- 
päischer Ebene (delegierte Rechtsakte und Durchführungsrechtsak- 
te) geregelt. Eine deutsche Beteiligung an dieser Zusammenarbeit 
setzt kein nationales gesetzgeberisches Tätigwerden voraus und wird 
aller Voraussicht nach auch keinen Rechtsetzungsbedarf generieren. 

Die Richtlinie sieht des Weiteren vor, dass die Behörden der Mit- 
gliedstaaten untereinander Informationen über die Berufsausübungs- 
berechtigung von Angehörigen der Gesundheitsberufe austauschen 
(Artikel 10 Absatz 4). Der Informationsaustausch findet über das 
Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) statt. Die betroffenen Be- 
hörden sind in Deutschland Länderbehörden. Die Länder prüfen 
derzeit, inwieweit die Umsetzung dieses Informationsaustausches 
über IMI auch gesetzgeberisches Tätigwerden notwendig macht. Zu 
den Mitteilungs- und Unterrichtungspflichten im Hinblick auf die 
Überwachung der apothekenrechtlichen Vorschriften ist mit der 
kommenden Novelle des Arzneimittelgesetzes (AMG) eine Ergän- 
zung des § 68 AMG geplant. Des Weiteren ist durch eine Änderung 
des § 73 Absatz 3 AMG eine Erleichterung für die Berufsausübung 
von ärztlichen Personen bei der grenzüberschreitenden Gesundheits- 
versorgung im sogenannten kleinen Grenzverkehr geplant. 

Zu den Informationspflichten für Gesundheitsdienstleister (Artikel 4 
Absatz 2 Buchstabe b) erfolgt für Apotheken eine bereichsspezifi- 
sche Sonderregelung in der aktuellen Novelle der Apothekenbe- 
triebsordnung. 

Aus den Richtlinienbestimmungen über die gegenseitige Anerken- 
nung von Verschreibungen (Artikel 11) resultiert Rechtsetzungsbe- 
darf, der ebenfalls in das aktuelle Änderungsvorhaben zur Apothe- 
kenbetriebsordnung aufgenommen wurde. Eine Änderung der Arz- 
neimittelverschreibungsverordnung soll folgen, wenn die EU-Kom- 
mission die notwendigen Durchführungsmaßnahmen erlassen hat 
(insbesondere nach Artikel 1 1 Absatz 2 Buchstabe c Maßnahmen, 
die auf die korrekte Identifizierung von in einem Mitgliedstaat ver- 
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schriebenen und in einem anderen Mitgliedstaat abgegebenen Arz- 
neimitteln abzielen). Ob auch eine Änderung der Verordnung über 
die Verschreibungspflicht von Medizinprodukten notwendig ist, wird 
derzeit noch geprüft. 

Berichtspflichten 

Die Richtlinie enthält eine Verpflichtung der Mitgliedstaaten, der 
Kommission für ihren Umsetzungsbericht Informationen zu über- 
mitteln, u. a. zur statistischen Erfassung grenzüberschreitender Ver- 
sorgungsströme (Artikel 20 Absatz 2). Die Übermittlungspflicht be- 
schränkt sich ausdrücklich auf die in den Mitgliedstaaten verfügba- 
ren Informationen, es wurden also keine neuen Datenerfassungs- 
pflichten begründet. Dementsprechend besteht an dieser Stelle kein 
gesetzgeberischer Handlungsbedarf zur Umsetzung. 


105. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Welche neuen Maßnahmen beinhaltet die vom 
Bundesministerium für Gesundheit angekün- 
digte Präventionsstrategie der Bundesregie- 
rung, und wann starten diese? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach 
vom 6. Fehruar 2012 

Das Bundesministerium für Gesundheit erarbeitet derzeit eine Prä- 
ventionsstrategie unter Berücksichtigung der Maßgaben, die zwi- 
schen CDU, CSU und FDP für die 17. Legislaturperiode im Koali- 
tionsvertrag festgelegt wurden. Die Präventionsstrategie wird nach 
Abschluss der notwendigen Abstimmungsprozesse in der laufenden 
Legislaturperiode vorgestellt. 


106. Abgeordnete 

Gabriele 

Hiller-Ohm 

(SPD) 


Über welche Art des Krankenversicherungs- 
schutzes verfügten geringfügig Beschäftigte 
zum 3 1 . Dezember 2011 (bzw. zum letztmalig 
erfassten Zeitpunkt), differenziert nach Ge- 
schlecht, Personengruppen (Schülerinnen/ 
Schüler, Studierende, Rentnerinnen/Rentner 
und Pensionärinnen/Pensionäre) sowie Versi- 
cherungsarten (privat und gesetzlich) und -Sta- 
tus (Versicherungspflichtige und -berechtigte, 
Familienversicherte, Rentner in der Kranken- 
versicherung der Rentner und deren familien- 
versicherten Angehörige) in absoluten und re- 
lativen Zahlen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach 
vom 8. Februar 2012 

Die Ausübung einer geringfügigen Beschäftigung führt nicht zum 
Eintritt von Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung (GKV). Der Gesetzgeber geht davon aus, dass geringfügig 
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Beschäftigte ihren Lebensunterhalt typischerweise nicht aus dieser 
Beschäftigung, sondern aus anderen Einnahmen oder Unterhaltsan- 
sprüchen bestreiten, aus denen auch die bisherige Absicherung im 
Krankheitsfall sicherzustellen war. Der bestehende Krankenversiche- 
rungsschutz wird daher durch die Aufnahme einer geringfügigen Be- 
schäftigung nicht verändert. Er ist fortzusetzen, und zwar entweder 
in der GKV als bereits bestehende Pflichtmitgliedschaft, als freiwilli- 
ge Mitgliedschaft, als beitragsfreie Eamilienversicherung oder aber 
in der privaten Krankenversicherung (PKV). 

Gemäß Mikrozensus waren im Jahr 2010 von den geringfügig Be- 
schäftigten 10 Prozent Rentnerinnen und Rentner, 11 Prozent Stu- 
dierende und 7 Prozent Schülerinnen und Schüler. Der Grundsiche- 
rungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit ist ferner zu entnehmen, 
dass im Juni 2011 rund 500 000 erwerbstätige Arbeitslosengeld-II-Be- 
zieher eine ausschließlich geringfügige Beschäftigung ausübten (das 
entspricht rund 1 1 Prozent aller erwerbsfähigen Eeistungsberechtig- 
ten). 

Akuelle Informationen zum Versicherungsstatus der o. g. Personen- 
gruppen liegen derzeit nicht vor. In den amtlichen Statistiken der 
Bundesagentur für Arbeit und der gesetzlichen Krankenversicherung 
werden die angefragten Informationen zu den Personengruppen 
nicht erfasst. Im Rahmen des Mikrozensus werden Daten zum Kran- 
kenversicherungsschutz der Bevölkerung alle vier Jahre - zuletzt 
2011 - erhoben. Die Mikrozensus-Ergebnisse für das Berichtsjahr 
2011 (Jahresdurchschnittsergebnisse) werden voraussichtlich Mitte 
Juli 2012 vom Statistischen Bundesamt veröffentlicht. Ab diesem 
Zeitpunkt sind auch Sonderauswertungen zur Thematik „Kranken- 
versicherungsschutz geringfügig Beschäftigter“ möglich. Die Bundes- 
regierung beabsichtigt, eine entsprechende Sonderauswertung zu ver- 
anlassen und die Ergebnisse zu gegebener Zeit nachzureichen. 


107. Abgeordneter 

Steffen-Claudio 

Lemme 

(SPD) 


Über welchen Kenntnisstand verfügt die Bun- 
desregierung in Sachen Nachzahlung von 
Krankenversicherungsbeiträgen von Arbeitge- 
bern der Eeiharbeitsbranche infolge der vom 
Bundesarbeitsgericht (BAG) als tarifunfähig 
eingestuften Tarifgemeinschaft Christlicher 
Gewerkschaften für Zeitarbeit und Personal- 
serviceagenturen (CGZP) mit Blick auf die 
verschiedenen Kassenarten der Sozialversiche- 
rung, und welche Haltung nimmt die Bundes- 
regierung in der anhaltenden politischen De- 
batte um einen Vertrauensschutz bis zum Zeit- 
punkt des BAG-Urteils und eine dahingehende 
gesetzliche Regelung ein? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach 
vom 6. Februar 2012 

Derzeit liegen noch keine vollständigen Angaben zu Beitragszahlun- 
gen vor, welche die betroffenen Verleiher aufgrund von Feststellun- 
gen im Rahmen der Betriebsprüfung oder wegen selbst durchgeführ- 
ter Ermittlungen zur Höhe der geschuldeten Beiträge vorgenommen 
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haben. Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen (GKV-Spitzen- 
verband) implementiert derzeit ein standardisiertes Informationssys- 
tem zur Erfassung der aufgrund der Tarifunfähigkeit der CGZP 
nacherhobenen Gesamtsozialversicherungsbeiträge. Damit können 
Angaben zum Einzug der Beitragsansprüche durch die Krankenkas- 
sen sowie zu etwaigen Stundungs- und Niederschlagungsfällen doku- 
mentiert werden. 

Die Erage des Vertrauensschutzes ist im konkreten Rechtsstreit - so- 
fern sie von einem in Anspruch genommenen Zeitarbeitsunterneh- 
men aufgeworfen wird - von dem zuständigen Gericht zu prüfen 
und zu entscheiden. 


108. Abgeordneter 

Steffen-Claudio 

Lemme 

(SPD) 


Aufgrund welcher Datengrundlage bzw. Mo- 
dellrechnung hat die Bundesregierung den im 
Rahmen der Pflegereform angekündigten zu- 
sätzlichen finanziellen Bedarf für die zahnärzt- 
liche Versorgung von Pflegebedürftigen bezif- 
fert, und wie begründet die Bundesregierung 
in diesem Zusammenhang die Bereitstellung 
weiterer GKV-Mittel vor dem Hintergrund 
des bestehenden Versorgungsauftrages der 
Kassenzahnärztlichen V ereinigungen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Annette Widmann-Mauz 
vom 6. Februar 2012 

In dem Entwurf eines Gesetzes zur Neuausrichtung der Pflegeversi- 
cherung (Pflege-Neuausrichtungsgesetz - PNG) wird der finanzielle 
Mehrbedarf für die zahnärztliche Versorgung von Pflegebedürftigen 
- über die im Rahmen des GKV-Versorgungsstrukturgesetzes bezif- 
ferten Mehrkosten für die aufsuchende zahnärztliche Versorgung 
nach § 87 Absatz 2i des Eünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) 
in Höhe von 7 Mio. Euro hinaus - mit ca. 3 Mio. Euro angegeben. 
Dieser Mehrbedarf bezieht sich auf die Mehrkosten für die zusätzli- 
che Vergütung, die der Bewertungsausschuss zukünftig nach § 87 
Absatz 2j SGB V für Eeistungen vorzusehen hat, die von Vertrags- 
zahnärzten im Rahmen von Kooperationsverträgen nach §119b 
SGB V erbracht werden. Die Vergütung soll einen Anreiz für den 
Abschluss derartiger Kooperationsverträge zwischen stationären 
Pflegeeinrichtungen und geeigneten Vertragszahnärzten bieten. 

Sie ist nur dann berechnungsfähig, wenn die in den Qualitätsverein- 
barungen nach § 119b Absatz 2 SGB V festgelegten Anforderungen 
an eine kooperative und koordinierte zahnärztliche und pflegerische 
Versorgung erfüllt werden. 

Datengrundlage für die angegebenen Mehrausgaben bildet die Pfle- 
gestatistik 2009 des Statistischen Bundesamtes. Dabei wurde ange- 
nommen, dass rd. 90 Prozent der Pflegebedürftigen in vollstationä- 
ren Heimen gesetzlich krankenversichert sind und pro Jahr durch- 
schnittlich zwei Besuche eines Vertragszahnarztes im Rahmen eines 
Kooperationsvertrags nach § 119b SGB V erfolgen. 
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109. Abgeordneter 

Steffen-Claudio 

Lemme 

(SPD) 


Wie erklärt die Bundesregierung ihre offen- 
sichtliche Neubewertung aufsuchender und 
mobüer Versorgungsmodelle im Rahmen der 
Pflegereform, während sie sich im Zusammen- 
hang mit dem GKV-Versorgungsstrukturge- 
setz ähnlichen Modellvorschlägen für ländliche 
Regionen verweigert hat, und wird die Bundes- 
regierung nunmehr die Bereitschaft für solche 
Versorgungskonzepte mit den relevanten Ak- 
teuren diskutieren bzw. bei diesen einfordern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach 
vom 6. Februar 2012 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Neuausrichtung der Pflegeversiche- 
rung (Pflege-Neuausrichtungsgesetz - PNG) sieht zur gezielten För- 
derung der kontinuierlichen kooperativen und koordinierten ärztli- 
chen und pflegerischen Versorgung von Bewohnerinnen und Bewoh- 
nern in stationären Pflegeeinrichtungen oder von Kooperationsver- 
trägen nach § 119b des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) 
vor, dass die Gesamtvertragspartner auf Fandesebene Preiszuschläge 
auf der Grundlage bestimmter bundeseinheitlicher Anforderungen 
vereinbaren können. Zugleich wird die Regelung des § 1 19b SGB V, 
die den Pflegeeinrichtungen die Möglichkeit eröffnet, einzeln oder 
gemeinsam mit dafür geeigneten vertragsärztlichen Feistungserbrin- 
gern Kooperationsverträge zu schließen, verbindlicher ausgestaltet. 
Den Kassenärztlichen Vereinigungen wird künftig aufgegeben, bei 
Vorliegen eines entsprechenden Antrags einer Pflegeeinrichtung den 
Abschluss eines Kooperationsvertrages nicht lediglich anzustreben, 
sondern zu vermitteln. 

Mit dem am 1. Januar 2012 in Kraft getretenen GKV-Versorgungs- 
strukturgesetz wurden bereits Regelungen zur Verbesserung der am- 
bulanten Versorgung im ländlichen Raum getroffen. Neben Regelun- 
gen zur Anpassung der Bedarfsplanung in der vertragsärztlichen 
Versorgung wurde eine Regionalisierung und Flexibilisierung der 
vertragsärztlichen Vergütung mit der Option von regionalen Preiszu- 
schlägen für besonders förderungswürdige Feistungen sowie für 
Feistungen von besonders zu fördernden Feistungserbringern (z. B. 
Verbesserung der Hausbesuchstätigkeit) insbesondere in unterver- 
sorgten ländlichen Gebieten vorgesehen. Von einer in der Frage an- 
gesprochenen Neubewertung der Bundesregierung im Rahmen der 
Pflegereform kann daher nicht die Rede sein. 


110. Abgeordneter 

Steffen-Claudio 

Lemme 

(SPD) 


In welcher konkreten Höhe beziffert die Bun- 
desregierung die erwarteten Minderausgaben 
in der gesetzlichen Renten- und Krankenversi- 
cherung im Zusammenhang mit der Ankündi- 
gung einer erleichterten Inanspruchnahme von 
Rehabilitationsmaßnahmen für pflegende An- 
gehörige im Rahmen der Pflegereform, und 
welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
vor diesem Hintergrund gegenüber der Forde- 
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rung nach einer angemessenen Anhebung des 
Reha-Budgets in der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung ein? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Annette Widmann-Mauz 
vom 6. Februar 2012 

Inwieweit eine erleichterte Inanspruchnahme von Rehabilitations- 
maßnahmen für pflegende Angehörige die Finanzlage der gesetzli- 
chen Kranken- und Rentenversicherung tangiert, wird derzeit auf 
der Grundlage des vom Bundesministerium für Gesundheit vorgeleg- 
ten Referentenentwurfs eines Gesetzes zur Neuausrichtung der Pfle- 
geversicherung innerhalb der Bundesregierung erörtert. Die der Bun- 
desregierung bekannte Forderung nach einer angemessenen Anhe- 
bung des Reha-Budgets in der gesetzlichen Rentenversicherung steht 
im Zusammenhang mit der demographischen Entwicklung und nicht 
mit o. a. Referentenentwurf. 


111. Abgeordnete 

Mechthild 

Rawert 

(SPD) 


Welche Persönlichkeiten und Institutionen des 
Gesundheitswesens sind Mitglieder des 2010 
vom Bundesministerium für Gesundheit ins 
Leben gerufenen Fachbeirates „Weiterent- 
wicklung der Heilberufe“ (bzw. seiner ver- 
schiedenen Unterarbeitsgruppen), und für wel- 
che berufsspezillschen Fragestellungen konn- 
ten bereits Lösungsvorschläge abgeschlossen 
und veröffentlicht und in politische Entschei- 
dungsprozesse einbezogen werden bzw. sind in 
Arbeit? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Annette Widmann-Mauz 
vom 6. Februar 2012 

Der Fachbeirat „Weiterentwicklung der Heilberufe“ setzt sich wie 
folgt zusammen: 

Wissenschaftliche Sachverständige 

- Prof Dr. med. Detlev Michael Albrecht, Medizinischer Vorstand 
des Universitätsklinikums Carl Gustav Carus, Dresden 

- Prof Dr. phil. Adelheid Kuhlmey, Institut für Medizinische Sozio- 
logie, Charite-Universitätsmedizin Berlin 

- Prof. Dr. med. Henning Warnecke, Chefarzt der Herzchirurgie 
Schüchtermann-Klinik, Bad Rothenfelde 

je ein Vertreter folgender Organisationen 

- Bundesärztekammer (BÄK) 

- Deutscher Pflegerat e. V. (DPR) 
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- Bundesarbeitsgemeinschaft der Heilmittelverbände e. V. (BHV) 

- ARGE Professionalisierung der Gesundheitsberufe 

- Verband medizinischer Fachberufe e. V. (VmF) 

- Deutsche Krankenhausgesellschaft e. V. (DKG) 

- Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 

- zwei Vertreter der Arbeitsgemeinschaft „Berufe des Gesundheits- 
wesens der Arbeitsgemeinschaft der Obersten Fandesgesundheits- 
behörden (AOFG)“ und 

- zwei von den Fändern benannte Experten für den Bereich Schu- 
len/Hochschulen. 

Der Fachbeirat wurde als Beratungsgremium des Bundesministe- 
riums für Gesundheit (BMG) eingerichtet. Das Berufszulassungs- 
recht steht aktuell vor zahlreichen Herausforderungen. Dabei geht es 
nicht nur um eine Anpassung der Berufe an geänderte Rahmenbe- 
dingungen, sondern auch um strukturelle Fragen zur zukünftigen 
Systematik der Heilberufe. Fragen der vertikalen und horizontalen 
Durchlässigkeit zwischen den Berufen, die mögliche Vereinheitli- 
chung von Ausbildungsinhalten oder neue Kompetenzen sind zu be- 
antworten. 

Zu den im Fachbeirat erörterten Fragestellungen liegen bislang keine 
abschließenden Ergebnisse vor. Zur Frage möglicher gemeinsamer 
Ausbildungskonzepte für die technischen Assistenzberufe hat sich 
eine Unterarbeitsgruppe „Technische Assistenzberufe in der Medi- 
zin“ konstituiert und den so genannten common trunk bei den Aus- 
bildungsinhalten der entsprechenden Berufe herausgearbeitet. Diese 
Arbeitsergebnisse werden in die geplante bundeseinheitliche Rege- 
lung des Berufsbilds der Operationstechnischen Assistenz (OTA) ein- 
fließen. 


112. Abgeordnete 

Mechthild 

Rawert 

(SPD) 


Zu welchen berufsrechtlichen Ergebnissen ist 
der vom Bundesministerium für Gesundheit 
eingesetzte Fachbeirat zur Weiterentwicklung 
der Heilberufe hinsichtlich des Versorgungsbe- 
darfs im Funktionsdienst des Operationsberei- 
ches (bzw. der davon insbesondere betroffenen 
Kompetenzproflle der operationstechnischen, 
chirurgischen und anästhetischen Assistenzbe- 
rufe) gekommen, und welche Schlussfolgerun- 
gen zieht die Bundesregierung hieraus für das 
von ihr seit Fängerem angekündigte Heilberu- 
fegesetz? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Annette Widmann-Mauz 
vom 6. Februar 2012 

Die Beratungen im Fachbeirat zum Berufsbild der Operationstechni- 
schen Assistenz (OTA) haben das BMG in der Auffassung bestärkt, 
dass der Beruf in der OTA nicht isoliert umgesetzt, sondern der Ver- 
sorgungsbedarf im Funktionsdienst des Operationsbereiches insge- 
samt berücksichtigt werden sollte. Es ist vorgesehen, auf der Grund- 
lage der vorliegenden Ergebnisse sowie noch ausstehender inhaltli- 
cher Präzisierungen eine bundeseinheitliche Ausbildungsregelung zu 
entwickeln. 


113. Abgeordnete 

Mechthild 

Rawert 

(SPD) 


Bis wann wird das BMG die vom Gemeinsa- 
men Bundesausschuss beschlossene Richtlinie 
zur Übertragung von Heilkunde auf Berufsan- 
gehörige der Kranken- und Altenpflege (zu In- 
halt und Umfang der selbständigen Ausübung 
der Heilkunde) genehmigen, und sind der Bun- 
desregierung bereits Planungen zu Modellvor- 
haben nach § 63 Absatz 3c des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB V) durch die gesetz- 
lichen Krankenkassen und weitere Leistungs- 
erbringer bekannt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach 
vom 6. Februar 2012 

Die vom Gemeinsamen Bundesausschuss beschlossene „Heilkunde- 
übertragungsrichtlinie“ nach § 63 Absatz 3c des Fünften Buches So- 
zialgesetzbuch liegt dem Bundesministerium für Gesundheit derzeit 
zur Prüfung vor. Die Prüffrist endet am 20. Februar 2012. 

Entsprechende Modellvorhaben können von Krankenkassen erst 
nach Inkrafttreten der Richtlinie geplant und verwirklicht werden. 


114. Abgeordneter 
Stephan 
Stracke 

(CDU/CSU) 


Welche allgemeinen Erkenntnisse und welche 
Zahlen liegen der Bundesregierung darüber 
vor, wie der steuerliche Vorteil (500 Euro) im 
Bereich der betrieblichen Gesundheitsförde- 
rung von den Arbeitgebern angenommen 
wird? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach 
vom 7. Februar 2012 

Die mit dem Jahressteuergesetz 2009 eingeführte Steuerfreiheit für 
Leistungen des Arbeitgebers zur Verbesserung des allgemeinen Ge- 
sundheitszustands und der betrieblichen Gesundheitsförderung (§ 3 
Nummer 34 des Einkommensteuergesetzes - EStG) ist zum 1. Janu- 
ar 2008 in Kraft getreten. Daten aus der amtlichen Steuerstatistik lie- 
gen der Bundesregierung jedoch derzeit nur bis einschließlich des 
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Jahres 2007 vor. Auch wissenschaftlich fundierte Studien mit validen 
Ergebnissen, die über die tatsächliche Inanspruchnahme der Steuer- 
freiheit betrieblicher Gesundheitsförderung Auskunft geben könn- 
ten, sind der Bundesregierung nicht bekannt. 

Bei Einführung der Vorschrift haben die großen Industrie- und 
Handwerksverbände sowie große Steuerberatungs- und Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften die Neuregelung ausdrücklich begrüßt (Stel- 
lungnahmen im Rahmen der öffentlichen Anhörung des Einanz- 
ausschusses des Deutschen Bundestages zum Jahressteuergesetz 
2009, beispielsweise der großen Industrie- und Handwerksverbände 
- DIHK, ZDH, BDI, BDA mit weiteren Verbänden - vom 16. Mai 
2008 und der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Deloitte & Touche 
GmbH vom 1. Oktober 2008). 

Dies kann Anhaltspunkt für eine sehr positive Bewertung der Steuer- 
befreiungsvorschrift in der Wirtschaft und Indiz für eine entspre- 
chende Verbreitung sein. Valide Daten über eine tatsächliche Inan- 
spruchnahme der Neuregelung können jedoch erst mehrere Jahre 
nach deren Inkrafttreten erhoben werden. Die Bundesregierung wird 
dann zu gegebener Zeit über eine Evaluierung der Vorschrift ent- 
scheiden. 


115. Abgeordnete 

Kathrin 

Vogler 

(DIE EINKE.) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
hinsichtlich der Durchführung einer Präim- 
plantationsdiagnostik in der Zeit nach dem Be- 
schluss eines Gesetzes zur Regelung der 
Präimplantationsdiagnostik (PID) im Deut- 
schen Bundestag am 7. Juli 2011 und insbeson- 
dere nach Inkrafttreten dieser Gesetzesände- 
rung am 8. Dezember 2011, derzufolge die 
PID in Deutschland verboten ist und nur unter 
bestimmten Ausnahmen, deren konkrete Aus- 
gestaltung allerdings von der Bundesregierung 
durch eine noch nicht existente Rechtsverord- 
nung festgelegt werden soll, durchgeführt wer- 
den darf (bitte ggf. einzeln auflisten mit Datum 
und durchführendem Zentrum)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Annette Widmann-Mauz 
vom 7. Februar 2012 

Die mit dem Gesetz zur Regelung der Präimplantationsdiagnostik 
erfolgte Änderung des Embryonenschutzgesetzes ist am 8. Dezem- 
ber 2011 in Kraft getreten, so dass ein ausdrückliches Verbot der 
Präimplantationsdiagnostik (PID) erst seit diesem Zeitpunkt besteht. 
Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über die Durchfüh- 
rung der PID nach diesem Zeitpunkt vor. Soweit kürzlich in der 
Presse von einem Kind berichtet worden ist, das in Eübeck nach 
Durchführung einer PID geboren wurde, ist darauf hinzuweisen, 
dass diese PID weit vor Inkrafttreten des Gesetzes durchgeführt wor- 
den ist. 
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116. Abgeordnete 

Kathrin 

Vogler 

(DIE LINKE.) 


Kann die Bundesregierung ausschließen, dass 
in Deutschland für die Durchführung der PID 
im Zeitraum vor dem Inkrafttreten der Geset- 
zesänderung zur Regelung der Präimplanta- 
tionsdiagnostik am 8. Dezember 2011 auch to- 
tipotente Zellen verwendet wurden, und was 
tut die Bundesregierung, um sicherzustellen, 
dass in Deutschland im Zeitraum nach dem 
8. Dezember 2011 bei jeder Durchführung 
einer PID das nun gültige Gesetz eingehalten 
wird und somit die Erlaubnis zur Durchfüh- 
rung der PID an ein positives Votum einer 
(noch nicht existenten) Ethikkommission ge- 
bunden ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Annette Widmann-Mauz 
vom 7. Februar 2012 

Nach § 2 Absatz 1 in Verbindung mit § 8 Absatz 1 des Embryonen- 
schutzgesetzes ist die Verwendung totipotenter Zellen zu einem ande- 
ren als ihrer Erhaltung dienenden Zweck verboten. Diese Rechtslage 
hat sich durch das Gesetz zur Regelung der Präimplantationsdiag- 
nostik nicht geändert. 

Die Verfolgung etwaiger Verstöße gegen diese Regelung sowie gegen 
das Präimplantationsdiagnostikgesetz obliegt allein den hierfür zu- 
ständigen Strafverfolgungsbehörden. 


117. Abgeordnete 

Dr. Marlies 
Volkmer 

(SPD) 


Ergeben sich aus Sicht der Bundesregierung 
Konsequenzen für die frühe Nutzenbewertung 
nach § 35a des Eünften Buches Sozialgesetz- 
buch - insbesondere bei der Bewertung des 
Nutzens hinsichtlich einer Verringerung von 
Nebenwirkungen - aus ihren Plänen, in der 
16. AMG-Novelle (Zweites Gesetz zur Ände- 
rung arzneimittelrechtlicher und anderer Vor- 
schriften) unter dem Begriff Nebenwirkungen 
auch Reaktionen infolge von Überdosierung, 
Eehlgebrauch, Missbrauch und Medikations- 
fehlern zu fassen, und wenn ja, welche? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach 
vom 6. Februar 2012 

Mit der Neufassung der Definition des Begriffs „Nebenwirkung“ 
wird das Ziel verfolgt, möglichst alle im Zusammenhang mit dem Ge- 
brauch eines Arzneimittels auftretenden unerwünschten Wirkungen 
zu erfassen, auch wenn diese nicht aus einem bestimmungsgemäßen 
Gebrauch resultieren. Für die Nutzenbewertung nach § 35a des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch ergeben sich daraus keine Konse- 
quenzen. Hierbei wird der Nutzen, einschließlich der Verringerung 
von Nebenwirkungen, im zugelassenen Anwendungsgebiet bewertet. 
Die Bewertung des Nutzens von Arzneimitteln dient als Grundlage 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


- 83 - 


Drucksache 17/8637 


für die Verhandlung von Erstattungsbeträgen zwischen dem GKV- 
Spitzenverband und dem pharmazeutischen Unternehmen. Die ge- 
setzliche Krankenversicherung erstattet Arzneimittel grundsätzlich 
nur im zugelassenen Anwendungsgebiet. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwickiung 


118. Abgeordneter 

Sören 

Bartol 

(SPD) 


Auf welche Leistungen bezogen sich die laut 
„DER SPIEGEL“ vom 30. Januar 2012 in 
den Jahren 2010 und 2011 an den Vorsitzen- 
den des Personalrats des Bundesministeriums 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung gezahl- 
ten Leistungsprämien, und sind die Zahlungen 
nach Ansicht der Bundesregierung mit den 
Vorgaben des Rundschreibens des Bundes- 
ministeriums des Innern zur Behandlung von 
freigestellten Personalratsmitgliedern vom 
12. März 2002 vereinbar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 6. Februar 2012 

Die Offenlegung von Leistungsbewertungen einzelner Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeiter würde deren Grundrecht auf informationeile 
Selbstbestimmung verletzen und kann daher nicht gewährt werden. 
Grundsätzlich können Leistungsprämien an Personalratsmitglieder, 
für solche dienstlichen Tätigkeiten gewährt werden, die außerhalb ih- 
rer Personalratstätigkeit erfolgen. Auch das Rundschreiben des Bun- 
desministeriums des Innern vom 12. März 2002 (Gesch.-Z. D I 3 - 
212 152/12) verwehrt dies nicht. 


119. Abgeordnete 

Dr. Martina 
Bunge 

(DIE LINKE.) 


Welche Gründe haben dazu geführt, dass die 
Ortsumgehung Wolgast (Bill) nicht als zu re- 
alisierendes Projekt in den Investitionsrahmen- 
plan für den Zeitraum 2011 bis 2015 aufge- 
nommen wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 6. Fehruar 2012 

Die Ortsumgehung Wolgast im Zuge der Bill ist im Entwurf des 
Investitionsrahmenplans 2011 bis 2015 in Kategorie D „Weitere 
wichtige Vorhaben“ genannt, da sich die Maßnahme noch in einem 
frühen Planungsstadium (Vorentwurf genehmigt) befindet und der 
Zeitpunkt der Baurechtschaffung nicht zuverlässig vorhergesagt wer- 
den kann. In den nächsten Jahren soll die Planung weiter vorange- 
trieben und abgeschlossen werden. 
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120. Abgeordneter 

Harald 

Ebner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Trifft die Aussage auf „bild.de“ vom 20. Janu- 
ar 2012 zu, dass die Südbahn zwischen Ulm, 
Eriedrichshafen und Eindau im neuen Investi- 
tionsrahmenplan in Kategorie C heraufgestuft 
wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Eerlemann 
vom 7. Eebruar 2012 

Die Medienberichte treffen zu. 


121. Abgeordneter 

Harald 

Ebner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Rechnet die Bundesregierung mit einer Kos- 
tensteigerung für die Elektrifizierung der Süd- 
bahn gegenüber den Kostenprognosen aus 
dem Bundesverkehrswegeplan aus dem Jahr 
2003, und wenn ja, worin sind diese begrün- 
det? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Eerlemann 
vom 7. Eebruar 2012 

Derzeit liegt lediglich ein Ergebnis der Vorplanungsphase vor, dem- 
nach schätzt die Deutsche Bahn AG (DB AG) die Kosten auf rd. 
140 Mio. Euro. In dieser Phase sind jedoch Kostenveränderungen 
bis 30 Prozent möglich. Weitere Planungsstufen werden eine Kon- 
kretisierung der Kosten erbringen. Deren Höhe wird die DB AG 
Bund und Eand darstellen und erläutern. 

Die Bundesregierung führt im Interesse einer möglichst raschen Um- 
setzung des Projekts Gespräche mit der Eandesregierung in Baden- 
Württemberg und der DB AG. 


122. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Welche Eolgen hat bzw. hätte die laut Medien- 
berichten (www.rosenheim24.de vom 27. Janu- 
ar 2012) vom Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung vorgenommene 
Aufnahme in die Projektliste für den Baube- 
ginn der Rosenheimer Westtangente (B 15) 
und die Eorderung eines gleichzeitigen Baube- 
ginns von beiden geplanten Bauabschnitten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 6. Eebruar 2012 

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat in seiner Sit- 
zung am 10. November 2011 zum Haushalt 2012 entschieden, die 
Verkehrsinfrastrukturinvestitionen zu erhöhen und ein Infrastruktur- 
beschleunigungsprogramm für die Verkehrsträger Straße, Schiene 
und Wasserstraße bewilligt. 
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Für die Bundesfernstraßen sind im Infrastrukturbeschleunigungspro- 
gramm Ausgaben von 400 Mio. Euro in 2012 und Verpflichtungser- 
mächtigungen von 200 Mio. Euro in 2013 vorgesehen. Die einzelnen 
Maßnahmen bedürfen der Einwilligung des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages. 

Vor der Entscheidung des Haushaltsausschusses sind Aussagen darü- 
ber, wann und in welchem Umfang mit dem Bau der B 15 Westtan- 
gente Rosenheim begonnen werden könnte, nicht möglich. In der 
Vorlage für den Haushaltsausschuss ist die Maßnahme enthalten. 


123. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Wann rechnet das Bundesministerium für Ver- 
kehr, Bau und Stadtentwicklung mit der Ver- 
tragsunterzeichnung mit Österreich für die ge- 
meinsame Planung der Zulaufstrecken zum 
von Österreich und Italien geplanten Brenner- 
basistunnel, und welche Informationen hat die 
Bundesregierung über die Sicherheit der Fi- 
nanzierung des Brennerbasistunnels? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 6. Februar 2012 

Die für den 13. Januar 2012 vorgesehene Unterzeichnung eines Ab- 
kommens zur Ausbauplanung für die nördliche Zulaufstrecke zum 
Brennerbasistunnel zwischen Deutschland und Österreich wurde auf 
Bitte der österreichischen Seite verschoben. Begründet wurde dies 
mit Verhandlungen über Budgeteinsparungen in Österreich. Die 
Unterzeichnung soll nachgeholt werden, sobald auf österreichischer 
Seite die Voraussetzungen vorliegen. Derzeit kann noch kein neuer 
Termin für die Unterzeichnung der Vereinbarung benannt werden. 

Bei dem Bau des Brennerbasistunnels handelt es sich um ein gemein- 
sames Projekt von Österreich und Italien. Vor diesem Hintergrund 
liegen Informationen über die Sicherheit der Finanzierung des Bren- 
nerbasistunnels im Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt- 
entwicklung nicht vor. 


124. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Welche Bootsschleusen, Bootsschleppen und 
Umtragestellen an der Bundeswasserstraße 
Neckar waren im Jahr 2011 nicht nutzbar, und 
werden sie zur Wassersportsaison 2012 zur 
Verfügung stehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 8. Fehruar 2012 

Von den vorhandenen Bootsschleusen, Bootsschleppen und Umtra- 
gestellen an der Bundeswasserstraße Neckar waren im Jahr 2011 die 
Anlagen an den Staustufen Heidelberg, Guttenbach, Heilbronn und 
Untertürkheim nicht betriebsbereit. Die Anlage an den Staustufen in 
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Heidelberg und Guttenbach steht im Jahr 2012 wieder zur Verfü- 
gung. Die Anlage an der Staustufe Untertürkheim wird, nach Ab- 
schluss laufender Baumaßnahmen, voraussichtlich ab Mitte 2012 
wieder zur Verfügung stehen. 


125. Abgeordneter 

Gustav 

Herzog 

(SPD) 


Warum stellt die Bundesregierung auf der 
Homepage des Bundesministeriums für Ver- 
kehr, Bau und Stadtentwicklung das Gesamt- 
konzept zur Lärmsanierung an bestehenden 
Schienenwegen in der Fassung vom 11. Febru- 
ar 2005 zur Verfügung, obwohl sich die überar- 
beitete Fassung bereits im Juni 2011 in der 
Schlussabstimmung befand (vgl. Antwort der 
Bundesregierung auf meine Schriftliche Fra- 
ge 42 auf Bundestagsdrucksache 17/6272), 
und welchen Stellenwert hat die Lärmsanie- 
rung für die Bundesregierung, dass sie über 
sieben Monate für eine Abstimmung benötigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 7. Februar 2012 

Die Abstimmung mit den beteiligten Ressorts und dem Bundesrech- 
nungshof ist noch im Gange. Das Gesamtkonzept zur Lärmsanie- 
rung an bestehenden Schienenwegen ist eine Dokumentation der 
Zielsetzungen, der vorgesehenen und der abgeschlossenen Lärmsa- 
nierungsmaßnahmen. Das Datum der auf der Homepage eingestell- 
ten Fassung hat keinen Einfluss auf die fortlaufende operative Um- 
setzung des Lärmsanierungsprogramms auf haushaltsrechtlicher 
Grundlage. 


126. Abgeordneter 

Gustav 

Herzog 

(SPD) 


Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass 
nach Ende des Anreizsystems zur Umrüstung 
lauter Güterwagen auf Verbundstoffbremssoh- 
le im Jahr 2020 kein graugusssohlengebrems- 
ter Wagen mehr auf deutschen Schienenwegen 
fährt, und wie gewährleistet die Bundesregie- 
rung bei Einführung des lärmabhängigen Tras- 
senpreissystems die Wettbewerbsneutralität 
insbesondere zu Lkw-Verkehren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 7. Februar 2012 

Es ist das Ziel, nach Ende der Laufzeit des lärmabhängigen Trassen- 
preissystems keine Güterwagen, die die Lärmgrenzwerte der TSI 
„Fahrzeuge - Lärm“ überschreiten, mehr auf dem Schienennetz der 
DB Netz AG fahren zu lassen. Die DB Netz AG behält sich vor, vor- 
behaltlich vorgreiflicher ordnungspolitischer Maßnahmen, mit Be- 
ginn des Netzfahrplans 2021/2022 die Trassenpreise signifikant zu 
erhöhen, wobei den Kosten der umweltbezogenen Auswirkungen 
des Zugbetriebs Rechnung getragen wird und deren Höhe baldmög- 
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liehst in den Schienennetzbenutzungsbedingungen der DB Netz AG 
präzisiert werden wird. Damit soll sichergestellt werden, dass die mit 
der Umrüstung erzielte Lärmminderung dauerhaft erhalten bleibt. 
Die Höhe der lärmabhängigen Entgeltbestandteile wird marktver- 
träglich durch die DB Netz AG mit Beteiligung der Bundesnetzagen- 
tur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen 
festgelegt. Die Bundesregierung beabsichtigt, sich an den Mehrkos- 
ten mit bis zu 152 Mio. Euro zu beteiligen, um die Wettbewerbsfä- 
higkeit des Schienengüterverkehrs zu gewährleisten. 


Wie gedenkt die Bundesregierung die Mei- 
nungsunterschiede zwischen dem Bundesmi- 
nister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
Dr. Peter Ramsauer und seinem Parlamentari- 
schen Staatssekretär Enak Eerlemann in Sa- 
chen Vertiefung der Außenelbe auszuräumen, 
und wie wird die Bundesregierung angesichts 
des bestehenden Interessenkonflikts des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs (der im Cuxhave- 
ner Kreistag gegen die vom Bundesminister 
Dr. Peter Ramsauer als „dringend benötigt“ 
eingestufte Maßnahme gestimmt hat) gewähr- 
leisten, dass der Parlamentarische Staatssekre- 
tär Enak Eerlemann die Elb Vertiefung als 
Maßnahme seines Ressorts aktiv vorantreibt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 7. Februar 2012 

In der von Ihnen genannten Abstimmung habe ich in meiner Funk- 
tion als Kreistagsmitglied des Eandkreises Cuxhaven gestimmt. Dies 
steht nicht im Widerspruch zu meiner übergeordneten Funktion als 
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung. Ich habe gegenüber dem Bundesminister 
Dr. Peter Ramsauer versichert, dass ich die verkehrspolitischen Vor- 
haben des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwick- 
lung auch weiterhin anpacke. 


127. Abgeordneter 

Gustav 

Herzog 

(SPD) 


128. Abgeordnete 

Gabriele 

Hiller-Ohm 

(SPD) 


Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 
rung zur Gewährleistung der Schiffssicherheit 
in der Ostsee, insbesondere im Bereich des 
Fehmarnbelts und der Kadetrinne, und inwie- 
fern unterstützt die Bundesregierung die Har- 
monisierung der elektronischen Überwa- 
chungssysteme (Vessel Traffic System) zwi- 
schen Deutschland und Dänemark? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 6. Februar 2012 

Zur Gewährleistung der Schiffssicherheit in der Ostsee führt die 
Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord im gesamten deutschen Ho- 
heitsgebiet sowie der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone 
(AWZ) in der Ostsee die maritime Verkehrssicherung durch. Die 
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Kadetrinne und der Fehmarnbelt werden auf Basis einer bilateralen 
Vereinbarung und Absprache zwischen den zuständigen dänischen 
und deutschen Behörden ebenfalls von den deutschen Verkehrszent- 
ralen in Travemünde und Warnemünde überwacht. 

Das deutsche VTS-System an der Ostseeküste basiert auf dem Ein- 
satz modernster Verkehrstechnik (z. B. AIS, Radar) und hochqualifi- 
ziertem Personal, das über ein speziell auf die Anforderungen in 
einer Verkehrszentrale ausgerichtetes Aus- und Weiterbildungskon- 
zept für die verantwortungsvollen Aufgaben vorbereitet wird. 

Im Rahmen des Verkehrssicherungskonzepts wurde zur weiteren 
Optimierung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit mit Däne- 
mark eine bilaterale Gruppe („DenGer Administration Group“) ein- 
gerichtet, in der die verkehrlichen Anforderungen zur Verbesserung 
der Seeverkehrssicherheit im Bereich der südlichen Ostsee zwischen 
den zuständigen Behörden im Sinne eines einheitlichen Verkehrssys- 
tems diskutiert und abgestimmt werden. 


129. Abgeordneter 

Dr. Anton 
Hofreiter 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchen Gründen hat die Bundesregie- 
rung die von der Europäischen Union für eine 
Studie zum Ausbau/Elektrifizierung der Stre- 
cke München-Mühldorf-Freilassing bereitge- 
stellten Mittel (bis zu 8 Mio. Euro) nicht abge- 
rufen (vgl. Münchner Merkur vom 28. Januar 
2012), und wie wird die Bundesregierung si- 
cherstellen, dass die Trans-European-Net- 
works-Traflic-Zuschüsse der EU für den Bau 
des dritten Gleises Freilassing-Bundesgrenze 
nicht verfallen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 7. Februar 2012 

Der Bau des dritten Gleises im Abschnitt Freüassing-Grenze DE/ 
AT (-Salzburg) wurde mit Österreich am 10. Juli 2007 vereinbart. 
Die DB AG hat hierzu die Entwurf- und Genehmigungsplanung fast 
fertiggestellt und verfolgt mit großen Anstrengungen den Abschluss 
der Rechtsverfahren mit den deutschen und österreichischen Behör- 
den damit Baurecht Anfang 2013 ergeht. Eine Finanzierungsverein- 
barung für den Bau des dritten Gleises im Abschnitt Freilassing- 
Bundesgrenze DE/AT soll Anfang 2013 abgeschlossen werden. 

Da die Entscheidung der EU zu der Studie Ende September dieses 
Jahres ausläuft, ist mit der Kommission vereinbart, dass der Zeit- 
raum durch eine Neubeantragung bis 2015 verlängert wird. Damit 
werden keine Zuschüsse verloren gehen. 


130. Abgeordneter 

Stephan 

Kühn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welchen Bundesländern wurden im Jahr 
2011 theoretische Pkw-Führerscheinprüfungen 
mit Sprachunterstützung durch eine/einen 
Dolmetscherin/Dolmetscher abgelegt (bitte ta- 
bellarische Darstellung nach Bundesländern)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 10. Fehruar 2012 

Mit der Fünften Verordnung zur Änderung der Fahrerlaubnis-Ver- 
ordnung und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften vom 
17. Dezember 2010 (BGBl. I S. 2279) wurde mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 2011 die Möglichkeit, Fragen in anderen Sprachen unter Hin- 
zuziehung eines Dolmetschers zu stellen, abgeschafft. Aus diesem 
Grund haben nach den hier vorliegenden Erkenntnissen im Jahr 
2011 keine theoretischen Fahrerlaubnisprüfungen unter Hinzuzie- 
hung einer Dolmetscherin/eines Dolmetschers mehr stattgefunden. 


131. Abgeordnete 

Kirsten 

Lühmann 

(SPD) 


Wie steht das Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) zu dem 
Wunsch der Innenministerkonferenz zur Ver- 
besserung der Verkehrssicherheitsarbeit eine 
Koordinierungsstelle mit Mitgliedern der In- 
nenministerkonferenz aus dem Bereich Polizei 
und Mitgliedern der Fachebene des BMVBS 
einzurichten? 


132. Abgeordnete 

Kirsten 

Lühmann 

(SPD) 


Falls das BMVBS eine Koordinierungsstelle 
mit Mitgliedern der Innenministerkonferenz 
aus dem Bereich Polizei und der Fachebene 
des BMVBS ablehnt, wie will das BMVBS si- 
cherstellen, dass die Beschlüsse im Bereich des 
BMVBS auch im polizeilichen Bereich berück- 
sichtigt und umgesetzt wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 6. Fehruar 2012 

Die Fragen 131 und 132 werden wegen ihres Sachzusammenhangs 
gemeinsam beantwortet. 

Das BMVBS steht dem Wunsch grundsätzlich offen gegenüber. 


133. Abgeordnete 

Kirsten 

Lühmann 

(SPD) 


Wie viele Unternehmen haben sich bisher bei 
der Bundesanstalt für Straßenwesen für den 
Feldversuch mit Lang-Lkws des Bundesminis- 
teriums für Verkehr, Bau und Stadtentwick- 
lung registriert, und wie viele Lang-Lkws be- 
treiben diese Unternehmen, und auf welchen 
Strecken aktuell? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 7. Fehruar 2012 

Derzeit haben drei Unternehmen bei der Bundesanstalt für Straßen- 
wesen (BASt) ihre Teilnahme am Feldversuch bekundet. Welche 
Strecken die Unternehmen konkret befahren werden, wird Gegen- 
stand der wissenschaftlichen Untersuchung und anhand dann vorzu- 
legender Fahrtprotokolle zu beantworten sein. Die Speditionen ha- 
ben sieben Fahrzeugkombinationen der BASt gemeldet. 


134. Abgeordnete 

Nicole 

Maisch 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Auf Grundlage welcher Messungen (Angabe 
bitte nach Art, Dauer sowie Orte und Zeit- 
punkte der Messungen) bestehen die Angaben 
zum festgestellten Lärmpegel im Streckenab- 
schnitt Fuldatal-Witzenhausen (3600/634399), 
insbesondere an der Ortsdurchfahrt Bad Soo- 
den-Allendorf? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 7. Fehruar 2012 

Der Lärmpegel aus dem Betrieb von Verkehrsanlagen wie Straßen 
oder Schienen wird als Beurteilungspegel nach dem in der Verkehrs- 
lärmschutzverordnung (16. BImSchV) festgelegten Verfahren errech- 
net. 


135. Abgeordnete 

Nicole 

Maisch 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Warum ist der genannte Streckenabschnitt in 
der Prioritätenliste der Lärmsanierungsmaß- 
nahmen des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung herabgestuft wor- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 7. Fehruar 2012 

Eine Neupriorisierung ist nicht bekannt. Durch die Abarbeitung von 
Lärmsanierungsmaßnahmen ist der genannte Streckenabschnitt in 
der Reihung weiter vorgerückt. 


136. Abgeordnete 

Nicole 

Maisch 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wurde die Existenz der Klinik Hoher Meiß- 
ner, der Sonnenberg Klinik, der Klinik Kur- 
hessen, des Reha-Zentrums Bad Sooden-Allen- 
dorf, die Klinik Werra und die Balzerborn 
Kliniken bei der Festlegung der Prioritäten 
berücksichtigt? 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


- 91 - 


Drucksache 17/8637 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 7. Februar 2012 

Für die Priorisierung wurden alle schutzwürdigen Nutzungen im Be- 
reich der Grenzwertisophone berücksichtigt. 


137. Abgeordnete 

Nicole 

Maisch 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche gesetzlichen Regelungen zur Begren- 
zung von Lärmbelastungen durch Schienenver- 
kehr gibt es bei ausgewiesenen Kur- und Heil- 
anlagen, Einrichtungen des Gesundheitswe- 
sens und der Altenpflege oder sonstigen 
Schutzgebieten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 7. Februar 2012 

Regelungen zum Schutz vor dem von Schienenwegen ausgehenden 
Lärm Anden sich in der Verkehrslärmschutzverordnung sowie im 
Bundeshaushaltsgesetz. 


138. Abgeordnete 

Katja 

Mast 

(SPD) 


Liegt der Bundesregierung und/oder dem Bun- 
desministerium für Verkehr, Bau und Stadtent- 
wicklung eine Aufstellung vor, in der die Bun- 
desstraßen(-abschnitte) aufgelistet sind, die aus 
Sicht des Bundes ihre Bedeutung insoweit ver- 
loren haben, dass ihre Einstufung als Bundes- 
straßen nicht mehr zu rechtfertigen ist, und 
wenn ja, wo ist diese Liste einsehbar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 9. Februar 2012 

Ich verweise auf meine Beantwortung Ihrer Schriftlichen Fragen 20 
und 21 auf Bundestagsdrucksache 17/8322 vom 12. Januar 2012. 


139. Abgeordneter 

Heinz 

Paula 

(SPD) 


Wie ist es zu erklären, dass die Bundesregie- 
rung noch keinen Zeitpunkt für die Realisie- 
rung des Ausbaus der Bahnstrecke Ulm-Augs- 
burg auf Tempo 200 nennen kann (Antwort 
auf die Mündliche Frage 13 auf Plenarproto- 
koll 17/154, S. 18449), wo doch das Projekt im 
Vordringlichen Bedarf des Bundesverkehrswe- 
geplans (BVWP) 2003 enthalten ist, und wie 
weit sind die Planungen für dieses Projekt in- 
zwischen gediehen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 7. Februar 2012 

Der geltende Bedarfsplan für den Neu- und Ausbau der Bundesschie- 
nenwege, der auf dem Bundesverkehrswegeplan 2003 beruht, ist kein 
Bauzeiten- und Finanzierungsplan. 


140. Abgeordneter 

Heinz 

Paula 

(SPD) 


Welche Schritte hat der Bundesminister für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Dr. Peter 
Ramsauer, seit seinem Eintrag in das Goldene 
Buch der Stadt Augsburg am 12. März 2010 
(„Wir arbeiten am dritten Gleis“) unternom- 
men, damit die für den Ausbau des Schienen- 
verkehrs im Westen Augsburg benötigten zu- 
sätzlichen Gleisabschnitte zwischen Augsburg 
und Dinkelscherben realisiert werden, und wie 
weit sind die Abstimmungen mit der Bayeri- 
schen Staatsregierung und der DB AG über 
das Projekt gediehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 7. Februar 2012 

Ein drittes Gleis zwischen Augsburg und Dinkelscherben ist nicht 
Bestandteil des geltenden Bedarfsplans für die Bundesschienenwege. 
Voraussetzung für eine Realisierung ist somit zunächst die Aufnah- 
me in einen neuen Bundesverkehrswegeplan. Das Bundesministe- 
rium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung hat mit den Arbeiten 
zu dem neuen Bundesverkehrswegeplan begonnen. Derzeit wird die 
Verkehrsverflechtungsprognose 2030 erstellt. Daran schließen sich 
u. a. die Engpassanalyse im Eisenbahnnetz sowie die gesamtwirt- 
schaftliche Bewertung der Infrastrukturprojekte an. Im Rahmen die- 
ser Planungsprozesse werden ausgehend vom verkehrlichen Bedarf 
die für die Bewältigung des prognostizierten Verkehrsaufkommens 
notwendigen Infrastrukturmaßnahmen definiert. 


141. Abgeordneter 

Florian 

Pronold 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung die gutachterliche 
Stellungnahme der Rechtsanwälte Böck, Opp- 
1er, Hering vom 12. November 2011 „Aus- 
schreibungsfreie Kooperation des Bundes mit 
der RMD“ in die laufenden Untersuchungen 
zum Donauausbau zwischen Straubing und 
Vüshofen mit einbeziehen, und falls nicht, 
warum nicht? 


142. Abgeordneter 

Florian 

Pronold 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die in die- 
ser gutachterlichen Stellungnahme unter 
Punkt 3 (S. 49 und 50) dargelegten juristischen 
Schlussfolgerungen, und welche Konsequen- 
zen zieht die Bundesregierung daraus? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 7. Februar 2012 

Die Fragen 141 und 142 werden wegen ihres Sachzusammenhangs 
gemeinsam beantwortet. 

Auch unter Berücksichtigung des Gutachtens der Rechtsanwälte 
Böck, Oppler, Hering, insbesondere der Schlussfolgerungen 
(Punkt 3, S. 49 f ), besteht für die Bundesregierung kein Anlass zu 
einer vergaberechtlichen Neubewertung. 

Die Beauftragung und Bevollmächtigung der Rhein-Main-Donau 
AG (RMD) war vergaberechtlich als Inhousegeschäft zulässig und 
genießt bis heute Bestandsschutz. 

Die RMD handelt hierbei nach § 4 des Duisburger Vertrags i. V. m. 
§ 2 Absatz 2 des Donaukanalisierungsvertrags im Namen, im Auf- 
trag und auf Rechnung des Bundes. Das (Letzt-)Entscheidungsrecht 
liegt damit bei der Bundesrepublik Deutschland. 


143. Abgeordneter 

Stefan 

Schwartze 

(SPD) 


Welche Lösungsmöglichkeiten sieht die Bun- 
desregierung bei der strittigen Grundstücksfra- 
ge, die beim Lückenschluss der Autobahn 30 
zwischen dem Autobahnkreuz Löhne und der 
Anschlussstelle entstanden ist (vgl. Neue West- 
fälische, Bad Oeynhausen vom 27. Januar 
2012 )? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 10. Februar 2012 

Die Bezirksregierung Detmold hat mit Entscheidung vom 7. Februar 
2012 die Bundesstraßenverwaltung zum 20. Februar 2012 in den Be- 
sitz der erforderlichen Flächen eingewiesen. Derzeit ist abzuwarten, 
ob gegen diese Entscheidung geklagt wird. 


144. Abgeordneter 

Stefan 

Schwartze 

(SPD) 


Ist mit einer Klärung vor Beginn der Vegeta- 
tionsperiode in diesem Jahr zu rechnen, und 
wenn nicht, welche Verzögerungen sind zu er- 
warten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 10. Februar 2012 

Sollte der Besitz an dem Grundstück trotz der o. g. Entscheidung 
nicht rechtzeitig für die Baumfällarbeiten erlangt werden können, 
kommt es zu einer weiteren Störung des Bauablaufs mit Auswirkun- 
gen auf den Bauzeitenplan. Der Streckenbau in diesem Bereich wür- 
de sich dann um mindestens sieben Monate verzögern. 
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145. Abgeordnete 
Beate 
Walter- 
Rosenheimer 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Nach welchen Kriterien kommt der Nutzen- 
Kosten-Eaktor von 1,04 für den Ausbau der 
S4 auf der Strecke Geitendorf-Ebersberg zu- 
stande, und wie kann nach Einschätzung der 
Bundesregierung einer Verschlechterung des 
Angebots auf der Strecke der S4 im Hinblick 
auf den geplanten Bau der zweiten S-Bahn- 
Röhre vorgebeugt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 7. Februar 2012 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt nach welchen Kriterien ein 
Nutzen-Kosten-Eaktor von 1,04 für den Ausbau der S4 auf der Stre- 
cke Geitendorf-Ebersberg zustande kommt. Der Bund ist in eine sol- 
che Nutzen-Kosten-Untersuchung nicht eingebunden gewesen. 

Nach Einschätzung der Bundesregierung kommt es im Hinblick auf 
den geplanten Bau der zweiten S-Bahn-Stammstrecke in München 
nicht zu einer Verschlechterung des Angebots auf der Strecke der 
S4. 


146. Abgeordnete Trifft es zu, dass der für März 2012 angekün- 

Dagmar digte Spatenstich für die B 189 Ortsumgehung 

Ziegler Kuhbier einzig wegen der noch ausstehenden 

(SPD) Unterschrift des Bundesministeriums für Ver- 

kehr, Bau und Stadtentwicklung auf dem ge- 
planten Eunktionsbauvertrag akut gefährdet 
ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 6. Februar 2012 

Die Prüfung der von der zuständigen Auftragsverwaltung des 
Eandes Brandenburg (AV BB) beim Bundesministerium für Ver- 
kehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) vorgelegten Unterlagen 
für die B 189, Ortsumgehung (OU) Kuhbier ist bereits weit fortge- 
schritten. 

In Kürze soll entschieden werden, ob die Voraussetzungen für den 
von der AV BB vorgeschlagenen Eunktionsbauvertrag gegeben sind 
oder eine zeitnahe konventionelle Realisierung (Ausschreibung als 
Eachlosvergabe) erfolgt. 


147. Abgeordnete 

Dagmar 

Ziegler 

(SPD) 


Trifft es zu, dass ein späterer Baustart für die 
B189 Ortsumgehung Kuhbier die Eertigstel- 
lung der Ortsumgehung im Jahr 2012 sowie 
auch die Einanzierung des Projekts wieder in 
Erage stellen würde? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 6. Februar 2012 

Nach Planung der AV BB ist von einer reinen Bauzeit von etwa 1,5 
Jahren nach Zuschlagserteilung auszugehen. Die B 189, OU Kuhbier 
ist im Straßenbauplan des Bundeshaushalts bereits eingestellt. Die Fi- 
nanzierung ist somit gesichert. 


148. Abgeordnete 

Dagmar 

Ziegler 

(SPD) 


Trifft es zu, dass im Investitionsrahmenplan 
2011 bis 2015 für die Verkehrsinfrastruktur 
des Bundes (IRP) unter Prioritäre Vorhaben 
der Bauabschnitt A 14 zwischen Wittenberge 
B 195 und Karstädt nicht enthalten ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 6. Februar 2012 

Der Entwurf des Investitionsrahmenplans 2011 bis 2015 für die Ver- 
kehrsinfrastruktur des Bundes (IRP) wurden den Ländern zugeleitet, 
um ihnen Gelegenheit zu Anmerkungen zu geben. Die bis Ende 
Januar 2012 vorliegenden Anmerkungen der Länder sowie weitere 
vorliegende Anregungen werden im BMVBS gewürdigt. 


149. Abgeordnete Wie will der Bund den Bauabschnitt A 14 zwi- 

Dagmar sehen Wittenberge B195 und Karstädt fman- 

Ziegler zieren? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 6. Februar 2012 

Für die bis 2015 zu realisierenden Abschnitte der A 14 ist zusätzlich 
zur Verwendung von Mitteln aus dem Straßenbauplan des Bundes- 
haushalts eine Kofinanzierung mit Mitteln aus den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung vorgesehen. Ob eine solche Förde- 
rung auch für die anschließend zu realisierenden Abschnitte möglich 
ist, ist derzeit noch offen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


150. Abgeordnete 

Cornelia 

Behm 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Für wann plant die Bundesregierung entspre- 
chend der Verordnungsermächtigung des 
§ 64b des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
(EEG) Nachhaltigkeitsanforderungen auch für 
Strom aus fester und gasförmiger Biomasse 
vorzulegen, und wenn sie das bisher nicht 
plant, warum nicht? 
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151. Abgeordnete 

Cornelia 

Behm 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie setzt sich die Bundesregierung bei der 
EU-Kommission und den EU-Mitgliedstaaten 
aktiv für die Ausweitung der Nachhaltigkeits- 
kriterien der Erneuerbare-Energien-Richtlinie 
2009/28/EG auf alle Bioenergieträger ein? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ursula Heinen-Esser 
vom 9. Februar 2012 

Die Eragen 150 und 151 werden wegen ihres Sachzusammenhangs 
gemeinsam beantwortet. 

Die Bedeutung der Biomasse im Rahmen der Energiewende wächst. 
Die Biomasse wird zukünftig einen zunehmenden Beitrag zur Ener- 
gieversorgung leisten. Eür die Akzeptanz dieser Entwicklung sind 
die nachhaltige Produktion und Verwendung von zentraler Bedeu- 
tung. Der Schutz der biologischen Vielfalt zählt neben dem Klima- 
wandel zu den dringlichsten globalen Politikfeldern und damit zu 
den zentralen Herausforderungen unserer Zeit. Daher setzt sich die 
Bundesregierung dafür ein, dass auf europäischer Ebene die Nach- 
haltigkeitskriterien der EU-Richtlinie 2009/28/EG auf alle Bioener- 
gieträger ausgedehnt werden. Dabei sollen im Bereich fester Biomas- 
se die Standards der bestehenden forstlichen Zertifizierungssysteme 
wie z. B. „Programme for the Endorsement of Eorest Certification 
Schemes“ (PEEC) und „Eorest Stewardship Council“ (ESC) berück- 
sichtigt werden. Bei der Gestaltung der Regelungen für nachhaltige 
Produktion und Nutzung von Biomasse ist es wichtig, kohärente Eö- 
sungen für alle Bioenergieträger zu finden, die auch Aspekte der so- 
zialen Tragbarkeit des Einsatzes von Bioenergieträgern und entspre- 
chende soziale Standards berücksichtigen. 

Eür die weiteren Arbeiten sind insbesondere die Ergebnisse des von 
der Kommission zum 31. Dezember 2011 angekündigten und derzeit 
noch in Vorbereitung befindlichen Berichts zu den Nachhaltigkeits- 
kriterien für die Nutzung fester und gasförmiger Biomasse von Inte- 
resse. 

Die Bundesregierung bringt sich bei der Diskussion zu Nachhaltig- 
keitsstandards für feste und gasförmige Bioenergieträger auf europä- 
ischer Ebene in den entsprechenden Gremien aktiv ein und wird die- 
se Arbeit weiterhin konstruktiv unterstützen. Dabei wird die Bundes- 
regierung die Erfahrungen mit flüssigen und gasförmigen Biokraft- 
stoffen sowie mit flüssiger Biomasse im Stromsektor berücksichti- 
gen. 


152. Abgeordneter 

Hans-Josef 

Fell 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Unternehmen sind über die besondere 
Ausgleichsregelung des Erneuerbare-Energien- 
Gesetzes begünstigt (bitte Eiste der begünstig- 
ten Unternehmen beifügen), und welche Eor- 
schungsinstitute werden mit der Evaluierung 
der Marktprämie beauftragt? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 7. Februar 2012 

Die folgende vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA) erstellte Tabelle zeigt die Branchenverteilung der per 
19. Dezember 2011 für das Jahr 2012 von der besonderen Aus- 
gleichsregelung des EEG begünstigten Unternehmen. Die Tabelle 
wird derzeit aktualisiert, nachdem einzelne Antragsverfahren, die sei- 
nerzeit noch nicht geklärt waren, inzwischen weitestgehend bearbei- 
tet worden sind. Die aktualisierte Übersicht soll im Laufe des Feb- 
ruars 2012 veröffentlicht werden. Es wird derzeit unter datenschutz- 
rechtlichen Gesichtspunkten geprüft, ob parallel hierzu auch eine 
Liste aller von der besonderen Ausgleichsregelung begünstigten Un- 
ternehmen veröffentlicht werden kann. 


Branche 

Anzahl Unternehmen / 
Unternehmensteile 

Privilegierter 

Letztverbrauch 

[GWh] 

Privilegierter Letzt- 
verbrauch pro Unterneh- 
men [GWh] 

Herstellung von chemischen Er- 
zeugnissen 

87 

24.388 

280 

Papiergewerbe 

87 

13.110 

151 

Erzeugung/ erste Bearbeitung 
von NE-Metallen 

22 

8.704 

396 

Erzeugung von Roheisen, Stahl 
und Ferrolegierungen 

31 

10.461 

337 

Schienenbahnen 

51 

4.446 

87 

Herstellung von Zement 

23 

3.195 

139 

Holzgewerbe (ohne Möbel) 

37 

2.340 

63 

Metallerzeugung und 
-bearbeitung 

76 

2.844 

37 

Ernährungsgewerbe 

69 

1.851 

27 

Energieversorgung 

26 

1.089 

42 

sonst. Branchen 

221 

12.862 

58 

SUMME 

730 

85.290 

117 


Branchenverteilung bei der Inanspruchnahme von § 40 ff EEG im Jahr 2012 

(Stand 19.12.2011; Quelle: BAFA - Abweichungen ggf rundungsbedingt). 


Ein Dienstleistungsvorhaben für die Evaluierung der Marktprämie, 
„Laufende Evaluierung der Direktvermarktung von Strom aus er- 
neuerbaren Energien“, wurde durch das Bundesministerium für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit ausgeschrieben. Im Ergeb- 
nis der Ausschreibung wurde am 1. Februar 2012 der Zuschlag für 
dieses Vorhaben an die Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der 
angewandten Forschung e. V. erteilt. 
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153. Abgeordneter 

Hans-Josef 

Fell 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Auswirkungen (bitte beziffern) hat die 
Mittelkürzung des Energie- und Klimafonds 
(EKE) auf die Einanzierung des Marktanreiz- 
programms für erneuerbare Energien (MAP), 
welches zu einem relevanten Teil aus dem 
EKE finanziert werden soll, und wie hoch war 
der Mittelabfiuss aus dem MAP für 2011, auf- 
geteüt nach den einzelnen Eördermaßnahmen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 7. Februar 2012 

Die Finanzierung des Marktanreizprogramms für erneuerbare Ener- 
gien (MAP) erfolgt mit Mitteln aus dem Bundeshaushalt sowie zu- 
sätzlich im Rahmen des Energie- und Kimafonds (EKE). Für das 
MAP stehen 2012 aus dem Bundeshaushalt bei Kapitel 16 02 Ti- 
tel 686 24 Ausgaben in Höhe von rund 250 Mio. Euro zur Verfü- 
gung. Von den im Wirtschaftsplan 2012 des EKE für das MAP ver- 
anschlagten Ausgaben in Höhe von 100 Mio. Euro sind derzeit 
50 Mio. Euro verfügbar. Es ist gegenwärtig nicht absehbar, welche 
Auswirkungen diese Beschränkung auf die Finanzierung des MAP 
haben wird. 

Im Jahr 2011 wurden für das MAP insgesamt Mittel in Höhe von ca. 
229,4 Mio. Euro verausgabt. Dieser Betrag umfasst alle Ausgaben, 
darunter die Förderung mit Zuschüssen über das Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), mit zinsvergünstigten 
Darlehen und Tilgungszuschüssen im Rahmen des Programms der 
KfW Bankengruppe Erneuerbare Energien - Variante Premium - 
sowie weitere Maßnahmen wie z. B. Studien und Informationskam- 
pagnen zur Nutzung erneuerbarer Energien. Die Aufteilung des Mit- 
telabfiusses 2011 auf die einzelnen Förderbereiche des MAP ist in 
nachfolgender Tabelle dargestellt: 


MAP, Aufteilung Mittelabfluss 2011 in Mio. € 

BAFA-Teil 

117,3 

KfW-Teil 

92,4 

Weitere Maßnahmen 

19,7 

Summe 

229,4 


154. Abgeordneter 

Hans-Josef 

Fell 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Steht die Bundesregierung weiterhin zu der 
Aussage der Begründung des am 1. Januar 
2012 in Kraft getretenen Erneuerbare-Ener- 
gien-Gesetzes „Das Zwischenziel für das Jahr 
2020 steht darüber hinaus auch im Kontext 
des Nationalen Aktionsplans, in dem die Bun- 
desregierung im Sommer 2010 gegenüber der 
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Europäischen Union dokumentiert hat, wie 
Deutschland die ambitionierten energiepoliti- 
schen Zielvorgaben der EU (Anteil erneuerba- 
rer Energien am Bruttoendenergieverbrauch 
von mindestens 1 8 Prozent) umsetzen wird“? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 7. Februar 2012 

Ja. In dem am 1. Januar 2012 in Kraft getretenen Erneuerbare-Ener- 
gien-Gesetz ist verankert, den Anteil erneuerbarer Energien an der 
Stromversorgung auf mindestens 35 Prozent spätestens bis zum Jahr 
2020 zu erhöhen. Dieses Mindestziel kann somit übertroffen oder 
früher erreicht werden. So geht die Bundesregierung nach dem Na- 
tionalen Aktionsplan für erneuerbare Energie vom 4. August 2010 
weiterhin davon aus, dass im Jahr 2020 ein Anteil von 38,6 Prozent 
erneuerbare Energien im Strombereich erreicht werden kann. Hier- 
bei handelt es sich jedoch nicht um ein nationales Ziel der Bundes- 
regierung. 


155. Abgeordnete 

Gabriele 

Hiller-Ohm 

(SPD) 


Welche Änderungen im Vergleich zur derzeit 
gültigen Verordnung sieht aktuell die geplante 
Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen, die laut Bundes- 
tagsdrucksache 17/8298 Ende des Jahres erlas- 
sen werden soll, vor, insbesondere im Bezug 
auf die Anforderungen an zum Eagern und 
Abfüllen von Jauche, Gülle, Eestmist und Silo- 
gesickeröfen (JGS-Anlagen) und die Sank- 
tionsmöglichkeiten bei Verstößen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 6. Februar 2012 

Bislang gibt es keine Verordnung des Bundes, in der bundeseinheitli- 
che Anforderungen an Anlagen zum Umgang mit wassergefährden- 
den Stoffen festgelegt sind. Die geplante Verordnung über Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (VAUwS) soll die bis- 
herigen diesbezüglichen Eandesverordnungen ablösen. Da diese Ean- 
desverordnungen sowie ergänzende Regelungen zu den JGS-Anla- 
gen sehr unterschiedlich sind, ist auch ein allgemeiner Vergleich mit 
den Regelungen der Eänder nicht möglich. In der VAUwS sollen für 
JGS-Anlagen Anforderungen festgelegt werden, mit denen entspre- 
chend § 62 Absatz 1 Satz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes der best- 
mögliche Schutz der Gewässer vor nachteiligen Veränderungen ihrer 
Eigenschaften erreicht wird. Demnach müssen die Anlagen dicht 
sein und mögliche Ereisetzungen von Stoffen rechtzeitig erkannt 
werden. Besondere Sanktionsmöglichkeiten über die allgemein vor- 
gesehenen Bußgeldbestimmungen hinaus sind für JGS-Anlagen nicht 
geplant. 
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156. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Ursachen sind nach Auffassung der 
Bundesregierung dafür ausschlaggebend, dass 
sich der internationale Handel mit Javaner- 
affen laut Statistik des Washingtoner Arten- 
schutzübereinkommens (WA) in den Jahren 
2004 bis 2008 gegenüber dem Zeitraum 1999 
bis 2003 von 119 373 auf 261 823 Tiere mehr 
als verdoppelt hat (Twenty-fifth meeting of the 
Animais Committee, Selection of the long- 
tailes macaque (macaca fascicularis) for inclu- 
sion in the review of significant trade; reso- 
lution conf 12.8; Rev. COP 13), und wie be- 
wertet die Bundesregierung diese Entwick- 
lung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ursula Heinen-Esser 
vom 6. Februar 2012 

Das AC 25 (Twenty-fifth meeting of the Animais Committee) hat auf 
der Grundlage des Tagungs-Dokumentes AC 25 Doc. 9.6 die Ent- 
scheidung getroffen, die Art Macaca fascicularis für alle Ursprungs- 
länder in den so genannten Significant Trade Review zu überneh- 
men. In AC25 Doc. 9.6 sind die Handelszahlen für diese Art für die 
Jahre 1999 bis 2008 ausgewiesen. Eür den Zeitraum 1999 bis 2003 
ergibt sich daraus ein Handelsumfang von insgesamt 18 765 Tieren 
und für den Zeitraum 2004 bis 2008 wurde der Handel mit insgesamt 
31 613 Tieren ausgewiesen. Eür das Jahr 2009 wird ein Handelsum- 
fang von 7 769 Tieren genannt. Es ist anzumerken, dass die Importe 
nach Deutschland im Zeitraum 2004 bis 2008 gegenüber dem Inter- 
vall 1999 bis 2003 nicht gestiegen, sondern um 64 Prozent gesunken 
sind. Der abnehmende Trend setzte sich auch in den Jahren 2009, 
2010 und 2011 fort. 

Über die Ursachen der Zunahme des weltweiten Handels mit dieser 
Art liegen der Bundesregierung keine Informationen vor. Eine 
belastbare Bewertung dieser Entwicklung ist der Bundesregierung 
daher nicht möglich. 


157. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Eiegen der Bundesregierung Informationen 
darüber vor, dass verschiedene WA-Mitglied- 
staaten Ausfuhrbescheinigungen für Javaner- 
affen ausstellen, die nicht den Bestimmungen 
des WA entsprechen (keine wissenschaftliche 
Unbedenklichkeitsprüfung für Naturentnah- 
men; Ealschdeklaration von Tieren aus der 
freien Natur als Nachzuchten), und wenn ja, 
welche Schritte unternimmt die Bundesregie- 
rung, um gegenüber diesen Staaten auf die 
Einhaltung der WA-Bestimmungen hinzuwir- 
ken? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ursula Heinen-Esser 
vom 6. Februar 2012 

Entsprechende Informationen liegen der Bundesregierung nicht vor. 
Sollten im Rahmen der Bearbeitung von Anträgen auf Einfuhr nach 
Deutschland Zweifel an der Rechtmäßigkeit ausgestellter Ausfuhr- 
dokumente aufkommen, so würde, wie stets in solchen Eällen, mit 
der jeweils ausstellenden Behörde des Ausfuhrlandes Rücksprache 
genommen und würden die anderen EU-Mitgliedstaaten entspre- 
chend informiert. 


158. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Um wie viele Tiere welcher Arten handelt es 
sich bei den im Jahr 2010 für Tierversuche ver- 
wendeten 2 277 Altweltaffen (www.bmelv.de - 
Versuchstierzahlen 2010)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ursula Heinen-Esser 
vom 6. Februar 2012 

Gemäß der Versuchstiermeldeverordnung ist derjenige, der Tierver- 
suche nach § 7 Absatz 1 des Tierschutzgesetzes an Wirbeltieren 
durchführt oder Wirbeltiere nach § 4 Absatz 3, § 6 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 4, § 10 oder § 10a des Tierschutzgesetzes verwendet, ver- 
pflichtet, der zuständigen Behörde Angaben über Art, Herkunft und 
Zahl der verwendeten Wirbeltiere sowie über den Zweck und die Art 
der Versuche oder der sonstigen wissenschaftlichen Verwendungen 
zu melden. Unter dem Begriff Altweltaffen werden alle Affen der 
„Alten Welt“ (Eurasien und Afrika) zusammengefasst. Die Ver- 
suchstiermeldeverordnung differenziert bei den Primaten nur zwi- 
schen Halbaffen, Neuweltaffen, Altweltaffen (außer Menschenaffen) 
und Menschenaffen. Der Bundesregierung liegen somit keine weite- 
ren Informationen darüber vor, welche einzelnen Arten der Altwelt- 
affen zu wissenschaftlichen Zwecken im Jahr 2010 verwendet wur- 
den. 


159. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchen Eändern wurden diese Atwelt- 
affen eingeführt, und aus welchen Eändern 
stammen diese Tiere ursprünglich? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ursula Heinen-Esser 
vom 6. Februar 2012 

Von den genannten im Jahr 2010 für Tierversuche verwendeten 
2 277 Atweltaffen stammten 299 aus Deutschland, 1962 aus anderen 
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EU-Mitgliedstaaten und 12 aus Nicht-EU-Staaten. Bei den restlichen 
4 Tieren handelt es sich um solche, deren Herkunft gemäß Versuchs- 
tiermeldeverordnung nicht registriert wird. Über die Ursprungslän- 
der liegen der Bundesregierung keine Angaben vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


160. Abgeordnete 
Agnes 
Alpers 

(DIE EINKE.) 


Ist es zutreffend, dass nach der Entscheidung, 
staatlich geprüfte Technikerinnen und Techni- 
ker im Deutschen Qualifikationsrahmen 
(DQR) auf der Stufe 6 einzuordnen, diese ge- 
mäß EU-Berufsanerkennungsrichtlinie (2005/ 
36/EG) in der Stufe 4 einzugruppieren sind, 
und wenn nein, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun 
vom 9. Februar 2012 

Der achtstufige DQR und das fünfstufige Klassifikationssystem für 
Berufsqualifikationen gemäß Artikel 1 1 der Berufsanerkennungs- 
richtlinie 2005/36/EG dienen unterschiedlichen Zwecken und müs- 
sen unabhängig voneinander betrachtet werden. Gemäß der Empfeh- 
lung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung 
eines Europäischen Qualifikationsrahmens vom 23. April 2008 lässt 
die Empfehlung die Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parla- 
ments und des Rates vom 7. September 2005 unberührt. Die Ent- 
scheidung über Zuordnungen von Qualifikationen zum Deutschen 
Qualifikationsrahmen (DQR), wie zum Beispiel die Zuordnung des/ 
der staatlich geprüften Techniker/-in zu Niveau 6 des DQR, hat 
keine Auswirkungen auf Qualifikationsniveaus im Rahmen der 
Richtlinie 2005/36/EG. 


161. Abgeordneter 

Kai 

Gehring 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie wird die Bundesregierung die Erforder- 
lichkeit der Einanzierungsmittel im Rahmen 
der nach Artikel 143c Absatz 3 Satz 1 des 
Grundgesetzes (GG) i. V. m. § 6 Absatz 1 des 
Entfiechtungsgesetzes (EntfiechtG) aufgegebe- 
nen Prüfung beurteilen, wenn ihr nach eigener 
Aussage (Antwort der Bundesregierung auf 
die Kleine Anfrage „Hochschulbau“ der Erak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Bundes- 
tagsdrucksache 17/8424) keine Erkenntnisse 
vorliegen, wie hoch der Bedarf für den Aus- 
und Neubau von Hochschulen ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun 
vom 3. Februar 2012 

Artikel 143c Absatz 3 GG bestimmt, dass Bund und Länder bis En- 
de 2013 gemeinsam überprüfen, in welcher Höhe die den Ländern 
im Zeitraum zugewiesenen Finanzmittel zur Aufgabenerfüllung der 
Länder nach 2013 noch angemessen und erforderlich sind. Dafür 
sind aus Sicht des Bundes insbesondere der angenommene Bedarf 
und die bislang durch Länder und Bund aufgebrachten Mittel rele- 
vant. Beides zu ermitteln ist Gegenstand der derzeitigen Bund-Län- 
der-Gespräche. Auf dieser Grundlage wird angesichts der Entflech- 
tungsentscheidung zu klären sein, inwieweit es angemessen ist, hier 
weiterhin Bundesmittel einzusetzen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


162. Abgeordnete 
Agnes 
Brugger 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Im Rahmen welcher Projekte in den Bereichen 
Biodiversität und Schutz von Nationalparks 
leistet die KfW Bankengruppe in der Demo- 
kratischen Republik Kongo in welchem Um- 
fang Unterstützung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp 
vom 6. Februar 2012 

In der Demokratischen Republik Kongo führt die KfW Bankengrup- 
pe derzeit mit Mitteln des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung das Programm „Nachhaltiges 
Naturressourcen-Management“ durch. Auf die Bereiche Biodiversi- 
tät und Schutz von Nationalparks entfallen dabei Mittel in Höhe von 
rund 9,2 Mio. Euro. Die Mittel werden eingesetzt für die Unterstüt- 
zung des Nationalparks Kahuzi-Biega, des Faunareservats Okapi 
und zur Unterstützung der Naturschutzbehörde ICCN. Darüber 
hinaus implementiert die KfW Bankengruppe mit Mitteln des Bun- 
desministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
derzeit das Projekt „Integriertes Schutzgebiet für den Nigri Tiefland- 
regenwald“ mit einem Volumen in Höhe von 1,5 Mio. Euro. 


163. Abgeordnete 
Agnes 
Brugger 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele und welche Art von Zwischenfällen 
gab es in den Jahren 2010 und 2011 bei der 
Umsetzung der von der KfW Bankengruppe 
finanzierten Parkwächter-Projekte in der De- 
mokratischen Republik Kongo? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp 
vom 6. Februar 2012 

In dem von der KfW Bankengruppe unterstützten Faunareservat 
Okapi wurden bei einem Zusammenstoß zwischen Parkwächtern 
und Wilderern im Dezember 2010 zwei Parkwächter getötet. Im Ok- 
tober 2011 kam bei einem Aufeinandertreffen von Parkwächtern 
und Wilderern ein weiterer Parkwächter ums Leben. Zudem wurde 
im Jahr 201 1 eine Parkwächterstation im Faunareservat Okapi ange- 
griffen und teilweise abgebrannt. Über die Anzahl an getöteten oder 
bei Zusammenstößen verletzten Wilderern lassen sich aufgrund der 
unüberschaubaren Situation in den Waldgebieten keine validen An- 
gaben vornehmen. 


164. Abgeordneter 

Thilo 

Hoppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Organisationen haben für welche Vor- 
haben seit 2005 Gelder aus dem Titel „Ent- 
wicklungsorientierte Not- und Übergangshilfe 
(ENÜH)“ erhalten (bitte nach Land und Sum- 
me aufschlüsseln)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp 
vom 30. Januar 2012 

Die Beantwortung Ihrer Frage geht aus den beiden Übersichten her- 
vor, die ich Ihnen gern beifüge. Die Organisationen erhielten im ge- 
nannten Zeitraum - leicht über sieben Jahre - aus dem ENÜH-Titel 
insgesamt rund 820,4 Mio. Euro. 

Wie kürzlich vereinbart, ist unsere Übersicht aufgeteilt nach: Land, 
Zuwendungs-/bzw. Auftragsempfänger, Projekt und Zuwendungs- 
summe. 

Die zweite Übersicht ist aggregiert nach Kontinenten/Großregionen. 
Der regionale Schwerpunkt der ENÜH-Förderung lag auf Subsaha- 
ra-Afrika. 


Der dritte Anhang ist das Abkürzungsverzeichnis/Legende. 
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iNothiLfeprojekt zur Abmilderung der NM-Krise 

lUnterstützung der nationalen Einrichtung zur Vorsorge und Management von Nahrungsknsen 

lUnterstützung der nationalen Einrichtung zur Vorsorge und zum Management von Nahrungskrisen 

lUnterstützung der nationalen Einrichtung zur Vorsorge und zum Management von Nahrungskrisen (DN) 

ISozioökonomtsche Reintegration von aus Libyen nach Niger zurückgekehrten Migranten 

NMH - PRRO 200051 - Lieferung von 1 393 mt Sorghum. 353 mt angerelcherler Gelreide-Sojamischung. 629 mt weißen 
Bohnen und 2 756 mt weißem Mais 

NMNH • EMOP 10398 0 * Lieferung von 1 000 mt Reis und 280 mt Hülsenfrüchte 

InMNH - EMOP 1 0398.0 • Lieferung von 1 300 mt Sorghum und 1 0 mt Bohnen | 

InMNH - EMOP 2001 70.0 - Lieferung von 829 mt PalmenOI | 

ES und Unterstützung der Bildung einer Existenzgrundlage für von den Überschwemmungen betroffene Menschen | 

NMH in der Provinz Sindh | 

Not- und Übergangshilfe. Humanitäre Hilfe in der pakistanischen Provinz Sindh - Sanierung der ländlichen Infrastruktur, 
Landwirtschaftliche Übergangshilfe 

ES und Rehabilitierung von Infrastruktur für Flutopfer in Khyber Pakhtun Khwa 
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1 Projektbezeichnung 
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Verbesserung der produktiven Infrastruktur und der ES im Base-Kirjango-Tal des Distrikts Ruharigo 

[Verbesserung von ES und produktiver Infrastruktur in der Südprovinz 
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|NMH - PRRO 10593 0 - Lieferung von 116 mt Speiseöl und 190 mt mit Protein angereicherte Energtekekse j 
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NMH * PRRO 10554.0 - Lieferung von 400 mt Com-Soja-Biend, 200 mt Gelbe Bohnen und 1.324 mt Bulgurweizen | 

NMH • PRRO 10554.0 - Lieferung von 430 mt Weizen, 250 mt Gelbe Bohnen, 135 mt Speiseöl und 14 mt Salz | 

|NMH < PRRO 200062 • Lieferung von 495 mt Com-Soja-Blend. 46 mt Speiseöl und 38 mt Zucker | 

InmH - PRRO 200062 • Lieferung von 520 mt Super Getreide | 
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1 Projektbezeichnung 

lEntwIcklungsorientierte NH für von Hunger betroffene ländliche Bevölkerung in den Distrikten Gutu und Mwenezi | 

lEntwicktungsorientierte NH in der Provinz Masvingo | 

Verbesserung der Trinkwasserversorgung in öffentlichen Einrichtungen sowie der Ernahrungslage durch die Einführung 
bewässerten Gartenbaus und nachhaltiger Landwirtschaft 

Verbesserung der Trinkwasserversorgung sowie der ES durch die Einführung bewässerten Gartenbaus und nachhaltiger 
Landwirtschaft 

|Food-for-Work-Maßnahmen zur ES und Verbesserung der landwirtschaftlichen Produktion | 

[Gartenbauliches Produktions- und Wassermanagement j 

Integriertes Landwirtschafts- und Wassermanagementprojekt Matabeleland Nord 

Landwirtschaftliches NH- und Wasserversorgungsproiekt 

Landwirtschaftliches Produktions- und Wasserversorgungsprojekt 

Landwirtschaftliches Übergangshilfe- und Tnnkwasserprojekt 

ISchul- und kommunales Wasserversorgungsprojekt | 

[Verbesserung der landwirtschaftlichen Produktion durch Food-for-Work-Maßnahmen [ 

[Verbesserung landwirtschaftlicher Produktionsbedingungen (Food-for-Work) [ 

[Wasser- und Management • Projekt | 

[Förderung der ES und Lebensgrundlagen [ 
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Armutsbekampfung durch nachhaltige lokale Entwicklungen mit Hilfe Einkommen schaffender Maßnahmen in Mashonaland 
East und Einzugsgebiet Harare 

lESinGutu | 

[integnertes ländliches Projekt an Schulen / Rehabilitation der Wasserversorgung und Conservation farming j 

[Ländliches Rehabiiitationsprojekt zur Förderung der ES von bedürftigen Haushalten im ländlichen Simbabwe | 

[Landwirtschaftliches Rehabilitationsproqramm (in Kombination mit ECHO*^) 1 
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InMNH für Dürreopfer ] 

[NMNH für HIV/AIDS-Patienten in Kombination mit der Förderung einkommensschaffender Maßnahmen | 

[NMNH für HIV/AIDS-Patienten in Kombination mit der Förderung einkommensschaffender Maßnahmen | 

[NMNH für HIV/AIDS-Patienten in Kombination mit der Förderung landwirtschaftlicher Maßnahmen | 

NMNH für Waisenkinder und HlV-Patlenten in Kombination mit Einkommen schaffenden- und landwirtschaftlichen 

Maßnahmen 

[Rehabilitierung der Wasserversorgung J 

Rehabilitierung der Wassen/ersorgung für den Distrikt Gutu bei gleichzeitigen Trainingsmaßnahmen und Bereitstellung von 
Ersatzteilen 
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Rehabilitierung von Brunnen und Handpumpen in den Provinzen Matabeleland South. Masvingo und Midlands | 

Rückführung, Wiedereingliederung ur>d Notversorgung von Opfern politischer Gewalt j 

iRückführung, Wiedereingliederung unä Notversorgung von Opfern politischer Gewalt | 
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1 Träger | Projektbezeichnung 

Itraumabearteitung und Armutsbekampfung von Opfern politischer Gewalt in Midlands und in Vororten von Harare 
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NMH - PRRO 10310 0 - Aufstockung der PRRO Südliches Afrika; Lieferung von 1 984 t Reis von Algerien nach Simbabwe 
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Anlage 2 


Leistungen des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Zusammenarbeit (BMZ) nach Regionen und Trägern für Entwicklungsorientierte Not- 
und Übergangshilfe (ENÜH) - Titel 687 20 - seit 2005 


stand: 27.01.2012 

Kosten 


I * 

raDMi 

Tritotr 

in Euro 

Gesamt 

Anteil 


GTZ/GIZ 

153.619.620,86 




WEP 

99.835616 04 




DWHH 

69 023.187.00 




UNHCR 

28.000 000,00 




IKRK 

21.000.000.00 




Diakonie 

20.698.873,08 



Afrika (südlich der Sahara) 

DRK 

13 929 463.18 

448.387.829,65 

54,65% 


HELP 

13.811.256.95 




DCV 

13 586 175,00 




CARE 

8.653 127.54 




Malteser 

3488510,00 




JUH 

1.649 648,00 




KNH 

1 092.352.00 




GTZ/GIZ 

95 740 569.93 




WEP 

80.374.203.96 




DWHH 

36 996 563.18 




Malteser 

6228.425,00 




HELP 

5.195 000,00 




DCV 

4 613.374.04 



Asien und Pazifik 

CARE 

2.635 067,00 

238.310.570,11 

29,05% 

Diakonie 

1 365 838.00 


Mediothek 

1 350 000,00 




UNHCR 

1.300 000,00 




KNH 

1.015.439.00 




DRK 

761 690,00 




IKRK 

600.000.00 




CBM 

134 400,00 




GTZ/GIZ 

34 744 669,87 




WEP 

9.650 000,00 




DWHH 

7 730 550,00 




Diakonie 

6.210.000,00 



Mittel- und Lateinamerika 

DCV 

4280 625,00 

67.571.844,87 

8,24% 

DRK 

1 876.000.00 


JUH 

1.570 000,00 




HELP 

1 060 000,00 




Malteser 

350 000,00 




CARE 

100.000,00 



> 

WEP 

9.200 000,00 




CARE 

1.372.000,00 




UNRWA 

950.000,00 



Naher Osten 

IKRK 

500.000,00 

13.289.500,00 

1,62% 

DRK 

490 000.00 


medico 

377.500,00 




DCV 

300 000,00 




GTZ / GIZ 

100.000.00 




GTZ / GIZ 

14 090 323.82 



Mittel- und Osteuropa / Nachfolgestaaten GUS 

DWHH 

1 945 000,00 

17.173.323,82 

2,09% 

DCV 

588 000.00 


WEP 

550 000,00 




GTZ / GIZ 

12.189972,05 



nicht aufteilbar 

WEP 

10 481 065,00 

35.671.037,05 

4,35% 

Weltbank 

8 000 000.00 


OCHA 

5 000 000.00 




Gesamt 

820.404.105,50 

820.404.105,50 

100,00% 
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Anlage 3 


Legende: 

' DCV: Deutscher Cantasverband e.V. 

* ES: Ernährungssicherung 
® KV: Katastrophenvorsorge 

* DWHH: Deutsche Welthungerhilfe e.V. 

® GTZ / GIZ: Deutsche Gesellschaft für technische / internationale Zusammenarbeit GmbH 

* EZ: Entwicklungszusammenarbeit 
^NH Nothilfe 

* IDPs: Intemally displaced persons - inter Vertriebene 

® Kombi-Finanzierung: Partnerschaftprogramm mit dem UNHCR 
10 pQp. provincial Development Fund - Provinzentwicklungsfonds 
" BMVg: Bundesministerium für Verteidigung 
AA: Auswärtiges Amt 

CIMIC: Civil-Military Co-Operation - Zivilmilitärische Zusammenarbeit 
HELP: Hilfe zur Selbsthilfe e.V 
'* NM. Nahrungsmittel 
Mediothek: Mediothek für Afghanistan 
UNHCR; Flüchtlingshochkommissar der Vereinten Nationen 
'• WEP; Welternähnjngsprogramm 
'* NMH: Nahrungsmittelhilfe 

“ PRRO: Programmfoim des WEP mit Nummer - Protracted relief and recovery Operation 
NMNH: Nahrungsmittelnothilfe 

“ EMOP: Programmform des WEP mit Nummer - Emergency Operation 
na: nicht aufteilbar 
EL. Entwicklungsländer 

Diakonie: Diakonisches Werk der Evangelischen Kirche Deutschland 
** lESP: Integriertes Emährungssicherungsprojekt 
DRK Deutsches Rotes Kreuz 
KNH Kindemothilfe e.V. 

” CARE: CARE Deutschland-Luxemburg e V. 

“ JUH: Johanniter-Unfall-Hilfe e.V. 

OCHA: UN-Büro für die Koordination der humanitären Hilfe 
“ CERF: Programmform von OCHA - Central Emergency Response Fund 
” Weltbank: Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
^ GFDRR: Programmform von OCHA - Global Facility for Disaster Reduction and Recovery 
” IRA: Programmform des WEP - Immediately Response Account 
^ Malteser: Malteser International 
IKRK: Internationales Komitee vom Roten Kreuz 
“ UNRWA; VN-Hilfswerk für Palästinensische Flüchtlinge im Nahen Osten 
EEF: Europäischer Entwicklungsfonds 
medico: medico International 

*' ECHO Amt für die humanitäre Hilfe und Zivilschutz der EU 
EU: Europäische Union 

UNICEF Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen 
** DFID: Department für internationale Entwicklung aus Großbritannien 
CBM: Christoffel-Blindenmission Deutschland e.V. 

TZ: Technische Zusammenarbeit 
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165. Abgeordneter 

Dr. h. c. Jürgen 
Koppelin 

(FDP) 


Wie viele Übernachtungen für wie viel Perso- 
nen mussten in den Jahren 2008 und 2009 für 
Angehörige des Bundesministeriums für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ), die ihren Dienstsitz in Bonn haben, in 
Berlin gezahlt werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp 
vom 9. Februar 2012 

Die angefragten Informationen werden im Einzelnen nicht statistisch 
erfasst. Insofern beruht die Beantwortung Ihrer Frage auf einer über- 
schlägigen Berechnung: 

Im Jahr 2008 gab es ca. 900 dienstlich erforderliche Übernachtungen 
für ca. 180 Mitarbeiter/-innen des Bonner Dienstsitzes in Berlin. 

Im Jahr 2009 gab es ca. 950 dienstlich erforderliche Übernachtungen 
für ca. 190 Mitarbeiter/-innen des Bonner Dienstsitzes in Berlin. 


166. Abgeordneter 

Dr. h. c. Jürgen 
Koppelin 

(FDP) 


Wurden für die Übernachtungen bestimmte 
Unterkünfte oder Hotels aus Kostengründen 
bevorzugt, und wenn ja, welche? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp 
vom 9. Februar 2012 

Für notwendige Übernachtungen in Berlin wird durch die Dienstrei- 
senden grundsätzlich auf Hotels der sogenannten TMS-Hotelliste des 
Bundes zurückgegriffen. In dieser Liste werden den Dienstreisenden 
Hotelzimmer in Deutschland zu speziellen Bundraten angeboten. 

Die Liste wird von der Geschäftsstelle Travelmanagement des Bun- 
des nach Verhandlungen mit den Hotels erarbeitet und nach Zustim- 
mung durch das Bundesministerium der Finanzen gemäß § 40 der 
Bundeshaushaltsordnung den Verwaltungen des Bundes zur Verfü- 
gung gestellt. Die Übernachtungskosten nach der TMS-Hotelliste 
entsprechen somit den Grundsätzen der Sparsamkeit und Wirtschaft- 
lichkeit nach dem Bundesreisekostengesetz. Eine Statistik über die 
Häufigkeit der Nutzung einzelner Hotels wird nicht geführt. 


Berlin, den 10. Februar 2012 
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